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Kurzfassung (Executive Summary) 

 Von den Befragten waren 355 (52,3%) weiblich, 322 (47,4%) männlich und 2 (0,3%) divers. Bei den 
Befragten zeigte sich ein überwiegender Anteil mit einem mittleren Bildungsabschluss. Die Vertei-
lung des Nettoeinkommens der Haushalte folgt in Zwickau etwa einer „Gauß-Kurve“ der Normal-
verteilung zwischen unter 1.000 Euro und über 6.000 Euro. Die Befragten in Zwickau informieren 
sich – entsprechend der Altersstruktur der Stichprobe – ganz klassisch. Die häufigste Informations-
quelle ist mit über 70% das öffentlich-rechtliche Fernsehen.  

 Das Interesse an Politik unter den Befragten in Zwickau ist nicht übermäßig, aber recht ausgewo-
gen. Bei der Betrachtung der persönlichen politischen Verortung der Befragten, kommt zu einer 
Gauß-Kurve mit einem sehr starken Ausschlag bei „5“, also genau in der Mitte. Mit knapp 13% für 
die AfD und gut 9% für DIE LINKE wählen über ein Fünftel der Bevölkerung Zwickaus Parteien an 
den Rändern des politischen Spektrums. Es lässt sich feststellen, dass die AfD die Partei der Men-
schen mit beruflicher Ausbildung ist, während die FDP und insbesondere Die Grünen die Parteien 
der Akademiker sind.  

 Insgesamt ist das Vertrauen in die politischen Gremien und ordnungsrechtlichen Institutionen auf 
allen Ebenen in Zwickau nicht besonders ausgeprägt. Allerdings werden ordnungsrechtliche Insti-
tutionen wie Polizei und Gerichte deutlich besser eingeschätzt als politische Parteien.  

 Unter den Befragten aus Zwickau gibt es viel Skepsis gegenüber der herrschenden demokratischen 
Ordnung. Dabei gibt es eine Gruppe von etwa jedem Fünften unter den Zwickauer Befragten, die 
deutlich für autoritäre Strukturen eintritt und ein weiteres Fünftel, das sich zumindest nicht deut-
lich dagegen ausspricht. Über die Hälfte der Befragten gibt an, dass es in Deutschland nicht sozial 
gerecht zugehe. Das Gefühl wirtschaftlicher und sozialer Ungerechtigkeit mag auch mit einer kon-
kreten Identifizierung als Ostdeutsche(r) zusammenhängen. Deutlich über 10% der Befragten stim-
men kommunistischen Propagandaaussagen zu. Mehr als ein Drittel der Befragten in Zwickau sieht 
Russland auch nach dem Beginn des Angriffskrieges auf die Ukraine noch als „strategischen Part-
ner“.  

 In Zwickau geben etwa 12% der Befragten an, sich häufig ehrenamtlich zu engagieren. Hier domi-
niert unter den engagierten Bürger*innen eindeutig das Vereinsleben. Die Hinderungsgründe für 
ehrenamtliches Engagement sind zumeist praktischer Natur. Etwa 40% der Befragten können sich 
aber vorstellen, sich über Onlinebeteiligungen, Petitionen oder Einwohner*innenversammlungen 
in die Lokalpolitik der Stadt Zwickau einzubringen.  

 Die allgemeine Lebenszufriedenheit in Zwickau ist grundsätzlich als positiv zu bewerten. Zusam-
menfassend kann man sagen, dass die Zwickauer bei besserem Schulabschluss, höherer Berufs-
ausbildung und höherem Einkommen zufriedener sind. Nach Wahlverhalten geordnet stellt es sich 
wie folgt dar: Insbesondere die Wähler*innen von Die Grünen bezeichnen zu drei Vierteln ihre 
wirtschaftliche Situation als sehr gut oder gut. Unzufrieden sind die Wähler*innen der AfD und von 
DIE LINKE. Die Befragten schätzen ihre persönliche Lage deutlich besser ein als die in der Stadt. Die 
Sorgen der Befragten betreffen überwiegend allgemeine gesellschaftliche Entwicklungen und we-
niger persönliche Umstände, v.a. dass die Gegensätze zwischen Arm und Reich in Deutschland zu-
nehmen.  

 Über 40% der Befragten glauben, dass das Image der Stadt immer noch unter rechtsextremisti-
schen Vorfällen leidet. Zwickau scheint aber eine Stadt zu sein, in der die Menschen gerne leben. 
Allerdings leben nur gut 20% der Jüngeren sehr gerne in Zwickau, während es gut ein Drittel der 
Älteren sind. Die größte Zufriedenheit unter den Befragten herrscht über die Grünanlagen und 
Parks der Stadt. Dann folgen die Kultureinrichtungen. Die größten Probleme in der Stadt Zwickau 
werden von den Befragten im Verkehr und der ärztlichen Versorgung gesehen. Zwickau ist eine 
sehr sichere Stadt. In der Stadt allgemein fühlen sich nachts aber nur noch ca. 40% halbwegs sicher. 
Ein knappes Drittel der Befragten fühlt sich durch bestimmte Personengruppen in der Stadt 
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Zwickau „beeinträchtigt“. Besonders stark ist das Gefühl der Beeinträchtigung bei den Anhä-
nger*innen der AfD ausgeprägt. 

 Von den einheimischen Befragten haben gerade einmal ein Viertel sehr häufig oder häufig Kontakt 
mit Menschen mit Migrationshintergrund. Die Zahl von Menschen mit Migrationshintergrund wird 
von etwa 40% der Zwickauer Befragten deutlich überschätzt. Die einheimische Zwickauer Bevöl-
kerung ist eindeutig nicht antisemitisch eingestellt, es gibt aber enorme Vorbehalte gegenüber 
Flüchtenden und Asylbewerber*innen aus dem arabischen und nordafrikanischen Raum, aus Sub-
sahara-Afrika sowie gegen Sinti und Roma. Die meisten Probleme haben die Zwickauer*innen mit 
muslimischen Migrant*innen. In Zwickau ist eine Ablehnung der Zuwanderung und eine recht weit 
verbreitete Angst vor einer „gefährlichen Überfremdung“ durch Ausländer*innen erkennbar . 

 Die Nutzung der Kultur- und Freizeitangebote der Stadt Zwickau durch die Befragten ist nicht über-
mäßig groß. Insgesamt sind die Zwickauer Museen keine Orte, die von der einheimischen Bevölke-
rung regelmäßig aufgesucht werden. Den größten Zuspruch finden in der Stadt Zwickau die Res-
taurants, Gaststätten, Bars und Kneipen. Zu konkreten Fragen äußerten sich die Befragten wie 
folgt, wenn gleich in der Deutung der Fragen Interpretationsspielraum herrscht: 

o Eine Bürger*innen-App wird von einer klaren Mehrheit der Befragten gewünscht. 
o Die Neugestaltung des Stadtteiles 26/Eckersbach E5 wird deutlich positiv bewertet. 
o Die Neugestaltung des Ostteils der Innenstadt (DDR-Wohnungsbau Katharinenstraße / 

Nicolaistraße) mit Wohnen, Kultur, Bildung, Freiräumen, Grünflächen, nicht störendem 
Gewerbe wird von gut 10% der Befragten als sehr dringend und von 22% als dringend ein-
gestuft. 

o Die Verlängerung der Mitteltrasse S293 ab dem Kreisverkehr Werdau B175 in Richtung 
B93/BAB4 wird von knapp 37% der Befragten als (sehr) dringend empfunden. 

o Die Sanierung der Gleisanlagen der Straßenbahn zum Hauptbahnhof wird von einem über-
wiegenden Teil der Befragten für dringend gehalten. 

o Den Bau einer Jugendherberge in der Nähe der Innenstadt halten knapp 30% der Befragten 
für (sehr) dringend, etwa 17% für nicht dringend und über 11% lehnen sie ab. 

o Bei etwa zwei Dritteln der Befragten fand der Gedanke einer wiederkehrenden Bürger*in-
nenbefragen deutliche Zustimmung – und das über alle Parteigrenzen hinweg. 

 Auch für die Befragten in Zwickau ist das Auto ihr bevorzugtes Verkehrsmittel. Gut die Hälfte der 
Befragten nutzt es, um zur Arbeit, in die Ausbildung oder zum Studium zu kommen. Für die Befrag-
ten in Zwickau ist der ÖPNV zu teuer. Für gut ein Drittel der Befragten sind zudem die Anbindungen 
ungünstig oder schlecht. Zu konkreten Fragen äußerten sich die Befragten wie folgt: 

o Die Infrastruktur für Elektromobilität in Zwickau halten lediglich knapp 10% der Befragten 
für gut.  

o Weitere Tempolimits wünschen sich über die Hälfte der Befragten explizit nicht, nur etwa 
11% wünschen sie ausdrücklich.  

o Den Ausbau der Fahrradwege in Zwickau halten etwa zwei Drittel der Befragten für not-
wendig. 

o Etwa die Hälfte der Befragten unterstützt die Forderung, rund um den Hauptmarkt eine 
autofreie Zone zu schaffen.   
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1. Der Zwickau Ticker 2022 
1.1 Intention und Zielsetzung 

Die Untersuchung von Lebenszufriedenheit, konkreten Lebensumständen und Einstellungen zum de-
mokratischen System in Deutschland spielen eine wichtige Rolle bei der Bemühung, die Demokratie zu 
stärken und gegen autoritäre Strömungen standfest zu machen. Deshalb gibt es z.B. seit 2017 den 
„Sachsen-Monitor“, in dem landesweit die Einstellungen der Bevölkerung des Freistaates gegenüber 
Politik, Parteien, staatlichen Einrichtungen, konkreten politischen Sachfragen – aber auch insgesamt 
zur Demokratie im Allgemeinen – untersucht werden. Die Ergebnisse sind zwar repräsentativ und da-
mit auch auf Zwickau anwendbar, eine konkrete Abfrage von Bürger*innenwünschen und -meinungen 
bezogen auf die Stadt Zwickau kann der „Sachsen-Monitor“ allerdings nicht leisten. Deshalb liegt für 
die Stadt Zwickau keine entsprechende Untersuchung vor, die es den kommunalen Politiker*innen, 
der Verwaltung, Vereinen, Institutionen und Einrichtungen erlauben würde, bewusst auf die Einstel-
lungen und Wünsche der Bevölkerung zu reagieren. 

Deshalb legte der Alte Gasometer e.V. in Zusammenarbeit mit SOFUB (Sozialwissenschaftliche For-
schung und Beratung) bereits im Jahre 2020 eine Studie mit dem Titel „Zwickau-Ticker 2020: Situa-
tions- und Ressourcenanalyse für die Ausrichtung und Umsetzung der Zwickauer Partnerschaft für De-
mokratie sowie der Demokratiearbeit in Zwickau“ vor. Darin analysierten die Autor*innen anhand öf-
fentlich zugänglicher Daten die soziale und politische Situation in der Stadt Zwickau. Insbesondere fo-
kussierten sie auf die Lebenssituation junger Menschen sowie von Menschen mit Migrationshinter-
grund, rechte Netzwerke, „Corona-Verschwörungen“ und andere demokratieablehnende Bestrebun-
gen in der Stadt. In dieser Studie formulierten sie zudem zwei konkrete Vorschläge. Zum einen soll „der 
Zwickau Ticker als entwicklungsoffenes Monitoring-Instrument zum Zwecke der Sozialberichterstat-
tung, Bündelung von Erkenntnissen und Studienergebnissen und Umsetzung von Befragungen in der 
Kommune“ weiterentwickelt werden. Des Weiteren sollten „Ableitungen und Entwicklungsideen für 
die künftige Ausgestaltung von demokratiefördernden Bedingungen und Formaten in der Stadt 
Zwickau“ kreiert werden.1  

Deshalb beantragte der Alte Gasometer e.V. im Rahmen des Bundesprogramms „Demokratie leben!“ 
erfolgreich Finanzmittel zur Durchführung einer breit angelegten empirischen Erhebung in der Stadt 
Zwickau im Jahre 2022. Es wurde ein Fragebogen entwickelt, der einen breiten Bereich von der allge-
meinen Lebenszufriedenheit bis hin zu politischen Einstellungen der Bürger*innen Zwickaus abfragt. 
Für die Umsetzung der Umfrage und deren Auswertung konnten mehrere regionale Wissenschaftler 
gewonnen werden, die sowohl über das fachliche Know-how als auch über Kenntnisse der Region ver-
fügen. 

Diese Studie stellt die Ergebnisse der im Sommer 2022 erfolgten Umfrage detailliert und im regionalen 
Vergleich differenziert dar. Dafür werden zunächst die Stadt Zwickau, die Umfrage selber und die Stich-
probe vorgestellt. In den folgenden drei Hauptkapiteln werden dann die politischen Einstellungen der 
Bürger*innen Zwickaus, ihre Lebenszufriedenheit, das Leben derselben in der Stadt Zwickau und im 
konkreten Wohnviertel sowie ihre Bewertungen der Stadtverwaltung analysiert. Auf diese Weise soll 
ein differenziertes Bild des Lebens, der (Un-)Zufriedenheit und der politischen Einstellungen der Men-
schen in der Stadt Zwickau geschaffen werden. Verwaltung, Politik, Vereine, Institutionen und Einrich-
tungen sollen ihr Wirken so noch konkreter an den Bedarfen der Menschen Zwickaus ausrichten kön-
nen. Was diese Studie nicht liefert, sind konkrete ausformulierte Handlungsempfehlungen, die sich aus 
den Ergebnissen der Befragung ergeben. Dafür empfiehlt sich eine Nachbesprechung der Ergebnisse 
in den verschiedensten kommunalen Expert*innen- und Bürger*innengremien.   

 
1 Bley et al. (2020), S. 52. 
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1.2 Die Stadt Zwickau – Rahmendaten 

Die Stadt Zwickau ist ein regionales Verwaltungs- und Wirtschaftszentrum im Westen Sachsens, die 
sich als „Automobil- und Robert-Schumann-Stadt“ präsentiert. Gemäß einer Broschüre der Stadtver-
waltung weht in Zwickau ein „frischer Innovationswind im ausgewogenen Branchenmix“, das „Umfeld 
dieser außerordentlich l(i)ebenswerten und sozialen Stadt ist für die knapp 90.000 Menschen, die hier 
arbeiten und leben, angenehm und stimmig“.2 Tatsächlich verfügt die Stadt über zahlreiche Kultur- und 
Freizeiteinrichtungen und eine Hochschule – die Westsächsische Hochschule Zwickau. Ein negatives 
Image wiederum lastet der Stadt Zwickau wegen des „NSU“ („Nationalsozialistischen Untergrund“), 
der zwischen 2000 und 2007 neun Migrant*innen und eine Polizistin ermordete, an.3 Hinzu kommt 
eine „relative nominelle Stärke der rechtsextremistischen Szene im Landkreis Zwickau“.4 Selbstdarstel-
lung der Stadt und Außenwahrnehmung sind daher in Teilen ambivalent.  

Insbesondere die demografische Entwicklung der Stadt als auch die soziale Lage der Bewohner*innen 
sind relevant für ein Verständnis des persönlichen Wohlbefindens der Bürger*innen wie auch ihrer 
politischen Einstellungen. 

 

Demografische Entwicklung 

Die Stadt Zwickau hatte am 3.10.1990 – dem Tag der deutschen Vereinigung – 124.788 Einwohner*in-
nen. Dies schrumpfte – trotz Eingemeindungen – bis zum Mai 2011 auf ca. 93.000, und dann bis Ende 
2021 noch einmal auf ca. 87.000 Einwohner*innen. Im Verlauf von 31 Jahren hat Zwickau demnach 
38.196 Einwohner*innen (oder 30,61%), also knapp ein Drittel, trotz zusätzlicher Eingemeindungen 
verloren. Der Landkreis Zwickau verlor in der gleichen Periode in vergleichbarer Größe 103.184 Ein-
wohner*innen (oder 24,99%). Im Freistaat Sachsen insgesamt ging die Anzahl der Bewohner*innen 
von 4,78 Millionen im Jahr 1990 auf 4,04 Millionen im Jahr 2021 zurück. Das entspricht lediglich einer 
Schrumpfung von ca. 15%.5 Die Stadt Zwickau ist damit im langfristigen Vergleich eine stark schrump-
fende Kommune in einem regionalen Umfeld, in dem die Bevölkerung ebenfalls deutlich überpropor-
tional im Landesvergleich zurückgegangen ist. 

 

Tabelle 1: Gemeindestatistik 2022 - Bevölkerung 

   Stadt Zwickau Landkreis Zwickau  
Bevölkerung am 03.10.1990 124.788 412.805 
Bevölkerung am 09.05.2011 93.081 335.220 
Bevölkerung am 31.12.2021 insgesamt 86.592 309.621 
    männlich 42.266 151.258 
    weiblich 44.326 158.363 
Zu-/Abnahme 31.12.2021 gegenüber 31.12.2020 -924 -2.412 
    in Prozent -1,1% -0,8% 
    je 1 000 Einwohner -10,6 -7,8 
Ausländer*innen am 31.12.2021 insgesamt 5.725 12.866 

Quelle: sachsen.de (2022a). 

 
2 Stadt Zwickau (2022), S. 3. 
3 Wikipedia (2022). 
4 Bley et al. (2020), S. 39. 
5 Sachsen.de (2022c). 
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Selbst im Jahr 2021 war der Saldo der Bevölkerungsentwicklung noch negativ (-924 Personen, -1,1%). 
Dennoch überwogen im Jahre 2021 die Zuzüge die Fortzüge um 106 Personen. Der negative demogra-
fische Trend geht hingegen auf den „demografischen Wandel“ und dabei insbesondere auf die im Ver-
gleich zur Sterberate geringe Geburtenrate, zurück. Im Landkreis Zwickau ist die Entwicklung vergleich-
bar. 

 

Tabelle 2: Gemeindestatistik 2022 - Bevölkerungsbewegung 2021 
 

Stadt Zwickau Landkreis Zwickau  
Lebendgeborene insgesamt 662 2.175 
    je 1 000 Einwohner*innen 7,6 7,0 
Gestorbene insgesamt 1.670 6.013 
    je 1 000 Einwohner*innen 19,2 19,3 
Überschuss Lebendgeborene bzw. Gestorbene insgesamt -1.008 -3 838 
    je 1 000 Einwohner*innen -11,6 -12,3 
Zuzüge insgesamt über die Gebietsgrenze    3.804 8.722 
    je 1 000 Einwohner*innen    43,7 28,1 
Fortzüge insgesamt über die Gebietsgrenze   3.698 7.255 
    je 1 000 Einwohner*innen   42,5 23,3 
Überschuss Zu- bzw. Fortzüge insgesamt 106 1.467 
    je 1 000 Einwohner*innen 1,2 4,7 

Quelle: sachsen.de (2022a). 

 

Zwickau stellt sich somit als eine Stadt mit komplett umgekehrter Bevölkerungspyramide dar. Wäh-
rend die Kinder und Jugendlichen bis 18 Jahren insgesamt nur 14,4% der Bevölkerung ausmachen, 
stellen die Senior*innen von über 65 Jahren die größte Bevölkerungsgruppe mit insgesamt 29,68%. 
Das übertrifft noch den sächsischen Durchschnitt von 18,0% unter 20-Jährigen sowie 27,0% über 65-
Jährigen im Jahre 2021.6  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
6 Sachsen.de (2022) und eigene Berechnungen. 
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Abbildung 1: Die Bevölkerungsstruktur der Stadt Zwickau am 31.12.2021 

 

Quelle: Sachsen.de (2022a). 

 

Der Anteil der ausländischen Bevölkerung in der Stadt Zwickau lag am 31.12.2021 bei 6,61% (5.725 
Personen), im Landkreis Zwickau sogar nur bei 4,16% (12.866 Personen, Stand Ende 2021). Im Land 
Sachsen lag der Ausländer*innenanteil im Jahre 2021 hingegen bei durchschnittlich 5,7%.7 Das ist im 
Vergleich zu westlichen Bundesländern bzw. den Stadtstaaten Deutschlands allerdings sehr gering. Im 
Jahre 2020 lag der Anteil ausländischer Bevölkerung z.B. in Berlin bei 19,6%, in Bremen bei 19,0% und 
in Hessen bei 16,9%. Einen geringfügig niedrigeren Ausländer*innenanteil als in Sachsen gab es im 
Jahre 2020 lediglich in Sachsen-Anhalt, Brandenburg und Mecklenburg-Vorpommern.8 Die Personen 
mit ausländischer Staatsangehörigkeit in Zwickau kommen v.a. aus Syrien (975 Personen), Afghanistan 
(538), Polen (434), Vietnam (359), der Tschechischen Republik (235), der Russischen Föderation (230), 
der Slowakei (219), Rumänien (204), dem Irak (185) sowie der Türkei (166).9 Dabei ist die Zuwanderung 
vor allem von Menschen aus der Ukraine seit Februar 2022, sowie in Folge der Erdbeben in der Türkei 
und Syrien und der allgemeinen weltpolitischen Lage noch nicht berücksichtigt.10 

 

Soziale Verhältnisse 

Hinweise auf die soziale Situation in der Stadt Zwickau bietet ein Datensatz der Bertelsmann Stiftung 
für die Jahre 2014 bis 2020. Er zeigt eine zumindest teilweise Verbesserung der Lage in der Stadt im 
Berichtszeitraum. Die Kommunalstatistik bietet v.a. Daten über die Wohnsituation der Bürger*innen, 
deren Einkommenssituation, Arbeitslosigkeit und Armutsquoten. Gemäß den Daten der Bertelsmann-

 
7 Sachsen.de (2022). 
8 Bundeszentrale für politische Bildung (2022). 
9 Mitteilung der Stadtverwaltung Zwickau vom 31.3.2022. 
10 Laut Homepage der Stadt Zwickau beträgt der Bevölkerungsanteil ausländischer Menschen inzwischen 9,9%: 
https://www.zwickau.de/de/wirtschaft/standort/faktoren/bevoelkerung.php  
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Stiftung ist die Wohnungssituation in Zwickau zwischen 2014 und 2020 größtenteils unverändert ge-
blieben. Während sich der Anteil von Einpersonenhaushalten kontinuierlich erhöht hat und der Anteil 
von Haushalten mit Kindern entsprechend zurückgegangen ist, hat sich die Wohnfläche pro Person auf 
43,3 m2 leicht erhöht. Der Anteil von Wohnungen in Ein- oder Zweifamilienhäusern ist zwischen 2014 
und 2020 nur sehr leicht gestiegen. Während sich die Zahlen bzgl. der Haushaltsformen und zur Ver-
fügung stehenden Quadratmeter pro Person kaum von den Durchschnittswerten in Sachsen unter-
scheiden, liegt der Anteil von Wohnungen in Ein- und Zweifamilienhäusern mit 19,0% deutlich unter 
dem in Sachsen (33,2%), aber deutlich höher als z.B. in Leipzig (11,0%).11 Dies ist vermutlich auf die 
Struktur als mittleres Verwaltungszentrum – einerseits nicht Großstadt, andererseits nicht ländlicher 
Raum – zurückzuführen. 

Von 2014 bis 2018 konnte eine  Verbesserung der Kaufkraft der Zwickauer Haushalte festgestellt wer-
den. Im gleichen Zeitraum sank der Anteil der Haushalte mit niedrigem Einkommen (< 25.000€ p.a.) 
um knapp 3% auf 54,8%, der Anteil der Haushalte mit mittlerem Einkommen (25.000 bis unter 50.000€ 
p.a.) nahm hingegen um 2,2% zu, der Anteil der Haushalte mit hohem Einkommen (> 50.000€ p.a.) 
stieg jedoch nur um 0,6%. Im Vergleich zum Freistaat Sachsen war die Kaufkraft im Jahre 2018 mit 
41.405€ (vs. 41.285€) vergleichsweise etwas höher, der Anteil der Haushalte mit niedrigem Einkom-
men mit 54,8% (vs. 56,7%) etwas niedriger.  

Die Arbeitslosenquote ist in Zwickau zwischen 2014 und 2020 kontinuierlich zurückgegangen, konkret 
von 10,0% auf 7,1%. Damit lag sie im Jahr 2020 sogar etwas unter dem sächsischen Durchschnitt (7,4%) 
und deutlich unter der in Leipzig (9,0%).12 Dabei ist festzustellen, dass die Arbeitslosenquote bei den 
ausländischen sozialversicherungspflichtig Beschäftigten kontinuierlich deutlich höher liegt, im Jahre 
2020 z.B. bei 21,7%. Die Arbeitslosigkeit unter Immigrant*innen ist demnach etwa dreimal höher als 
die der einheimischen Bevölkerung. Die Jugendarbeitslosigkeit lag hingegen nur unbedeutend über der 
allgemeinen Arbeitslosenquote (z.B. im Jahr 2020 bei 8,3% vs. 7,2%). Deutlich gesunken sind zwischen 
2014 und 2020 die Quoten für Kinder- und Jugendarmut, während die Quote der Altersarmut gleich-
geblieben ist. Die Bertelsmann-Stiftung berechnet diese Quoten in Prozent der Bevölkerung unter 15 
Jahren, 15 – 17 Jahren bzw. über 65 Jahren, die Leistungen nach SGB II erhalten. So sank im betrach-
teten Zeitraum von 2014 bis 2020 die Kinderarmut von 21,1% auf 14,9%, die Jugendarmut von 15,9% 
auf 9,6%, während die Altersarmut bei ca. 0,8% verharrte. Die ersten beiden Zahlen sind allerdings 
deutlich höher als im sächsischen Durchschnitt (10,7% bzw. 7,4%), während die Altersarmut knapp 
unter dem sächsischen Durschnitt von 1,1% liegt.13 Auch die SGB II-Quote sank zwischen 2014 bis 2020 
von 12,5% auf 9,9% und die ALG II-Quote von 11,2% auf 8,7%. Da diese Zahlen bereits das erste Jahr 
der Corona-Pandemie mit beinhalten, ist es bemerkenswert, dass gerade im letzten Berichtsjahr 2020 
keine Trendumkehr zu beobachten ist. Allerdings sind beide Quoten immer noch höher als im sächsi-
schen Durchschnitt (8,1% bzw. 7,3%).14  

 

 

 

 

 

 
11 Bertelsmann-Stiftung (2022b & c). 
12 Ebd. 
13 Bertelsmann-Stiftung (2022b). 
14 Ebd. 
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Tabelle 3: Soziale Verhältnisse in Zwickau 2014 - 2020 

Indikatoren 2014 2016 2018 2020 

Einpersonen-Haushalte (%) 45,5 45,1 49,8 k.A. 
Haushalte mit Kindern (%) 22,6 22,3 21,8 k.A. 
Wohnfläche pro Person (m2) 41,1 41,4 42,3 43,3 
Wohnungen in Ein-/Zweifamilienhäusern (%) 18,4 18,7 18,7 19,0 
Kaufkraft (Euro/Haushalt) 38.129 40.168 41.405 k.A. 
Haushalte mit niedrigem Einkommen (%) 57,7 57,1 54,8 k.A. 
Haushalte mit mittlerem Einkommen (%) 29,9 30,5 32,1 k.A. 
Haushalte mit hohem Einkommen (%) 12,5 12,4 13,1 k.A. 
Arbeitslose an den SvB (%) 10,0 8,8 6,7 7,1 
Arbeitslose an den ausländischen SvB (%) 24,7 k.A. k.A. 21,7 
Arbeitslose an den SvB unter 25 Jahren (%) 10,4 9,9 8,2 8,3 
Kinderarmut (%) 21,1 18,8 19,3 14,9 
Jugendarmut (%) 15,9 14,2 14,1 9,6 
Altersarmut (%) 0,8 0,8 0,8 0,9 
SGB II-Quote (%) 12,5 12,0 11,0 9,9 
ALG II-Quote (%) 11,2 10,5 9,5 8,7 

SvB = Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte.                        Quelle: Bertelsmann-Stiftung (2022a). 

 

Die soziale Lage in Zwickau ist damit differenziert zu sehen. Einerseits lassen sich klar positive Tenden-
zen ableiten, teilweise ist die Situation sogar besser als in der Großstadt Leipzig, andererseits weisen 
zahlreiche Indikatoren aber schlechtere Werte als im sächsischen Durchschnitt auf. Grundsätzlich 
sollte die soziale Entwicklung den Spielraum für eine aktive Stadtentwicklung weiter erhöhen, das Ni-
veau ist aber immer noch vergleichsweise niedrig.  

 

Politische Verhältnisse 

Bei den letzten Stadtratswahlen im Jahr 2019 errangen die CDU und die AfD (wovon sich 2021 die 
„Fraktion freier Bürger“ abspaltete) jeweils 11 Sitze, gefolgt von DIE LINKE mit 8 Sitzen. Jeweils 5 Sitze 
erreichte die SPD sowie die Wählervereinigung „Bürger für Zwickau“ (BfZ), Die Grünen und FDP erziel-
ten jeweils 3 Sitze. Die „Partei Mensch, Umwelt, Tierschutz“ (Tiersch) erhielt ebenso einen Sitz wie die 
Wählerinitiative „Zukunft Zwickau“ (ZZ). Die Wahlbeteiligung betrug allerdings lediglich 54,95%. Wie 
man erkennen kann, liegt das Schwergewicht der Wähler*innen eher im konservativen Bereich (AfD 
und CDU). Beide Parteien erreichten jeweils knapp 22% der Stimmen. An dritter Stelle ist die linke 
Partei DIE LINKE mit 14,66% zu nennen. Im linken Spektrum liegt die SPD hingegen bei lediglich 10,20%. 
Die liberale Mitte ist hingegen relativ schlecht im Stadtrat vertreten: Neben der FDP (5,54%) und Die 
Grünen (6,53%) erzielte v.a. die Gruppierung BfZ - Verein „Bürger für Zwickau e.V.”, Mitglied im Kreis-
verband der Freien Wähler - (10,75%), der Stimmen.15 Nach ihrer eigenen Aussage steht die Gruppe 
für „Bürgerbeteiligung und Transparenz in den verschiedenen Tätigkeitsfeldern“. Sie lehnt explizit jede 
Form von Rassismus und Diskriminierung ab.16 Unter den Kleinparteien kann die „Partei Mensch, Um-

 
15 Stadt Zwickau (2019). 
16 BfZ (o.D.) 
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welt, Tierschutz“ gemäß ihrer Selbstbeschreibung als „linksliberal, ökologisch und pazifistisch“ einge-
stuft werden.17 Sie erreichte 3,64%. Die Wählerinitiative „Zukunft Zwickau“ erzielte hingegen lediglich 
2,84% der Stimmen. Ihr Stadtratsmitglied wurde allerdings ein Jahr nach der Wahl aus der Gruppe 
ausgeschlossen. Seitdem hat das Mitglied die Position eines fraktionslosen Stadtrates. Inhaltlich steht 
er laut Verfassungsschutz der als rechtsextrem eingestuften Partei „Freie Sachsen“ nahe.18  

 

Abbildung 2: Ergebnisse der Zwickauer Stadtratswahl 2019 

 

 

Von den 48 Stadtratsmitgliedern kamen demnach 20 aus Parteien, die sich tendenziell an den politi-
schen Rändern (AfD 11, DIE LINKE 8 und ZZ 1) verorten lassen. Die „traditionellen“ Parteien der de-
mokratischen Mitte (CDU, FDP, Die Grünen, SPD) kommen hingegen lediglich auf 22 Plätze. Da die 
Wahlbeteiligung nur knapp 55% betrug, kann man daher sagen, dass etwa drei Viertel der Zwickauer 
Wähler*innen der traditionellen bundesdeutschen Demokratie zumindest tendenziell eher skeptisch 
gegenüberstehen. In wie weit sich das auch in extremen politischen Positionen widerspiegelt, wird in 
dieser Untersuchung herausgearbeitet. Auf Grund bereits kurz erwähnter Entwicklungen im Stadtrat 
(u. a. Abspaltungen, Fraktionswechsel) stellt sich die Fraktionszugehörigkeit im September 2023 wie 
folgt dar:  CDU/FDP 14, SPD/Grüne/Tierschutzpartei 9, DIE LINKE 7, AfD 7, Fraktion freier Bürger 6, 
BfZ 4, fraktionslos 1. 
 
 

1.3 Die Durchführung der Umfrage 

Am 07. September 2022 verschickte der Alter Gasometer e.V. in Kooperation mit dem IfPON - Institut 
für politische Narrative e.V.  und der Stadtverwaltung Zwickau 3.000 Briefe zur ersten Zwickauer Bür-
ger*innenbefragung. Dieser Fragebogen enthielt 49 – teilweise weiter untergliederte – Fragen und 
teilte sich in drei Blöcke: 

 
17 Bundeszentrale für Politische Bildung (2019). 
18 MDR (2022). 
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 Block 1: „Ihr Leben in Zwickau“ (mit 28 Fragen zu den Bereichen allgemeine Lebenszufrieden-
heit, Image von Zwickau, das konkrete Wohnviertel und die Stadt, persönliche Sicherheit, das 
Zusammenleben mit Mitbürger*innen mit Migrationshintergrund, Kultur und Freizeit in 
Zwickau, das Verhältnis der Bürger*innen zur Stadtverwaltung und Stadtentwicklung sowie  
Mobilität in der Stadt) 

 Block 2: „Ihr Verhältnis zu Staat und Politik“ (mit 13 – teilweise weiter stark untergliederten 
– Fragen zu den Bereichen Einordnung im politischen System, Zustimmung bzw. Ablehnung 
konkreter politischer Aussagen sowie Beteiligung an der Zivilgesellschaft) 

 Block 3: „Ihre persönlichen Lebensumstände“ (mit 8 – teilweise weiter untergliederten – Fra-
gen zur Wohnsituation, demografischen Angaben sowie Angaben zum Bildungsstand und Ein-
kommensverhältnissen) 

Bis zum Ablauf der Frist sind insgesamt 701 ausgefüllte Fragebögen an die Stadtverwaltung in Papier-
form zurückgesandt bzw. online übermittelt worden. Dies entspricht einem Rücklauf von etwa 24%. 
Der Anteil der Online-Teilnehmenden beläuft sich dabei auf 32% (225 Personen). Dies entspricht in 
etwa den Rückläufen bei Umfragen in benachbarten Städten. An der letzten Befragung der Stadt 
Chemnitz nahmen z.B. etwa 2.000 Menschen teil, was bei 6.000 angeschriebenen Personen etwa 33% 
Rücklaufquote bedeutete. Dabei muss berücksichtigt werden, dass Chemnitz etwa 250.000 Einwoh-
ner*innen – also fast dreimal so viel wie Zwickau – hat. Für den aktuellen Sachsen-Monitor wurden 
ebenfalls knapp 2.000 Menschen befragt (bei etwa 4.000.0000 Einwohner*innen). Somit sind die mehr 
als 700 Teilnehmenden bei etwa 88.000 Einwohner*innen Zwickaus mehr als aussagekräftig und auf 
Grund der Stichprobenziehung der Teilnehmenden repräsentativ.  

Der Fragebogen wurde in gegenderter Sprachform verfasst, wobei auf „*“ oder „I“ verzichtet wurde 
und stattdessen lediglich an angebrachten Stellen ein „/innen“ an die maskuline Form angehängt 
wurde, um den Fragebogen auch für Gegner*innen des Genderns als auch für Personen mit niedrige-
rem Bildungs- oder Sprachniveau verständlich zu machen. Allerdings haben nur 19 (ca. 2,8%) Umfra-
geteilnehmer*innen eine andere Muttersprache als Deutsch angegeben, so dass man davon ausgehen 
muss, dass die Rückläufe von Menschen anderer Muttersprache unterproportional sind. (Der Anteil 
der ausländischen Bevölkerung in der Stadt Zwickau lag am 31.12.2021 bei 6,61%.) Mitunter wären 
hier mehrsprachige Fragebögen sinnvoll gewesen. 

Um in der repräsentativen Bürger*innenbefragung die einzelnen amtlichen Stadtteile Zwickaus besser 
vergleichen zu können, wurden die Stadt für die Auswertung in sechs Teilgebiete eingeteilt. Dabei wer-
den die ländlichen Stadtteile im Norden und im Süden als Stadtteil 6 zusammengefasst: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 
16 

 

Abbildung 3: Untergliederung der Stadt Zwickau 

 

 
Stadteile 

Teilgebiet 1 
11 - Innenstadt 
12 - Mitte-Nord 
13 - Mitte-West 
14 - Mitte-Süd 
15 - Nordvorstadt 
 
Teilgebiet 2 
21 - Äußere Dresdner / Pöhlauer Straße 
22 - Eckersbach Siedlung 
23 - Pöhlau 
24 - Auerbach 
25 - Eckersbach (E5/I) 
26 - Eckersbach (E5/II) 
27 - Eckersbach (E1-E4) 
28 - Talstraße / Trillerberg 

Teilgebiet 3 
31 - Pölbitz 
32 - Weißenborn 
 
Teilgebiet 4 
41 - Reichenbacher Str. / Freiheitssiedlung 
42 - Marienthal Ost 
43 - Marienthal West 
44 – Brand 

 
Teilgebiet 5 
51 - Bockwa 
52 - Oberhondorf 
53 - Schedewitz / Geinitzsiedlung 
54 - Niederplanitz 
55 - Neuplanitz 
57 - Oberplanitz 
59 - Cainsdorf 

Teilgebiet 6 
im Norden: 
33 - Niederhohndorf 
34 - Hartmannsdorf 
35 - Oberrothenbach 
36 - Mosel 
37 - Crossen 
38 - Schneppendorf 
39 – Schlunzig 
 
im Süden: 
56 – Hüttelsgrün 
58 - Rottmansdorf 

Quelle: Landespräventionsrat Sachsen et al. (2022), S. 29. 
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Beim Vergleich der Rückläufe aus den einzelnen Teilgebieten der Stadt mit der ungefähren Bevölke-
rungszahl, kann festgestellt werden, dass die Rücklaufquote in etwa dem prozentualen Anteil der Be-
völkerung entspricht. Es gibt jedoch ein paar Auffälligkeiten: So ist die Rücklaufquote im Teilgebiet 1 
(Innenstadt und Stadtteile Mitte) mit 16,62% deutlich geringer als der Anteil der Bevölkerung (21,72%), 
in Teilgebiet 3 (Pölbitz und Weißenborn) hingegen deutlich höher. Der maximale Abstand der Quoten 
beträgt jedoch ca. 5%, so dass auch in regionaler Sicht eine Vergleichbarkeit der Ergebnisse gegeben 
ist. 

 

Tabelle 4: Stadtteile: Bevölkerung und Rückläufe 

Teilgebiet 
 

Bevölkerung  
(Stand April 202119) 

Rückläufe 
(Umfrage 2022) 

Anzahl in Prozent Anzahl* in Prozent 
1 18.650 21,72% 114 16,62% 
2 10.807 12,59% 86 12,54% 
3 7.589 8,83% 96 13,99% 
4 15.602 18,17% 103 15,01% 
5 24.643 28,70% 202 29,45% 
6 8.565 9,98% 85 12,39% 

Gesamt 85.856 100,00% 686 100,00% 
 

 

  

 
19 Landespräventionsrat Sachsen et al. (2022), S. 32. 
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2. Die befragten Personen 
2.1  Die demografische Struktur der Stichprobe 

 

Allgemeine demografische Angaben 

Fragen: 
„Welches Geschlecht haben Sie?“ 
„Wie alt sind Sie?“ 
„Wie ist Ihr Familienstand?“ 
„Wie viele Personen leben ständig in Ihrem Haushalt, Sie selber mitgerechnet?“ 
„Was ist Ihre (erste) Muttersprache? 

 

 

Bezüglich ihres Geschlechtes haben nur 679 von 701 Teilnehmenden Angaben gemacht. Demnach wa-
ren 355 (52,3%) weiblich, 322 (47,4%) männlich und 2 (0,3%) divers. Das entspricht in etwa auch den 
offiziellen Daten der Stadt Zwickau, die 48,8% männliche und 51,2% weibliche Personen ausweist.20 
Allerdings kann hier erstmalig festgestellt werden, dass auch Personen diversen Geschlechtes in der 
Stadt leben, die bisher statistisch nicht erfasst wurden. Mit 0,3% machen sie aber nur einen sehr ge-
ringen Anteil der Bevölkerung aus. Die relative Zahl liegt jedoch deutlich über den 0,01% (80.000) in-
tergeschlechtlichen Personen, die gemäß Schätzungen des Ethikrats in Deutschland leben.21 

Bezüglich der Altersgruppen entspricht die Stichprobe der Umfrage auch der komplett umgekehrten 
Bevölkerungspyramide in Zwickau. Dabei ist aber festzuhalten, dass die Fragebögen nur an Personen 
zwischen 18 und 70 Jahren versendet wurden. Ebenso wird deutlich, dass die Rücklaufquote bei stei-
gendem Alter zunimmt. So waren 28,7% der Befragten zwischen 60 und 70 Jahren alt, 26,6% zwischen 
50 und 59, aber nur 17,0% zwischen 40 und 49, 17,7% zwischen 30 und 39 und sogar nur 10,0% zwi-
schen 18 und 29 Jahren. Für die Auswertung ist demnach zu berücksichtigen, dass die Ergebnisse ten-
denziell eher die Meinungen der älteren Stadtbevölkerung widerspiegeln als die der Jüngeren. 

 

Abbildung 4: Altersgruppen der Befragten (in %) 

 

 
20 Sachsen.de (2022a). 
21 Welt (2021). 
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Beim Familienstand der Befragten lässt sich feststellen, dass der Großteil in einer Partnerschaft lebt: 
Konkret sind 55,5% verheiratet oder in einer eingetragenen Lebenspartnerschaft. Hinzu kommen 
17,8% Personen, die in einer weiteren Partnerschaft leben. Diesen insgesamt 73,3% der Befragten ste-
hen lediglich 6,7% geschiedene (oder in aufgelöster Lebenspartnerschaft Lebende), 4,0% verwitwete 
(oder in durch Tod aufgelöster Lebenspartnerschaft Lebende) und 16,0% explizite Single gegenüber. 
Demnach ist der Anteil von allein Lebenden in Zwickau überproportional hoch im deutschlandweiten 
Vergleich. Mehr als jede fünfte Person war im Jahr 2019 in Deutschland alleinstehend (22,8%).22 Diesen 
stehen in Zwickau im Jahre 2022 jedoch sogar 26,7% Alleinstehende gegenüber. Diese Ergebnisse spie-
gelt auch die Haushaltsgröße der Befragten wider. Im Durchschnitt leben ca. 2,62 Personen in einem 
Haushalt, wobei knapp über 30% der Befragten in einem Zweipersonenhaushalt leben und jeweils gut 
20% in einem Ein-, Drei- oder Vierpersonenhaushalt. Es haben demnach sowohl Singles als auch Be-
fragte aus Paaren und Familien an der Umfrage teilgenommen. 

Der Anteil der Teilnehmenden nichtdeutscher Muttersprache ist – wie bereits angesprochen wurde – 
deutlich geringer als ihr Anteil innerhalb der Bevölkerung (6,61% oder 5.725 Personen per 31.12.2021). 
Insgesamt gaben nur 19 von 675 Befragten (ca. 2,8%) an, eine andere als die deutsche Muttersprache 
zu sprechen. Das darf allerdings nicht mit Staatsangehörigkeit verwechselt werden, denn auch Einge-
bürgerte oder deren Nachfahren können eine andere Muttersprache als Deutsch sprechen. Von den 
19 Befragten gaben 3 an Arabisch zu sprechen, jeweils 2 Polnisch, Vietnamesisch und Russisch und 
jeweils eine Person Tschechisch/Slowakisch, Ukrainisch, Rumänisch und Türkisch. 6 weitere Personen 
gaben an, eine sonstige Sprache als Muttersprache zu sprechen. Allerdings machten 26 Personen auch 
keine Angaben zu ihrer Muttersprache.  

 

Angaben zur Bildung und zum Berufsleben 

Fragen: 
„Welchen höchsten schulischen Abschluss haben Sie?“ 
„Welchen höchsten beruflichen Abschluss haben sie?“ 
„Welche Stellung im Berufsleben trifft auf Sie zu?“ 

 

 

Bei den Befragten zeigte sich ein überwiegender Anteil mit einem mittleren Bildungsabschluss. So hat-
ten 20,7% über einen Realschulabschluss und 31,6% über einen vergleichbaren Abschluss der Poly-
technische Oberschule der DDR (10. Kl.). Das macht zusammen ca. 52% aus. Über ein Abitur oder Fach-
abitur verfügten hingegen 31,0% bzw. 8,3%, zusammen ca. 39%. Einen Hauptschulabschluss (8./9. 
Klasse) oder Abschluss der Polytechnischen Oberschule der DDR (8./9. Klasse) hatten lediglich 3,8% 
bzw. 1,7%, zusammen ca. 6%. Ohne Abschluss, noch in der Schule oder mit anderem Abschluss waren 
insgesamt ca. 3% der Befragten.  

 

 

 

 

 

 

 
22 Bundeszentrale für politische Bildung (2021). 
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Abbildung 5: Höchster schulischer Abschluss der Befragten (in %) 

      

 

Die Zwickauer*innen sind damit wohl deutlich besser schulisch ausgebildet als der Durchschnitt in 
Sachsen. Hier hatten im Jahre 2018 lediglich 45,5% der Einwohner von 15 und mehr Jahren einen Re-
alschulabschluss (bzw. einen Abschluss der 10. Klasse der Polytechnischen Oberschule). Beim (Fach-
)Abitur kommt Sachsen lediglich auf 27,5%. Stattdessen mussten sich in diesem Jahr 22,2% der Bevöl-
kerung mit einem Hauptschulabschluss begnügen, 2,0% waren komplett ohne Schulabschluss.23 Als 
alternative Erklärung für dieses Ergebnis kann aber auch vermutet werden, dass zum Ausfüllen eines 
komplexen Fragebogens ein Mindestmaß an schulischer Bildung erforderlich ist. Das wäre dann ein 
Hinweis darauf, dass die Ergebnisse verzerrt sind, weil nur Menschen mit mindestens einem mittleren 
Bildungsabschluss an der Umfrage teilgenommen haben. 

Diese These kann auch durch die Ergebnisse zum höchsten beruflichen Abschluss bekräftigt werden. 
Auch hier ergeben sich relativ gute Werte für Zwickau. So hatten 15,9% der Befragten einen akademi-
schen Abschluss (Hochschul- oder Universitätsabschluss, Promotion), 16,1% den Abschluss einer Fach-
hochschule oder einer Berufsakademie, 7% eine abgeschlossene Meister- bzw. Techniker*innenaus-
bildung und 55,0% eine berufliche Ausbildung. Lediglich 1,5% der Befragten hatten nur eine sonstige 
Ausbildung und 4,4% (noch) keine abgeschlossene Ausbildung. In ganz Sachsen hatten hingegen nur 
17,2% der Bevölkerung von 15 und mehr Jahren einen Hochschulabschluss, aber 69,4% eine Berufs-
ausbildung abgeschlossen.24 

 

 

 

 

 

 
23 Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen (2019), S. 8. 
24 Statistisches Landesamt des Freistaates Sachsen (2019), S. 8. 
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Abbildung 6: Höchster beruflicher Abschluss der Befragten (in %) 

 

 

Bezüglich der Stellung im Berufsleben der Befragten ist es von Bedeutung noch einmal zu erwähnen, 
dass bei der Umfrage nur Personen im Alter 18 bis 70 Jahren angeschrieben wurden. Das sind in 
Zwickau insgesamt ca. 60.000 Personen. Die amtliche Statistik der Stadt nennt für Ende 2021 davon 
35.357 sozialversicherungspflichtig Beschäftigte (ca. 58%) sowie 3.464 Arbeitslose für Dezember 2020. 
Die Arbeitslosenquote wird für dieses Datum mit 4,6% beziffert.25 Hier entspricht die Stichprobe der 
Umfrage in etwa der amtlichen Statistik. So waren 52,7% der Befragten erwerbstätig in Vollzeit und 
13,9% in Teilzeit. Rentner*innen und Pensionär*innen machten hingegen 20,8% der Befragten aus, 
Schüler*innen, Auszubildende und Studierende nur 4,1% der Befragten. Dennoch ist auch hier ein 
Überwiegen der Beschäftigten sowie der Rentner*innen und Pensionär*innen  in der Stichprobe sicht-
bar.  

 

Abbildung 7: Stellung im Berufsleben (in %) 

 

 
25 Stadt Zwickau (2021). 
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2.2 Die Lebenssituation der Befragten 
 

Die Nettoeinkommen der Haushalte 

Frage: 
„Wie hoch ist das monatliche Nettoeinkommen Ihres Haushal-
tes zusammen? (Bruttoeinkommen plus staatliche Leistungen 
(z.B. Kindergeld) minus Steuern und Sozialversicherungen)“ 

 

 

Die Verteilung des Nettoeinkommens der Haushalte folgt in Zwickau etwa einer „Gauß-Kurve“ der Nor-
malverteilung. Während nur 9,05% der Haushalte über weniger als 1.000 Euro im Monat verfügen, 
haben 19,39% schon zwischen 1.000 und 2.000 Euro zur Verfügung. Die größte Gruppe von 26,66% hat 
hingegen ein Nettoeinkommen von 2.000 bis 3.000 Euro. Zwischen 3.000 und 4.000 Euro monatlich 
liegen 18,74% und zwischen 4.000 und 5.000 Euro 15,35%. Lediglich 3,88% der Haushalte verfügen 
hingegen über 5.000 bis 6.000 und 6,95% von ihnen sogar über 6.000 Euro. 

 

Abbildung 8: Verteilung des Nettoeinkommens der Haushalte (in %) 

 

 

Damit liegt Zwickau aber offensichtlich unter dem Bundesdurchschnitt von 3.612 Euro Nettoeinkom-
men je privatem Haushalt (im Jahre 2020), denn der Median (m = 310) liegt hier lediglich zwischen 
2.000 und 3.000 Euro.26 Direkt vergleichbar sind Median und Durchschnitt zwar nicht, die Tendenz wird 
aber deutlich.  

Ein Vergleich der Nettoeinkommen pro Haushalt innerhalb Zwickaus zeigt jedoch, dass es in der Stadt 
durchaus überproportional arme als auch reiche Teilgebiete gibt. Teilt man die Bereiche der Nettoein-
kommen in „arm“ (0 – 2.000 Euro), „mittel“ (2.000 – 5.000 Euro) und „reich“ (über 5.000 Euro), so 
ergibt sich das in den folgenden Abbildungen gezeigte Bild der Verteilung von arm und reich in der 
Stadt. So variieren die Anteile der „armen“ Haushalte mit einem Nettoeinkommen pro Haushalt von 
null bis 2.000 Euro mtl. von 22,34 % in Teilgebiet 5 bis zu 49,40% in Teilgebiet 2. Der Anteil der relativ 
„reichen“ Teilgebiete variiert hingegen von 4,82% in Teilgebiet 2 bis zu 16,22% in Teilgebiet 6. Dies sagt 

 
26 Statista (2022a). 
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natürlich nur bedingt etwas über die tatsächliche wirtschaftliche Lage der Bewohner*innen der Teil-
gebiete aus, da die Anzahl der im Haushalt lebenden Personen nicht berücksichtigt wurde. Ebenso ist 
gerade bzgl. der „reichen“ Haushalte die Datenlage relativ unsicher. Dennoch ergibt sich ein Bild, das 
v.a. Teilgebiet 2 als mit überproportional viel „armen“ und gleichzeitig mit unterproportional wenig 
„reichen“ Haushalten innerhalb des Stadtgebietes ausweist.  

 

Abbildung 9: Relativ "arme" Teilgebiete  

 
 

Abbildung 10: Relativ "reiche" Teilgebiete  

 

        

Tabelle 5: Verteilung des Nettoeinkommens (der Haushalte) je Teilgebiet 

Teilge-
biet 

bis 1.000 
Euro 

1.000 bis  
2.000 Euro 

2.000 bis 
3.000 Euro 

3.000 bis 
4.000 Euro 

4.000 bis 
5.000 Euro 

5.000 bis 
6.000 Euro 

6.000 Euro  
und mehr 

1 9,35% 19,63% 37,38% 14,02% 11,21% 2,80% 5,61% 
2 14,46% 34,94% 24,10% 16,87% 4,82% 2,41% 2,41% 
3 11,49% 13,79% 31,03% 17,24% 12,64% 4,60% 9,20% 
4 6,74% 21,35% 20,22% 24,72% 14,61% 3,37% 8,99% 
5 7,26% 15,08% 25,14% 18,44% 23,46% 3,35% 7,26% 
6 6,76% 16,22% 20,27% 22,97% 17,57% 8,11% 8,11% 

Gesamt 9,05% 19,39% 26,66% 18,74% 15,35% 3,88% 6,95% 
 

Die Verteilung des Nettoeinkommens nach Berufsabschluss ist wiederum nicht überraschend. Grund-
sätzlich gilt: je höherwertiger der Abschluss, desto besser auch das Einkommen. So lebten z.B. etwa 
ein Drittel der Absolventen von Hochschulen in Haushalten mit einem Nettoeinkommen von über 
5.000 Euro (31,63%), während nur 12,24% in Haushalten mit einem Nettoeinkommen von unter 2.000 
Euro lebten. Personen mit abgeschlossener Berufsausbildung lebten hingegen nur zu 4,24% in relativ 
„reichen“ Haushalten, jedoch zu 36,37% in relativ „armen“ Haushalten.  
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Wohnraum und empfundene Kosten dafür  

Frage: 
„In welcher Art Wohnung leben Sie?“ 

 

 

Ähnlich verhält es sich mit der Verteilung der Wohnformen mit Bezug auf die Einkommenssituation 
der Befragten – konkret das monatliche Nettoeinkommen des Haushaltes. Grundsätzlich sind die Er-
gebnisse auch hier nicht überraschend: je höher das Einkommen ist, desto höher ist auch die Wahr-
scheinlichkeit, dass die Befragten in ihren „eigenen vier Wänden“ leben. So wohnen z.B. 90,57% der 
Befragten mit einem Nettoeinkommen unter 1.000 Euro in einer Mietwohnung, während es nur 
14,29% der Befragten mit einem Nettoeinkommen von über 6.000 Euro sind. Diese verfügen zu mehr 
als 80% über Wohneigentum (78,57% eigenes Haus und 4,76% Eigentumswohnung). Allerdings lässt 
sich feststellen, dass auch über ein Viertel der Befragten in einem Haushalt mit einem Nettoeinkom-
men von nur 1.000 bis 2.000 Euro im eigenen Haus (20,18%) oder einer Eigentumswohnung (5,26%) 
leben. Bei den Haushalten mit einem Nettoeinkommen von 3.000 bis 4.000 Euro sind es sogar schon 
über 40%, die in einem eigenen Haus oder einer Eigentumswohnung wohnen. Ab einem Nettoeinkom-
men von 4.000 Euro überwiegt das Wohneigentum dann klar die Miete.  

Bezüglich der Wohnformen kann zudem allgemein gesagt werden, dass von den Zwickauer Befragten 
knapp zwei Drittel (58,21%) in Mietwohnungen leben, jedoch gut ein Drittel (34,71%) in einem eigenen 
Haus. Andere Wohnformen spielen in Zwickau hingegen nur eine untergeordnete Rolle. So machen 
Eigentumswohnungen nur 4,3% der Wohnformen aus, gemietete Häuser sogar nur 0,99% und andere 
Wohnformen 1,49%. Die Eigentumsquote in Zwickau liegt somit bei 39,01%. Damit übertrifft sie leicht 
die durchschnittliche Wohneigentumsquote in Sachsen (34,6% für 2018), liegt aber klar unter dem 
Bundesdurchschnitt von 46,8% (für 2018).27 

Die Verteilung der Wohnraumtypen nach Teilgebieten der Stadt ergibt sich hingegen vorrangig aus der 
Art der Bebauung. Während im ländlichen Raum der Stadt Zwickau (TG 6) Hauseigentum mit 59,04% 
dominiert – gefolgt von Teilgebiet 5 mit 56,57% - liegt die Quote der Hauseigentümer unter den Be-
fragten in den innenstadtnahen Teilgebieten nur bei 26,53% (TG 4), 23,96% (TG 3) und 21,25% (TG 2). 
Im Innenstadtbereich selber sind es sogar lediglich 1,85%. Umgekehrt dominieren die Mietwohnungen 
in der Innenstadt mit 90,74%, gefolgt von ca. 70% in den Teilgebieten 2 und 3, 63,27% in Teilgebiet 4 
sowie 39,0% und 31,33% in den Teilgebieten 5 bzw. 6. Der Anteil von Mietwohnungen ist somit umso 
höher, je näher ein Teilgebiet an der Innenstadt liegt bzw. umso städtischer die Bebauung ist. 

 

Frage: 
„Wie empfinden Sie die Kosten für Wohnraum 
in Ihrem persönlichen Fall?“ 

 

 

Grundsätzlich werden in Zwickau die Kosten für das Wohnen von den Befragten als angemessen be-
trachtet. Das sehen zumindest 53,87% der Befragten so. Zwar überwiegen die Personen, die ihre 
Wohnsituation als eher teuer oder sehr teuer einschätzen mit 22,31% bzw. 4,86%, diejenigen, die diese 
als günstig (13,66%) oder sehr günstig (5,31%) empfinden, insgesamt kann jedoch von einem ausgegli-
chenen Empfinden der Wohnraumpreise unter den Befragten in Zwickau gesprochen werden. 

 

 
27 Statista (2023). 
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Abbildung 11: Empfinden der Kosten für Wohnraum (allgemein) 

 

 

Doch auch hier gibt es Unterschiede in den Teilgebieten der Stadt. Als sehr günstig empfinden die 
Befragten die Kosten für ihren Wohnraum im Teilgebiet 3 nur mit 2,13%, aber in Teilgebiet 4 mit 9,00%. 
Als günstig bezeichnen in Teilgebiet 4 und 1 sogar 18,00% bzw. 18,35% die Wohnraumkosten. Etwa 
50% bis 60% der Befragten halten die Kosten für Wohnraum in Zwickau für angemessen. Als teuer oder 
sehr teuer werden die Kosten für den Wohnraum lediglich von knapp 30% der Befragten in Teilgebiet 
1 – der Innenstadt – 30,37% in Teilgebiet 6 – dem ländlichen Raum – und sogar von 37,50% in Teilgebiet 
2 empfunden. In den anderen Teilgebieten empfinden hingegen lediglich ca. 22% bis 26% ihren Wohn-
raum als teuer oder sehr teuer. Man kann spekulieren, dass die Wohnungen in der Innenstadt aufgrund 
ihrer Lage tendenziell teuer sind, in den ländlichen Bezirken hingegen die Hausfinanzierungen der Ei-
genheimbesitzer relativ hoch, andererseits in dem relativ „armen“ Teilgebiet 2 die Einkommen ten-
denziell nicht ausreichen, um die Wohnkosten problemlos bestreiten zu können. 

 

Tabelle 6: Empfinden der Kosten für Wohnraum nach Wohnvierteln 

Teilgebiet sehr günstig 
(in %) 

günstig 
(in %) 

angemessen 
(in %) 

teuer 
(in %) 

sehr teuer 
(in %) 

1 4,59% 18,35% 47,71% 28,44% 0,92% 
2 2,50% 10,00% 50,00% 31,25% 6,25% 
3 2,13% 13,83% 57,45% 23,40% 3,19% 
4 9,00% 18,00% 51,00% 18,00% 4,00% 
5 6,60% 10,66% 59,39% 16,75% 6,60% 
6 5,06% 12,66% 51,90% 22,78% 7,59% 

Gesamt 5,31% 13,66% 53,87% 22,31% 4,86% 
 

Insgesamt scheint die Wohnraumsituation in Zwickau dennoch befriedigend zu sein, da die Eigentums-
quote immerhin über dem sächsischen Durschnitt liegt und die Mehrheit der Befragten in der Stadt 
die Kosten für ihren Wohnraum für angemessen halten. 
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Medien und Informationsverhalten der Befragten 

Frage: 
„Aus welchen Medien informieren Sie sich vor-
rangig?“ 

 

 

Die Befragten in Zwickau informieren sich sehr „klassisch“. Die häufigste Informationsquelle ist mit 
über 70% das öffentlich-rechtliche Fernsehen. Auf Platz 2 folgen mit über 52% öffentlich-rechtliche 
Radiosender, auf Platz 3 die regionale Tageszeitung und Platz 4 mit knapp 41% das Privatfernsehen. 
Eine überregionale Tageszeitung lesen allerdings nur knapp 22% der Befragten. Stattdessen geben zwi-
schen 13% und 18% der Befragten an, sich vorrangig auch über Facebook, YouTube, private Blogs und 
Webseiten sowie Instagram zu informieren. Von eher geringerer Bedeutung sind hingegen internatio-
nale WebTV-Sender, Twitter, TikTok und Telegram, die alle nur von weniger als 5% der Befragten ge-
nannt werden. Diese Ergebnisse stimmen mit denen einer Umfrage in ganz Sachsen von 2021 in etwa 
überein.28 

 

Abbildung 12: Vorrangig genutzte Medienarten 

(Mehrfachantworten möglich) 

 

 

Interessant ist jedoch eine Untersuchung nach Altersgruppen, Schulabschluss und Wahlverhalten. So 
ist das öffentlich-rechtliche Fernsehen klar das wichtigste Medium für 87,59% der Rentner*innen und 
Pensionär*innen, jedoch nur für 52,94% der 18- bis 29-Jährigen. Allerdings auch 76,24 % der Befragten 
mit Allgemeiner Hochschulreife gaben an, sich hier vorrangig zu informieren. Bezüglich Parteinähe va-
riiert die Nutzung des öffentlich-rechtlichen Fernsehens massiv: während sich nur 48,75% der Wäh-
ler*innen der AfD hier informieren, sind es unter den anderen untersuchten Parteien zwischen 77,42% 

 
28 Sachsen-Monitor (2021/22), S. 49. 
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(FDP) bis zu 91,80% (SPD). Für die öffentlich-rechtlichen Radiosender ist das Ergebnis nach Alters-
gruppe und Schulabschluss sehr ähnlich, wenn auch auf geringerem Niveau (52,29%). Beim Privatfern-
sehen ist das Muster eher umgekehrt: deutlich mehr Rentner*innen und Pensionär*innen (38,69%) 
informieren sich hier, jedoch nur 32,35% der Jüngeren, eher Befragte mit Realschulabschluss (51,11%) 
als Abiturienten (34,16%). Während 57,50% der AfD-Wähler*innen sich im Privatfernsehen informie-
ren, sind es jedoch nur 17,86% der Wähler*innen der Partei Die Grünen. Die Anhänger*innen der an-
deren Parteien liegen zwischen 37% und 46%. Bei den privaten Radiosendern ist das Muster sehr ähn-
lich. Internationale WebTV-Sender werden insgesamt nur von wenigen Befragten genutzt. Hier unter-
scheiden sich die Zahlen nach Alter, Bildung und Wahlverhalten nicht signifikant. 

Eine überregionale Tageszeitung wird nur von 21,63% der Befragten zur Informationsbeschaffung ge-
nutzt, dabei sind es unter den Rentner*innen und Pensionär*innen jedoch nur 16,06%. Befragte mit 
Allgemeiner Hochschulreife oder Fachhochschulreife übertreffen den Durchschnitt hingegen leicht 
(24,75% bzw. 31,48%). Bezüglich des Wahlverhaltens stechen hier v.a. die Wähler*innen von FDP und 
Die Grünen (35,48% bzw. 32,14%) hervor. Eine überregionale Tageszeitung ist daher eher ein Medium 
für die (links) liberale Mitte. Eine regionale Tageszeitung wird hingegen vorrangig von den Rentner*in-
nen und Pensionär*innen zur Informationsbeschaffung genutzt (53,28%), während es nur 19,12% der 
18- bis 29-Jährigen sind. Das gleiche gilt für etwa die Hälfte der Befragten mit Allgemeiner Hochschul-
reife und die mit Abschluss der Polytechnischen Oberschule der DDR (10. Klasse). Bezüglich des Wahl-
verhaltens kann man sagen, dass v.a. Wähler*innen der SPD (60,66%) und der CDU (55,15%) eine re-
gionale Tageszeitung lesen. Bei den Wähler*innen der AfD sind es hingegen nur 33,75%.  

Die „modernen“ Medien wie Facebook, YouTube, Instagram etc. werden – wie erwartbar ist – eher 
von der jüngeren Generation zur Informationsbeschaffung genutzt, denn von den Rentner*innen und 
Pensionär*innen. Facebook wird dabei deutlich mehr von AfD-Wähler*innen als von Anhänger*innen 
von Die Grünen genutzt (38,75% versus 14,29%). Instagram ist bei Jüngeren deutlich mehr verbreitet 
(45,59%) als Facebook (27,94%). YouTube, private Blogs und Webseiten sowie Twitter sind Domänen 
der 18- bis 29-Jährigen (38,24%, 27,94% und 17,65%). Der Schulabschluss spielt hier eher keine Rolle, 
auch das Wahlverhalten nicht. Die Angaben für TikTok, Telegram sind nicht aussagekräftig. Das Infor-
mationsverhalten der Befragten scheint demnach vorranging in einem Zusammenhang mit dem Alter, 
aber auch mit dem Bildungsgrad und dem Wahlverhalten zu stehen.  
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3. Die politischen Einstellungen der Zwickauer Bürger*innen 
3.1 Die politische Verortung und das Parteienspektrum 
 

Frage: 
„Wie stark interessieren Sie sich für Politik… 
(1) in der Stadt Zwickau? 
(2) im Freistaat Sachsen? 
(3) in Deutschland? 
(4) in Europa? 
(5) in der Welt?“ 

 

 

Das Interesse an Politik unter den Befragten in Zwickau ist nicht übermäßig. Dabei ist allerdings fest-
stellbar, dass das Interesse an bundesdeutscher Politik deutlich höher ist als an der Politik im Freistaat 
Sachsen oder der Stadt Zwickau, der Welt oder in Europa. So gaben über 70% der Befragten an, sich 
sehr stark (21,98%) oder stark (50,97%) für die Bundespolitik zu interessieren. Für die Politik im Frei-
staat Sachsen interessieren sich jedoch gerade einmal noch gut 60% (11,34% sehr stark und 51,19% 
stark), für Weltpolitik und für Lokalpolitik in Zwickau nur noch gut die Hälfte der Befragten (13,92% 
und 40,57% bzw. 12,91% sehr stark und 40,65% stark). Das ist noch ein bisschen weniger als für Euro-
päische Politik, die nur bei 12,48% sehr starkes und 42,35% starkes Interesse findet. Über alle Politik-
ebenen ist das Interesse der Befragten aber ähnlich verteilt. Immerhin über die Hälfte der Befragten 
interessiert sich für Politik auf allen Ebenen.  

 

Abbildung 13: Interesse für Politik auf verschiedenen Ebenen 

 

 

Eine Aufschlüsselung nach demografischen Daten bringt hierfür aber keine Erklärung. Zwischen Män-
nern und Frauen ist z.B. kein signifikanter Unterschied im Interesse an Lokalpolitik oder Landespolitik 
zu erkennen. Die junge Generation (18- bis 29-Jährige) interessiert sich jedoch noch einmal deutlich 
weniger (7,46% sehr stark und 32,84% stark) für Kommunalpolitik als die Rentner*innen und Pensio-
när*innen (16,79% sehr stark und 41,22% stark). Auf Landesebene sind diese Unterschiede allerdings 
schon nicht mehr so sehr ausgeprägt. Bei einer Untersuchung der Einkommensklassen lässt sich keine 
klare Tendenz ablesen. Grob kann man aber sagen, dass das Interesse an Lokalpolitik mit steigenden 
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Einkommen zunimmt, wenn auch nicht kontinuierlich. Das gilt auch für die Landespolitik. Auch bezüg-
lich des höchsten schulischen Abschlusses gibt es keine klare Tendenz, hier gerade auch wegen sehr 
kleiner Zahlen von Befragten mit schlechterer schulischer Bildung. Das Interesse an Lokalpolitik variiert 
daher lediglich nach dem Alter, nicht aber entsprechend anderer demografischer Charakteristika. 

 

Frage: 
„Auf einer Skala von links nach rechts (0 bis 10): Wo verorten Sie sich 
politisch selbst? (0 = links außen; 10 = rechts außen)“ 

 

 

Betrachtet man die persönliche politische Verortung der Befragten, ergibt sich zunächst keine Überra-
schung. Es kommt zu einer Gauß-Kurve mit einem sehr starken Ausschlag bei „5“, also genau in der 
Mitte. Allerdings gibt es einen kleinen Unterschied zwischen der linken und der rechten Hälfte der 
Verteilung. Während sich über 10% der Befragten als „links“ (0-2) einstufen, sind es nur etwa 4%, die 
sich „rechts“ nennen würden (8-10).  

 

Abbildung 14: Politische Selbstverortung der Befragten 

(0 = links außen; 10 = rechts außen) 

 

 

Daher ist es interessant zu untersuchen, wie sich die Wähler*innen der unterschiedlichen Parteien im 
politischen Spektrum selber darstellen. Demnach gebe es kaum politisch extreme Wähler*innen in 
Zwickau. Die politische Mitte wird hingegen von CDU, FDP und den Bürgern für Zwickau (BfZ) abge-
deckt. Das linke Spektrum besteht aus Die Grünen, SPD und DIE LINKE, wobei hervorzuheben ist, dass 
sich die Wähler*innen der Partei Die Grünen in Zwickau selber für weiter links halten als die Wäh-
ler*innen der SPD.  
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Abbildung 15: Die politische Selbstverortung nach Parteien 

(von rechts nach links, in %) 

AfD 
Von den Wähler*innen der AfD bezeichnen 
sich gerade einmal 9% als links, ein Drittel sieht 
sich in der politischen Mitte (5), etwa die Hälfte 
knapp rechts davon (6-8), als extrem rechts (9-
10) bezeichnen sich nur knapp 7%.  
CDU 
Die Wähler*innen der CDU sehen sich zu über 
60% in der direkten politischen Mitte (5), etwa 
17% bezeichnen sich eher als (extrem) links (0-
4), etwa 20% stufen sich eher als rechts (6-8) 
ein, keiner als extrem rechts (9-10).  
FDP 
Auch die Wähler*innen der FDP verorten sich 
zu etwa zwei Dritteln in der direkten Mitte (5), 
als eher links (2-4) sehen sich 20%, etwa 17% 
als eher rechts (6-8) davon. Als extrem links (0-
1) oder rechts (8-10) sieht sich niemand. 

 
BfZ 
Das gleiche gilt für die Wähler*innen der BfZ. 
Sie verorten sich immerhin zu gut der Hälfte in 
der Mitte (5), knapp 30% sehen sich eher links 
(2-4), keiner extrem links, etwa ein Fünftel be-
trachtet sich als eher rechts (5-8), niemand als 
extrem rechts.  

 Die Grünen 
Die Wähler*innen der Partei Die Grünen sind 
hingegen eher dem linken Spektrum zuzuord-
nen. Während knapp 6% (1) extrem links sind, 
sind etwa 62% links der Mitte (2-4) anzusie-
deln, in der Mitte (5) sehen sich gut ein Viertel, 
weiter rechts lediglich knapp 6%.  

SPD 
Die Wähler*innen der SPD betrachten sich 
nicht als extrem (0-1: 0%), etwa 63% sehen sich 
aber links der Mitte (2-4), etwa 28% in der 
Mitte (5) und knapp 8% leicht rechts davon (6-
8). Niemand ist im extrem rechten Bereich. 

 
DIE LINKE 
Als deutlich links stufen sich die Wähler*innen 
von DIE LINKE ein: ca. 18% bezeichnen sich als 
extrem links (0-1), knapp zwei Drittel als gemä-
ßigt links (2-4), lediglich unter 20% sehen sich 
in der Mitte (5), etwa 7% leicht rechts davon 
(6-7), niemand als extrem rechts.  
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Die in der Umfrage gefundene Verortung der Wähler*innen entspricht auch dem, was sich bei bundes-
weiten Umfragen erkennen lässt. Links der Mitte verorten sich die Wähler*innen der Partei DIE LINKE 
klar am linken Ende der Skala, gefolgt von Die Grünen und der SPD. Befragte, die FDP und CDU wählen, 
haben hingegen stark überlappende Selbstverortungen. Die FDP findet man i.d.R. genau in der Mitte, 
die Wähler*innen der Union hingegen i.d.R. in und rechts der Mitte. Dies trifft interessanterweise in 
Zwickau nicht so zu, wo sich die Wähler*innen der CDU massiv in der Mitte (5) selbst verorten. Die 
ziemlich eindeutige Selbstpositionierung der Mehrheit der AfD-Wähler*innen in dieser Umfrage in und 
rechts der Mitte ist mit bundesweiten Ergebnissen vergleichbar. Dies könnte damit zusammenhängen, 
dass die AfD-Wähler*innen ihre eigene Partei deutlich weniger rechts wahrnehmen als die Wähler*in-
nen anderer Parteien.29 Es wird daher noch zu untersuchen sein, inwieweit sich die Wähler*innen be-
stimmter Parteien zu politisch extremen Thesen äußern, um ihre Selbsteinschätzung zu hinterfragen. 

 

Frage: 
„Wenn am nächsten Sonntag Bundestagswahlen wären, 
welche Partei würden Sie wählen?“ 

 

 

Im Wahlkreis Zwickau, der in etwa dem Landkreis Zwickau entspricht, zeigt sich bereits in den Wahler-
gebnissen von der Bundestagswahl 2021 eine klare Zweiteilung der Gesellschaft in – nach ihrer eigenen 
Verortung im politischen Spektrum – einerseits rechts der Mitte (AfD mit 25,1%) und links der Mitte 
(SPD, Die Grünen und DIE LINKE mit 21,1%, 4,9% bzw. 9,4%). Die Parteien der Mitte werden von der 
CDU (mit 18,6%) angeführt, gefolgt von der FDP (10,6%). Alle anderen Parteien wären an der 5%-Hürde 
gescheitert, auch Die Grünen. Im Wahlkreis lag die Wahlbeteiligung bei der Bundestagswahl im Jahr 
2021 bei ca. 75%.30 Die Ergebnisse der Umfrage aus dem Sommer 2022 zeigen hingegen ein anderes 
Bild. So ist der Anteil von Nicht-Wähler*innen mit ca. 15% deutlich geringer als in der Bundestagswahl 
2021. Auch die Wähler*innen der AfD, der FDP und SPD sind deutlich weniger als 2021, wohingegen 
die Anteile der CDU, Freie Wähler und der Partei Die Grünen zugenommen haben. Für diese Unter-
schiede gibt es zwei Möglichkeiten: (1) Das Wahlverhalten in Zwickau hat sich von 2021 bis 2022 deut-
lich verändert. Dafür spricht die relative hohe Beteiligung an der Umfrage und die daraus resultierende 
Repräsentativität. (2) Allerdings kann auch vermutet werden, dass sich überproportional viele Nicht-
Wähler*innen und Anhänger*innen der AfD aufgrund mangelnden Interesses nicht an der Umfrage 
beteiligt haben. 

 

  

 
29 Dippel et al. (2022), S. 22. 
30 Die Bundeswahlleiterin (2021). 
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Abbildung 16: Wahlergebnisse von 2021 und 2022 im Vergleich 

(Ergebnisse der Bundestagswahl 2021 [Zweitstimmen im Wahlkreis Zwickau] & Ergebnisse der Um-
frage aus dem Sommer 2022 im Vergleich) 

 

 

Neben den großen Parteien, wurden auch wieder mehrere kleine Parteien in Zwickau gewählt: 1 
Stimme bekam das Team Todenhöfer, 2 Stimmen jeweils der „III. Weg“ und die „Piraten“, 3 Stimmen 
jeweils „Bündnis C“ und die ÖDP, 6 Stimmen „Gesundheitsforschung“, 8 Stimmen „Die Partei“, 11 Stim-
men „Die Basis“, „Sonstige“ wurden von 20 Umfrageteilnehmer*innen angegeben. Insgesamt 56 Be-
fragte (8,9%) haben damit für Kleinparteien gestimmt. 

Für die großen Parteien kann aus den Angaben der Umfrage ein recht zuverlässiges Bild der Wähler*in-
nen ermittelt werden: 

AfD: Die Wähler*innen der AfD sind ziemlich genau zu 50% jeweils männlich und weiblich. Knapp 29% 
von ihnen sind zwischen 40 und 49 Jahren, knapp 24% zwischen 50 und 59 Jahren alt. Die mittlere 
Altersklasse überwiegt hier demnach. Allerdings haben nur 16% der AfD-Wähler*innen Abitur und 
knapp 7% ein Fachabitur. Dem stehen über 37% mit einem Abschluss der Polytechnischen Oberschule 
der DDR und gut 25% mit einem Realschulabschluss gegenüber. Etwa zwei Drittel der AfD-Wähler*in-
nen haben damit einen mittleren Schulabschluss. Dementsprechend haben über drei Viertel der AfD-
Anhänger*innen eine Berufsausbildung, lediglich knapp 7% einen Hochschulabschluss. Eine Mehrheit 
der AfD-Wähler*innen (ca. 57%) verfügt nur über ein monatliches Nettohaushaltseinkommen von 
1.000 bis 3.000 Euro. Weniger als 1,5% hat mehr als 6.000 Euro zur Verfügung. Die AfD-Wähler*innen 
informieren sich – als einzige Gruppe – überwiegend (57,50%) über das Privatfernsehen, gefolgt vom 
öffentlich-rechtlichen Fernsehen und dem entsprechenden Rundfunk (ca. 50%). Bei den Online-Me-
dien sind v.a. Facebook (39%), YouTube (20%) und Instagram (19%) für AfD-Wähler*innen relevant. 

CDU: Bei den Wähler*innen der CDU überwiegen die Männer mit ca. 56% etwas die Frauen mit 44%. 
Sie sind zu knapp 33% zwischen 50 und 59 Jahren und zu gut 28% zwischen 40 und 49. Die ältere 
Altersklasse überwiegt demnach eher. Auch unter den Wähler*innen der CDU überwiegen leicht die 
Absolventen der Polytechnischen Oberschule der DDR (knapp 31%) und die Realschüler (22%) gegen-
über den Abiturienten (29%) und Fachabiturienten (12%). Entsprechend haben die Anhänger*innen 
der CDU zu über 50% eine Berufsausbildung, aber etwa ein Drittel einen Hochschul- oder einer Meis-
ter*innenabschluss. Dennoch verfügen knapp 70% der CDU-Anhänger*innen über ein monatliches 
Nettohaushaltseinkommen von 2.000 bis 5.000 Euro, gut 5% haben sogar mehr als 6.000 Euro. Sie 
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informieren sich ganz überwiegend (knapp 80%) über das öffentlich-rechtliche Fernsehen, gefolgt von 
regionalen Tageszeitungen und öffentlich-rechtlichen Radiosendern (jeweils gut 50%). Online-Medien 
werden von ihnen kaum genutzt. 

FDP: Die FDP wird genau von 50% Männern und Frauen gewählt. Zu ihren Wähler*innen gehören je-
weils knapp 20% ganz Junge (18 – 29 Jahre) wie auch mittlere (40 bis 49 Jahre), aber fast 40% Alte (60- 
– 70-Jährige). Die FDP-Anhänger*innen kommen damit aus allen Altersgruppen. Hier überwiegen die 
Personen mit Abitur als höchstem Bildungsabschluss mit fast 68%. Hinzu kommen knapp 10% Facha-
biturienten. Personen mit mittleren Bildungsabschlüssen bilden hingegen nur einen kleinen Teil der 
Wählerschaft. Dem entsprechend ist die FDP mit fast zwei Dritteln eine Partei der Akademiker*innen 
(32%) und Meister*innen (29%), lediglich 32% ihrer Anhänger*innen haben eine Berufsausbildung. 
Auch 70% der FDP-Anhänger*innen verfügen über ein monatliches Nettohaushaltseinkommen von 
2.000 bis 5.000 Euro, über 14% verfügen jedoch über 6.000 Euro. Auch sie informieren sich zu knapp 
78% über das öffentlich-rechtliche Fernsehen, zu gut 40% jeweils über das Privatfernsehen und den 
öffentlich-rechtlichen Rundfunk. Für etwa 36% der FDP-Wähler*innen spielt aber auch eine überregi-
onale Tageszeitung eine wichtige Rolle. Auch Instagram (29%), YouTube (26%) und Facebook (23%) 
spielen eine relevante Rolle. 

BfZ / Freie Wähler: Bei den Freien Wählern überwiegen die Frauen mit ca. 57% die Männer mit 43%. 
Knapp ein Drittel der Wähler*innen sind 50 bis 59 Jahre alt, etwa 27% aber unter 29. Das Bildungsni-
veau der Wähler*innen ist recht ausgeglichen. Während etwa 44% über ein (Fach-)Abitur verfügen, 
haben etwa 37% einen mittleren Bildungsabschluss. So überwiegen die Anhänger*innen mit einer Be-
rufsausbildung (51%), während 14% einen Hochschulabschluss haben. Von ihnen haben etwa die 
Hälfte ein monatliches Nettohaushaltseinkommen von 2.000 bis 4.000 Euro, mehr Wähler*innen ha-
ben weniger als darüber. Etwa 65% von ihnen informieren sich über das öffentlich-rechtliche Fernse-
hen, 60% über diesen Rundfunk und gut ein Drittel über das Privatfernsehen. Knapp 29% der Wäh-
ler*innen nutzen auch YouTube. 

Die Grünen: Die Grünen werden überwiegend (55,5%) von Männern und nur zu 44,5% von Frauen 
gewählt. Von den Anhänger*innen der Partei Die Grünen sind knapp ein Drittel 40 bis 49 Jahre alt und 
knapp ein Viertel unter 29. Es handelt sich damit bei Die Grünen eher um eine Partei den Jüngeren. 
Die Grünen sind – ähnlich wie die Wähler*innen der FDP – eher eine Partei der Gebildeten. 59% haben 
ein Abitur, knapp 8% Fachabitur, lediglich gut ein Viertel hat einen mittleren Bildungsabschluss. Dem 
entsprechend haben genau die Hälfte der befragten Partei-Anhänger*innen einen Hochschulab-
schluss, knapp ein Drittel eine Berufsausbildung. Der Anteil der Akademiker*innen ist bei Die Grünen 
demnach am höchsten, ebenso das Einkommen. Gut die Hälfte hat ein monatliches Nettohaushalts-
einkommen von 2.000 bis 5.000 Euro, knapp 19% der Wähler*innen liegen aber noch darüber. Über 
85% von ihnen informiert sich über die öffentlich-rechtlichen TV- und über 71% über die entsprechen-
den Radiosender. Über 41% lesen zudem eine regionale Tageszeitung, über 32% eine überregionale. 
Online-Medien werden nur mäßig genutzt (20% Youtube und 14% Facebook) 

SPD: Bei der SPD überwiegen die Wähler (mit 52,5%) leicht die der Wählerinnen (mit 47,5%). Ähnlich 
wie bei der CDU sind etwa jeweils ein Drittel der Wähler*innen zwischen 40 und 49 bzw. 50 und 59 
Jahren alt. Die ältere Altersklasse überwiegt demnach auch hier. Das Bildungsspektrum der Wähler*in-
nen ist sehr gemischt, knapp die Hälfte hat (Fach-)Abitur, gut die Hälfte einen mittleren Bildungsab-
schluss. Auch hier machen die Menschen mit Berufsausbildung etwa die Hälfte der Wähler*innen aus, 
knapp ein Viertel hat eine Hochschulausbildung. Entsprechend ist die Einkommenssituation der Wäh-
ler*innen eher im unteren bis mittleren Bereich, knapp 70% verfügen über 2.000 bis 4.000 Euro mo-
natlich. Von den SPD-Anhänger*innen informieren sich über 90% durch das öffentlich-rechtliche Fern-
sehen, über zwei Drittel nutzen den entsprechenden Rundfunk, etwas weniger lesen eine regionale 
Tageszeitung, 18% nutzen Instagram. 
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DIE LINKE: Diese Partei wird zu etwa 47,5% von Männern und zu 52,5% von Frauen gewählt. Gut 31% 
der Wähler*innen sind zwischen 50 und 59 Jahren, gut 29% zwischen 40 und 49 Jahren. Auch hier 
überwiegt also die ältere Altersklasse. Die Partei ist eine intellektuell sehr gemischte Partei mit knapp 
40% Abiturienten und gut 47% Realschülern / Absolventen der Polytechnischen Oberschule der DDR, 
über 56% haben eine Berufsausbildung, lediglich 14% einen Hochschulabschluss. Einkommensmäßig 
verteilen sich die Anhänger*innen der Partei über ein breites Spektrum. Während knapp ein Drittel 
eher arm ist (1.000 – 2.000 Euro), verfügen über 50% über ein monatliches Nettohaushaltseinkommen 
von 2.000 bis 5.000 Euro. Knapp 85% informieren sich über das öffentlich-rechtliche Fernsehen, knapp 
60% über diesen Rundfunk, etwa die Hälfte liest eine regionale Tageszeitung. Online-Medien spielen 
nur eine untergeordnete Rolle. 

Nicht-Wähler*innen: Die Nicht-Wähler*innen sind überwiegend weiblich (ca. 60%), ziehen sich durch 
alle Altersklassen, haben ganz überwiegend (über 60%) einen mittleren Schulabschluss und zu ca. 70% 
eine abgeschlossene Berufsausbildung. Einkommensmäßig findet man sie in allen Schichten vertreten. 
Sie informieren sich zu ca. 70% über das öffentlich-rechtliche Fernsehen, aber zu 40% auch über das 
Privatfernsehen und den öffentlich-rechtlichen Rundfunk. 

Zusammenfassend kann man demnach sagen, dass es bezüglich des Geschlechtes keine großen Unter-
schiede im Wahlverhalten gibt, bei den großen Parteien halten sich Männer und Frauen in etwa die 
Waage. Während die beiden traditionellen Volksparteien CDU und SPD tendenziell eher von Älteren 
gewählt werden, sind insbesondere Die Grünen eine Partei der Jüngeren. Bei den Wähler*innen der 
anderen Parteien ist das Alter hingegen eher gemischt. Ob jemand verheiratet ist oder in einer Part-
nerschaft lebt, hat keinen Einfluss auf das Wahlverhalten, lediglich bei den Anhänger*innen der FDP 
kann ein deutlich überproportionaler Teil, der in einer Partnerschaft lebt, festgestellt werden. Insbe-
sondere die FDP, aber auch Die Grünen, stellen sich als Partei der Gebildeten dar, während die Anhä-
nger*innen der AfD eher mittlere Bildungsabschlüsse haben. Bei den anderen Parteien ist dieses Ver-
hältnis eher ausgeglichen. Dem entsprechend ist die AfD die Partei der Menschen mit beruflicher Aus-
bildung, während die FDP und insbesondere Die Grünen die Parteien der Akademiker sind. Ähnlich 
verhält es sich auch mit dem Einkommen. Während die AfD und auch DIE LINKE eher von ärmeren 
Menschen gewählt wird, sind insbesondere Die Grünen die Partei der Gutverdiener. Auch das Infor-
mationsverhalten ist leicht unterschiedlich. Zwar dominiert für die Anhänger*innen fast aller Parteien 
das öffentlich-rechtliche Fernsehen, bei den AfD-Anhänger*innen ist es aber das Privatfernsehen. 
Überregionale Tageszeitungen werden hingegen v.a. von den Wähler*innen der FDP sowie der Partei 
Die Grünen gelesen.  

Große Unterschiede bestehen v.a. zwischen den Wähler*innen der Partei Die Grünen und der AfD. Sie 
stellen auch in Zwickau die beiden Pole eines breiten gesellschaftlichen Spektrums dar. Was dabei her-
auskam, erinnert deutlich an die Forschungsergebnisse von David Goodhart in Großbritannien, der 
zwischen „Anywheres“ und „Somewheres“ unterscheidet. Beide Menschentypen definiert er wie folgt: 
„Die ‚Anywheres‘ sind normalerweise gut ausgebildet und mobil. Sie legen großen Wert auf Autonomie, 
Offenheit und Fluidität. Sie haben eine ‚erarbeitete Identität‘, die auf Bildungs- und Berufserfolgen ba-
siert und dazu führt, dass sie sich überall selbstsicher und wohl fühlen. Die ‚Somewheres‘ sind stärker 
verwurzelt und weniger gut ausgebildet. Ihnen sind Gruppenzugehörigkeiten, Vertrautheit und Sicher-
heit wichtig. Sie haben eine ‚zugeschriebene Identität‘, die auf einer Orts- und Gruppenzugehörigkeit 
basiert, was dazu führt, dass Veränderungen ihnen eher Unbehagen bereiten.“31 Wie anhand des Bei-
spiels Zwickau gezeigt werden kann, handelt es sich dabei aber nur um die Enden im gesellschaftlichen 
Spektrum.   

 
31 Goodhart (2017). 
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Frage: 
„Bitte geben Sie an, wie wahrscheinlich es ist, dass Sie die 
aufgelisteten Parteien wählen würden!“ 

 

 

Neben der aktuellen Wahlentscheidung der Bürger*innen zeigt auch das Potenzial der Parteien an, in 
welche Richtung die Befragten aus Zwickau politisch tendieren. So haben weiterhin die beiden traditi-
onellen Volksparteien CDU und SPD das größte Potenzial von etwa 40% bzw. 34% (konkret 18,18% und 
21,82% bzw. 8,45% und 25,34%). Beide Parteien haben ihr Potenzial in Zwickau demnach noch nicht 
ausgeschöpft. Auf die deutlichste Ablehnung stößt die AfD, die von ca. zwei Dritteln der Befragten 
unwahrscheinlich oder sogar auf keinen Fall gewählt würde. Sie hat ihr Potenzial in Zwickau damit wohl 
ausgeschöpft. An zweiter Stelle stehen hier Die Grünen, die etwa 60% der Befragten nicht wählen wür-
den (13,97% und 48,72%). Sie könnten ihr Ergebnis dennoch verdoppeln. Gefolgt werden Die Grünen 
von der FDP (22,32% und 31,69%) sowie DIE LINKE (20,44% und 31,49%), die beide noch weitere Po-
tenziale in Zwickau haben. Das zeigt zum einen, dass die Potenziale rechts der Mitte (AfD) deutlich 
enger begrenzt sind als die der ehemaligen großen Volksparteien in der Mitte des politischen Spekt-
rums. Das Bild zeigt aber darüber hinaus noch einmal die Teilung der Gesellschaft. So stehen sich of-
fensichtlich Anhänger*innen der Partei Die Grünen und AfD-Anhänger*innen recht unversöhnlich ge-
genüber, was die starke Ablehnung der beiden Parteien durch diejenigen, die sie entschieden nicht 
wählen würden, deutlich macht.  

 

Abbildung 17: Wahlpotenzial der sechs großen im Bundestag vertretenen Parteien (in %) 
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3.2 Das Vertrauen in Medien und politische Institutionen 

 

Frage: 
„Wieviel Vertrauen haben Sie in die folgenden staatlichen 
Institutionen?“ 

 

 

Insgesamt ist das Vertrauen in die politischen Gremien und ordnungsrechtlichen Institutionen in der 
Stadt Zwickau, dem Freistaat Sachsen, der Bundesrepublik Deutschland und der Europäischen Union 
in Zwickau nicht besonders ausgeprägt. Dabei lassen sich zwei Tendenzen deutlich ablesen. Zum einen 
werden ordnungsrechtliche Institutionen wie Polizei und Gerichte deutlich besser eingeschätzt als po-
litische Parteien oder sonstige politische Institutionen. Zum anderen wird kommunalen Einrichtungen 
mehr als bundesdeutschen oder europäischen vertraut. Demnach vertrauen etwa die Hälfte der Be-
fragten in Zwickau der örtlichen Polizei (9,29% sehr großes Vertrauen, 39,97% großes). Etwas schlech-
ter ist das Vertrauen in die sächsischen Gerichte (8,17% sehr großes Vertrauen, 31,65% großes Ver-
trauen). Im oberen Mittelfeld befinden sich die Bürger*innenmeister*innen in Zwickau (5,47% bzw. 
26,59%), die den Befragten nahestehende Partei (4,80% bzw. 25,04%) und die Sächsische Landesregie-
rung (3,70% bzw. 23,67%). Im unteren Mittelfeld rangieren der Zwickauer Stadtrat (1,03% bzw. 
13,25%) und der Deutsche Bundestag (1,33% bzw. 12,11%). Ganz abgeschlagen am Ende der Rangfolge 
finden sich die Europäische Kommission (0,59% bzw. 9,56%), das Europäische Parlament (0,74% bzw. 
9,23%) und die Parteien im Allgemeinen (0,30% bzw. 4,75%).  

 
Abbildung 18: Vertrauen in politische und ordnungsrechtliche Institutionen (in %) 

(Rangfolge: kumuliert „sehr großes“ und „großes“ Vertrauen)  
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Institutionen, auch deutschlandweit rangieren die politischen Parteien auf dem letzten Platz. Dabei 
wird deutlich, dass das Vertrauen zu diesen Institutionen im Osten Deutschlands noch einmal deutlich 
geringer ist als im Westen.32 Dies kann auch für Zwickau vermutet werden, obwohl diese Umfrage mit 
dem genannten Trendbarometer nicht komplett vergleichbar ist.    

Dabei gibt es jedoch noch weitere systematische Unterschiede. So haben die Jungen (18- bis 29-Jähri-
gen) häufig ein deutlich höheres Vertrauen in die Institutionen als Rentner*innen und Pensionär*in-
nen. Beispielsweise haben die Jüngeren mit über 22% ein (sehr) großes Vertrauen in den Deutschen 
Bundestag, während der Durchschnitt gerade bei 13,5% liegt und die Rentner*innen und Pensionär*in-
nen aber nur mit 11,28% großes Vertrauen haben. Den Parteien im Allgemeinen schenken 11,76% der 
Jungen (18- bis 29-Jährigen) (sehr) großes Vertrauen, jedoch nur 4,69% der Rentner*innen und Pensi-
onär*innen. Ähnlich ist das Vertrauen in die Europäische Kommission: Jüngere haben zu 19,12% gro-
ßes Vertrauen, Rentner*innen und Pensionär*innen jedoch nur zu 7,52%. Genauso verhält es sich auch 
mit dem Europäischen Parlament. Jüngere Menschen gehen demnach deutlich positiver an die demo-
kratischen Institutionen heran als ältere.  

Auch bezüglich des Wahlverhaltens gibt es deutliche Unterschiede im Vertrauen zu sehen. Die Wäh-
ler*innen der AfD zeichnen sich durchgehend durch ein deutlich geringeres Vertrauen in die demokra-
tischen und rechtsstaatlichen Institutionen aus als die Wähler*innen der anderen Parteien. So haben 
z.B. ca. 32% der Befragten ein (sehr) großes Vertrauen in die Bürger*innenmeister*innen in Zwickau, 
von den AfD-Wähler*innen jedoch nur 3,75% bzw. 12,50% (also 16,25%). Bei DIE LINKE, FDP und SPD 
liegen diese Werte aber bei ca. 40%, bei den Anhänger*innen der Partei Die Grünen sogar bei ca. 60%. 
Ebenso verhält es sich beim Zwickauer Stadtrat, dem durchschnittlich 14,28% (sehr) großes Vertrauen 
entgegenbringen, jedoch lediglich 7,5% der AfD-Wähler*innen, aber 19,64% von DIE LINKE. Selbst der 
Zwickauer Polizei vertrauen (sehr) nur 37,5% der AfD-Wähler*innen, aber ca. zwei Drittel der CDU-
Wähler*innen. 

Auf Landes- und Bundesebene spielen noch andere Faktoren mit. Bezüglich der Sächsischen Landesre-
gierung ist z.B. das Vertrauen der Anhänger*innen der regierungsbildenden Parteien, CDU, SPD und 
Die Grünen erwartungsgemäß überproportional. Aber insbesondere das Vertrauen der AfD-Anhä-
nger*innen liegt mit gut 8% deutlich unter dem Durchschnitt von gut 31%. Das Vertrauen in den Deut-
schen Bundestag ist hingegen nicht nur bei Anhänger*innen der AfD (ca. 2,5%) gering, sondern auch 
bei denen der Freien Wählern (ca. 3,0%), DIE LINKE (ca. 5,2%) und den Nicht-Wählern (5,7%). Hier liegt 
der Durchschnitt bei 13,5%. Skeptisch gegenüber Parteien im Allgemeinen sind auch nicht nur die An-
hänger*innen der AfD (2,5% [sehr] großes Vertrauen), sondern auch die Wähler*innen der Freien 
Wähler (3,03%) und DIE LINKE (3,57%). Überdurchschnittlich hoch ist das Vertrauen hingegen bei den 
Wähler*innen der FDP (12,9%) und der Partei Die Grünen (9,09%). Ein (sehr) großes Vertrauen in die 
den Befragten „nahestehende Partei“ haben auf der anderen Seite insbesondere die Vertreter der AfD 
(knapp 40%) aber auch der SPD (ca. 48%) und Die Grünen (ca. 69%).  

Andere Faktoren sind nur teilweise messbar. Das Interesse für Politik – gemessen anhand des Interes-
ses für kommunale Politik – spielt beispielsweise nur bedingt eine Rolle. So sind leichte Verschiebun-
gen zu erkennen, dass Menschen mit größerem Interesse an Politik auch ein höheres Vertrauen in die 
entsprechenden demokratischen Institutionen haben. Dies ist aber nicht überall und nicht signifikant 
ausgeprägt. Auch ein zunehmendes Vertrauen in diese Institutionen nach Einkommensklassen – ge-
messen am monatlichen Nettohaushaltseinkommen – ist nicht überall eindeutig, auch wenn es eine 
Tendenz dazu gibt, dass Bezieher höherer Einkommen auch ein größeres Vertrauen haben. 

 

 
32 Statista (2022b). 
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3.3 Hinweise auf politischen Extremismus  
 

Demokratische versus autoritäre Strukturen  

Frage: 
„Inwieweit stimmen Sie der folgenden politischen Aussa-
gen zu? – Die parlamentarische Demokratie funktioniert in 
der Bundesrepublik Deutschland gut.“ 

 

 

Die Untersuchung von vier allgemeinen Fragen zum demokratischen System der Bundesrepublik 
Deutschland zeigt unter den Befragten aus Zwickau viel Skepsis gegenüber der heutigen demokrati-
schen Ordnung. So ist nur etwa ein Drittel der Befragten davon überzeugt, dass die parlamentarische 
Demokratie in Deutschland gut funktioniert, ein weiteres Drittel stimmt diesem (eher) nicht zu, das 
letzte Drittel ist entweder neutral oder macht keine Angaben. Das ist deutlich weniger Zustimmung zur 
deutschen Demokratie als es noch eine sachsenweite Umfrage im Jahr 2021 ergab, bei der 59% eher 
oder sehr zufrieden mit dem Funktionieren der bundesdeutschen Demokratie waren.33 

 

Abbildung 19: Zustimmung zur Aussage: "Die parlamentarische Demokratie funktioniert in der 
Bundesrepublik Deutschland gut."34 

 

 

Dabei stimmen Männer mit gut 38% dieser Aussage (eher) zu, Frauen aber nur zu knapp 30%. Die 
Jüngeren (18- bis 29-Jährigen) zeigen deutlich mehr Zufriedenheit mit der Demokratie (32,84% eher, 
13,43% volle Zustimmung) als die Rentner*innen und Pensionär*innen (21,88% bzw. 3,13%). Das Auf-
wachsen in der DDR korreliert damit paradoxerweise mit einer Bewertung der bundesdeutschen De-
mokratieund zeigt damit wohl eine gewisse Enttäuschung der älteren Generation. Ebenso zeigt sich, 
dass mehr Bildung mit mehr mehr Zustimmung zur bundesdeutschen Demokratie einhergeht. So stim-
men der o.g. Aussage (eher) knapp 50% der Abiturient*innen und etwa 46% der Fachabiturient*innen 
zu, jedoch nur ca. 19% der Realschüler*innen und etwa 28% der Absolvent*innen der Polytechnischen 
Oberschule der DDR. Unter den Absolvent*innen der Hauptschule sind es sogar nur ca. 12,5%. Beson-
ders demokratieskeptisch sind die Wähler*innen der AfD (3,85% eher, 0,00% volle Zustimmung), ge-
folgt von den Nicht-Wähler*innen (12,90% bzw. 1,61%), den Anhänger*innen der Freien Wähler 

 
33 Sachsen-Monitor (2021/22), S. 39. 
34 Bei den folgenden Grafiken werden die Zahlen zu „keine Angaben“ i.d.R. weggelassen, um eine bessere Über-
sicht zu ermöglichen. 
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(18,18% bzw. 0,00%) sowie den Wähler*innen von DIE LINKE (18,64% bzw. 5,08%). Durchschnittlich ist 
hingegen die Demokratiezustimmung unter Wähler*innen der CDU (ca. 40%) und der FDP (ca. 41%). 
Besonders positiv stehen der bundesdeutschen Demokratie hingegen die Anhänger*innen der SPD 
(55,74% bzw. 16,39%) und der Partei Die Grünen (60,00% bzw. 23,64%) gegenüber. Auch ein höheres 
Einkommen korreliert mit mehr Zustimmung zum demokratischen System. Zusammenfasend kann 
man demnach sagen, dass v.a. die ältere Generation und die Wähler*innen der AfD die bundesdeut-
sche Demokratie nicht als funktionierend bewerten.  

 

Frage: 
„Inwieweit stimmen Sie der folgenden politischen Aussagen zu? 
– Politische Parteien sind wichtig für das politische System.“ 

 

 

Ein anderes Muster ergibt sich jedoch bei der Untersuchung der Frage, ob politische Parteien wichtig 
für das politische System sind. Über 60% der Befragten stimmen dieser Aussage eher oder voll zu, 
lediglich etwa 11% der Befragten halten Parteien hingegen nicht für wichtig. Hier gibt es zudem nur 
wenige Unterschiede zwischen den Geschlechtern und den Generationen, allerdings betrachten (Fach-
)Abiturient*innen mit ca. 75% die Parteien für wichtig, während es nur 50% bis 65% der Befragten mit 
mittleren Bildungsabschlüssen sind. Auch Personen mit einem höheren Einkommen halten die Existenz 
von Parteien eher für wichtig als solche mit einem geringeren Einkommen. Unter den Anhänger*innen 
der Parteien glauben jedoch nur ca. 56% (36,71% bzw. 18,99%) von der AfD an die Wichtigkeit von 
Parteien, bei DIE LINKE sind es auch nur ca. 65% (49,09% bzw. 16,36%), bei der CDU ca. 68% und bei 
den Freien Wählern 69%. Von den Anhänger*innen der FDP halten hingegen ca. 77%, von denen der 
SPD 87% und von denen der Partei Die Grünen sogar 91% Parteien für wichtig. Dies zeigt, dass eine 
bestimmte Form der Demokratieskepsis in der Zwickauer Bürger*innenschaft über die Parteien hin-
weg verbreitet ist. 

 

Abbildung 20: Zustimmung zur Aussage: "Politische Parteien sind wichtig für das politische Sys-
tem." 
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Frage: 
„Inwieweit stimmen Sie der folgenden politischen Aussagen zu? – Es sollte 
nur eine starke Partei in Deutschland geben, welche die Politik bestimmt.“ 

 

 

Umgekehrt wurde auch gefragt, ob es nur „eine starke Partei in Deutschland geben [solle], welche die 
Politik bestimmt.“ Dies wird zwar von etwa 60% der Befragten recht klar verneint, etwa 20% der Be-
fragten stimmen dieser Aussage aber eher oder voll zu, etwa 11% sind unentschlossen und 8% machen 
keine Angaben. Damit gibt es eine Gruppe von etwa jedem Fünften unter den Zwickauer Befragten, 
die deutlich für autoritäre Strukturen eintritt und ein weiteres Fünftel, das sich zumindest nicht deut-
lich dagegen ausspricht. Bei einer sachsenweiten Umfrage plädierten 2021 sogar 36% der Befragten 
für eine einzige starke politische Partei.35  

Bei dieser Frage gibt es zwar kaum Unterschiede zwischen den Geschlechtern, aber eine deutliche Dif-
ferenz zwischen der Generation der Jungen (18- bis 29-Jährigen) sowie den Rentner*innen und Pensi-
onär*innen. Während nur 3% der Jüngeren eher autoritäre Strukturen befürworten, sind es unter den 
Älteren über 30% (16,28% eher und 16,28% voll). Das ist ein Verhältnis von 1 zu 10. Persönliche Erfah-
rungen mit der Diktatur in der DDR korrelierenmit einer relativen Nähe zu autoritären Strukturen. Auch 
ein höherer Bildungsabschluss führt zu einer geringeren Zustimmung zu autoritären Strukturen. So be-
fürworten dies Befragte mit Abitur z.B. nur als kleine Minderheit (5,00% bzw. 3,00%), während Absol-
venten der Polytechnischen Oberschule der DDR (10. Kl.) zu knapp 30% und Hauptschüler*innen zu 
etwa 36% dafür sind. Die Befürworter*innen autoritärer Strukturen befinden sich parteipolitisch v.a. 
in der AfD (20,25% bzw. 18,99%), aber auch bei der CDU (18,32% bzw. 9,92%) und den Freien Wählern 
(11,76% bzw. 17,65%) sowie den Nichtwähler*innen (6,45% bzw. 19,35%). Im Mittelfeld liegen die An-
hänger*innen von DIE LINKE (ca. 16%), klare Gegner*innen autoritärer Strukturen finden sich hingegen 
bei der SPD (ca. 8%), der FDP (3%) und Die Grünen (2%). Auch das Einkommen spielt eine klare Rolle. 
So bevorzugen „eine starke Partei“ etwa 30% der Befragten mit einem monatlichen Nettohaushalts-
einkommen von unter 1.000 Euro, während es bei denen über 6.000 Euro nur noch 7% sind. Der 
Wunsch nach autoritären Strukturen findet sich damit auf der gesamten rechten Seite des politischen 
Spektrums bis weit in die Mitte der Gesellschaft hinein, insbesondere bei der älteren Generation.  

 

Abbildung 21: Zustimmung zur Aussage: „Es sollte nur eine starke Partei in Deutschland geben, 
welche die Politik bestimmt.“ 

 

  

 
35 Sachsen-Monitor (2021/22), S. 43. 
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Frage: 
„Inwieweit stimmen Sie der folgenden politischen Aussagen zu? 
– Es ist ein wichtiges Prinzip der Demokratie, dass die Rechte 
von Minderheiten gewahrt werden 

 

 

Ob die Befragten zumindest andere Meinungen gelten lassen, wurde über die Frage „Es ist ein wichti-
ges Prinzip der Demokratie, dass die Rechte von Minderheiten gewahrt werden.“ Eruiert. Hier stimmen 
immerhin fast 70% der Befragten eher oder voll zu. Lediglich eine kleine Minderheit von unter 8% 
glaubt nicht, dass der Schutz von Minderheiten wichtig in einer Demokratie ist. Zwischen den Ge-
schlechtern und den Altersgruppen gibt es bei dieser Frage keine signifikanten Unterschiede. Die Rent-
ner*innen und Pensionär*innen stimmen etwas unterproportional zu (ca. 60%), Menschen mit Abitur 
etwas überproportional (80%). Bezüglich des Wahlverhaltens zeigt sich auch hier das übliche Muster: 
Während nur ca. 45% der AfD-Wähler*innen den Minderheitenschutz für wichtig erachten, stellt er für 
ca. 90% der Anhänger*innen der Partei Die Grünen einen wichtigen Bestandteil der Demokratie dar.  

 

Abbildung 22: Zustimmung zur Aussage: „Es ist ein wichtiges Prinzip der Demokratie, dass die 
rechte von Minderheiten gewahrt werden.“ 

 

 

Zusammenfassend kann man daher sagen, dass es unter den Befragten in Zwickau eine spürbare Zu-
neigung zu autoritären politischen Strukturen gibt. Diese Neigung ist überproportional stark bei der 
älteren Generation und bei den Wähler*innen der AfD vorhanden. 
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In den letzten Jahren und Monaten haben sich verschiedene „Verschwörungstheorien“ in Deutschland 
ausgebreitet. Dazu gehört z.B. der Ansatz der sog. „Reichsbürger*innen“ und „Selbstverwalter*innen“, 
nachdem das Deutsche Reich völkerrechtlich weiter fortbesteht. Reichsbürger*innen sind in den ver-
gangenen Jahren auch durch ihre Beteiligung bei Demonstrationen gegen Corona-Maßnahmen der 
Regierung bekannt geworden. „Corona-Leugner*innen“ gehören aber politisch nicht nur in diese Rich-
tung. Aus den USA kam in den vergangenen Jahren zudem die QAnon-Bewegung nach Deutschland, 
die auf Verschwörungstheorien über einen sog. „deep state“, also eine Schattenregierung der Welt, 
basiert. Alle drei Gruppen eint, dass sie die Legitimität der Bundesrepublik Deutschland infrage stellen. 
Für die Existenz aller drei Gruppen in Zwickau lassen sich in den Ergebnissen der Umfrage klare Belege 
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Frage: 
„Inwieweit stimmen Sie der folgenden politischen Aussagen zu? 
– Das „Deutsche Reich“ besteht in seinen Grenzen von 1937 
völkerrechtlich weiter.“ 

 

 

Die Frage zielt darauf ab, die Verbreitung der Grundüberzeugung der sog. „Reichsbürger*innen“ und 
„Selbstverwalter*innen“ in der Bevölkerung Zwickaus zu überprüfen. Gemäß Verfassungsschutzbe-
richt 2021 sind dies „Gruppierungen und Einzelpersonen, die aus unterschiedlichen Motiven und mit 
unterschiedlichen Begründungen – unter anderem unter Berufung auf das historische Deutsche Reich, 
verschwörungstheoretische Argumentationsmuster oder ein selbst definiertes Naturrecht – die Existenz 
der Bundesrepublik Deutschland und deren Rechtssystem ablehnen, den demokratisch gewählten Re-
präsentanten die Legitimation absprechen oder sich gar in Gänze als außerhalb der Rechtsordnung 
stehend definieren“.36 

 

Abbildung 23: Zustimmung zur Aussage: „Das ‚Deutsche Reich‘ besteht in seinen Grenzen von 1937 
völkerrechtlich weiter.“ 

 

 

Unter den Zwickauer Befragten stimmen der Aussage ca. 60% der Befragten nicht zu. Knapp 10% sind 
aber unentschlossen und knapp ein Viertel der Befragten machen keine Angaben. Offensichtlich trau-
ten sich viele Befragte nicht zu, über diese völkerrechtliche Frage zu urteilen. Eine kleine Minderheit 
von 18 Personen (10 Personen / 1,5% bzw. 8 Personen / 1,2%) stimmt der Aussage aber eher bzw. 
voll zu. Hier muss man vermuten, dass die Befragten eine klare Meinung haben und diese auch be-
wusst kundgetan haben. Diese kleine Gruppe ist (mittel-)alt und zieht sich durch alle Bildungs- und 
Einkommensschichten. Es kann daher ausgeschlossen werden, dass ein Großteil der Befragten ein-
fach falsch informiert ist. Sechs von ihnen (ein Drittel) stehen der AfD nahe, einer der CDU, zwei 
sind Wähler*innen „sonstiger Parteien“ und drei Nicht-Wähler*innen. Aber auch eine Person aus der 
Anhängerschaft der Partei Die Grünen unterstützt die These vom Fortbestehen des Deutschen Reiches. 
Man muss daher davon ausgehen, dass die „Reichsbürger*innen-Bewegung“ auch in Zwickau in Form 
einer kleinen Gruppe existent ist. 

 

 

 

 

 
36 BMIH (2022), S. 102. 
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Frage: 
„Inwieweit stimmen Sie den folgenden politischen Aussagen zu? 
- Antidemokratische Kräfte haben auf die Corona-Demonstrationen einen großen Einfluss. 
- Das gemeinsame Demonstrieren mit extremistischen Kräften muss bei gleichen Zielen in 

Kauf genommen werden.“ 

 

 

Es wurde bewusst nicht explizit gefragt, wie die Befragten zur Corona-Politik der Bundes- und Landes-
regierung stehen, da dieses Thema von den Ersteller*innen der Umfrage als zu provokativ empfunden 
wurde. Stattdessen wurde versucht zu eruieren, in wie weit sich die Bürger*innen Zwickaus von den 
antidemokratischen und extremistischen Kräften innerhalb dieser Demonstrationen abgrenzen oder 
nicht. Es lässt sich demnach aus der Beantwortung der beiden o.g. Fragen nicht ableiten, wie viele 
„Corona-Leugner*innen“ in Zwickau vorhanden sind, sondern nur, wie groß der Anteil der Unterstüt-
zer*innen solcher Demonstrationen sind. 

 

Abbildung 24: Zustimmung zur Aussage: „Antidemokratische Kräfte haben auf die Corona-De-
monstrationen einen großen Einfluss.“ 

 

 

Zunächst lässt sich feststellen, dass gut 45% der Befragten (23,25% und 22,80%) eher oder voll davon 
ausgehen, dass antidemokratische Kräfte einen großen Einfluss auf die „Corona-Demonstrationen“ ha-
ben, also klar die politische Gefahr einer Vermischung konkreter politischer Ziele mit extremistischen 
Meinungsäußerungen sehen. Allerdings sind 16,39% der Befragten unentschlossen, weitere 16,10% 
machen keine Angaben. Eine Minderheit – aber mit deutlich messbarer Größe – sieht diese Gefahren 
jedoch nicht: 10,13% (68 Personen) stimmen der Aussage nicht und 11,33% (76 Personen) eher nicht 
zu. Etwa ein Fünftel der Befragten sieht demnach keinen antidemokratischen Einfluss auf die Corona-
Demonstrationen. Dabei handelt es sich v.a. um (mittel-)alte Menschen aus allen Bildungs- und Ein-
kommensschichten. Der größte Teil von ihnen ist Anhänger*in der AfD (27 bzw. 15 Personen), der CDU 
(7 bzw. 12 Personen) und der Partei DIE LINKE Linke (5 bzw. 6 Personen). Relativ stark sind auch die 
Anhänger*innen der Partei „die basis“ (5 bzw. 6 Personen) sowie Nicht-Wähler*innen (7 bzw. 8 Perso-
nen) vertreten. Aber auch unter den Wähler*innen der FDP, der Freien Wähler, der Partei Die Grünen, 
der Piraten und der SPD gibt es vereinzelte Anhänger*innen dieser These. Die Vermischung von 
Corona-Protesten mit antidemokratischen Positionen wird daher offensichtlich von einer nicht unbe-
deutenden Minderheit der Zwickauer Befragten nicht gesehen.  
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Abbildung 25: Zustimmung zur Aussage: „Das gemeinsame demonstrieren mit extremistischen 
Kräften muss bei gleichen Zielen in Kauf genommen werden.“ 

 

 

Noch deutlicher wird der Mangel an Abgrenzung zu extremistischen Kräften bei der Untersuchung der 
Frage, ob das gemeinsame Demonstrieren mit extremistischen Kräften bei gleichen Zielen in Kauf ge-
nommen werden muss. Diese These lehnen etwa 47% der Befragten (eher) ab, weitere 16% sind un-
entschlossen und 17% machen keine Angaben. Auf der anderen Seite halten es 12,84% (86 Personen) 
eher und 7,46% (50 Personen) voll in Ordnung mit extremistischen Kräften zusammen zu demonstrie-
ren. Auch hier zieht sich die Zustimmung durch alle Bildungs- und Einkommensklassen. Die Unterstüt-
zung ist bei den Wähler*innen der AfD (22,78% bzw. 25,32%) sowie DIE LINKE (14,04% bzw. 5,26%) 
und CDU (13,95% bzw. 2,33%) am größten. Ansonsten zeigt sich auch hier dasselbe Muster parteipoli-
tischer Nähe. Es sind daher auch hier eher die Anhänger*innen (extrem) rechter sowie (extrem) linker 
Parteien, die sich nicht von politischen Extremist*innen abgrenzen, was nicht verwunderlich ist. Die 
Gruppe von Personen, die eine Abgrenzung von extremen politischen Positionen nicht scheut, liegt 
dabei in einer Größenordnung von etwa 20% der Befragten. 

 

Frage: 
„Inwieweit stimmen Sie der folgenden politischen Aussagen zu? 
- Der sog. „Pizzagate“-Skandal (2016) ist viel schlimmer als es „Watergate“ (1972) war. 
- Hinter den offiziellen politischen Strukturen in Deutschland gibt es andere Machtzen-

tren, die viel wichtiger sind.“ 

 

 

„Die QAnon-Verschwörungsideologie motiviert eine der derzeit dynamischsten und gefährlichsten an-
tisemitischen und rechtsextremen Bewegungen. Sie emotionalisiert, radikalisiert und ruft zu Gewalt 
auf. Mit der Bezugnahme auf eines der wohl emotionalsten Themen überhaupt, der Verletzung des 
Kindeswohls, schafft sie einen unmittelbaren Handlungsdruck, gegen die angebliche Verschwörung ei-
nes „tiefen Staates“ vorzugehen, und legitimiert damit Angriffe bis hin zu Terroranschlägen. QAnon ist 
damit sehr anschlussfähig zu den Protesten gegen die Corona-Maßnahmen, die ebenfalls das Bild einer 
vermeintlich „mächtigen Verschwörung“ malen und glauben, mächtige Eliten würden die Gefahr der 
Pandemie übertreiben und sie nutzen, um ihre eigentlichen Pläne durchzusetzen.“37Die Verschwörungs-
theorie basiert auf dem sog. „Pizzagate“-Skandal, einer komplett haltlosen Verschwörungserzählung, 
nach der die damalige Präsidentschaftskandidatin Hillary Clinton einen Pädophilenring leite und Kinder 
im Keller einer Pizzeria in Washington D.C. gefangen halte.38 

 
37 Amadeu Antonio Stiftung (2020), S. 4. 
38 Ebd. S. 8. 
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Abbildung 26: Zustimmung zur Aussage: „Der sog. ‚Pizzagate‘-Skandal (2016) ist viel schlimmer als 
es ‚Watergate‘ (1972) war. „ 

 

 

Mit der These „Der sog. „Pizzagate“-Skandal (2016) ist viel schlimmer als es „Watergate“ (1972) war.“ 
kann demnach zum einen der Bekanntheitsgrad der QAnon-Bewegung als auch die Zustimmung dazu 
gemessen werden. Gut zwei Drittel der Befragten (67,63%) gaben an, zu der Aussage keine Angaben 
machen zu können. Offensichtlich haben sie von QAnon und den entsprechenden Verschwörungsthe-
orien noch nichts gehört. Eine kleine Gruppe (5,78% bzw. 3,80%) stimmt nicht oder eher nicht zu, kennt 
die QAnon-Bewegung demnach, glaubt aber nicht daran. Weitere 17,02% der Befragten sind unent-
schlossen, ihre Nähe zur QAnon-Bewegung ist damit zweifelhaft. Klar äußert sich aber eine kleine Min-
derheit von knapp 6% der Befragten positiv zu der Verschwörungstheorie: 2,74% (18 Personen) stim-
men der Aussage eher und 3,04% (20 Personen) voll zu. Dieser kleine Personenkreis hinterlässt den 
Eindruck, genau zu wissen, was „Pizza-Gate“ bedeutet und auch daran zu glauben. Diese Anhänger*in-
nen der QAnon-Bewegung sind leicht überwiegend männlich, klar (mittel-)alt, kommen aber aus alle 
Bildungsschichten, jedoch tendenziell aus ärmeren Haushalten. Politisch stehen die Anhänger*innen 
der QAnon-Bewegung insbesondere der AfD (9 Personen) und der CDU (7 Personen) nahe, aber auch 
Anhänger*innen der SPD (4 Personen) sowie DIE LINKE und Die Grünen (jeweils 3 Personen) glauben 
an „Pizza-Gate“. QAnon zeigt sich damit als eher im rechten Lager verbreitete Verschwörungstheorie, 
streut aber auch in den linken Bereich. 

 

Abbildung 27: Zustimmung zur Aussage: „Hinter den politischen Strukturen in Deutschland gibt es 
andere Machtzentren, die viel wichtiger sind.“ 

 

 

Dies bestätigt auch eine Untersuchung der Frage zum „deep state“, konkret, dass es hinter den offizi-
ellen politischen Strukturen in Deutschland andere Machtzentren gäbe, die viel wichtiger seien. Hier 
sind die Ergebnisse sogar noch deutlicher, vermutlich, weil die Frage unkonkreter als die vorherige 
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gestellt ist. Etwa ein Drittel der Zwickauer Befragten glaubt so an „Machtzentren“ im Hintergrund – sei 
es ein klarer „deep state“ oder nur eine wirtschaftliche oder politische Elite, die unerkannt ist. So stim-
men der Aussage 21,78% eher und 10,11% voll zu. Deutlich weniger Befragte lehnen die These von der 
Existenz von „Machzentren“ ab (9,95% nicht, 11,16% eher nicht), allerdings sind etwa ein Viertel der 
Befragten (24,13%) unentschlossen und 22,78% machen keine Angaben. Lediglich ein Fünftel der Be-
fragten sieht demnach klar keine parallelen politischen Strukturen im Hintergrund der bundesdeut-
schen Demokratie, ein Drittel glaubt hingegen daran. Die Befürworter*innen dieser „Machtzentren“ 
finden sich wieder in allen Alters-, Bildungs- und Einkommensgruppen. Politisch stehen sie – ähnlich 
wie bei der letzten Frage – eher der CDU (38 Personen), der AfD (35 Personen) und DIE LINKE (20 
Personen) nahe, dennoch finden sich Anhänger*innen dieser These auch bei der SPD und FDP (jeweils 
15 Personen), den Freien Wählern (12 Personen) und bei der Partei Die Grünen (9 Personen). Man 
muss jedoch davon ausgehen, dass die Anhänger*innen der verschiedenen Parteien hier unterschied-
liche Vorstellungen von den in der Frage genannten „Machtzentren“ haben. 

 

Soziale Gleichheit und Linksradikalismus 

Frage: 
„Inwieweit stimmen Sie der folgenden politischen Aussage zu? – 
Deutschland ist ein Land, in dem es wirtschaftlich und sozial eher 
gerecht zugeht.“ 

 

 

Unter den Zwickauer Befragten gibt es offensichtlich ein großes Problem mit den Ergebnissen einer 
Sozialen Marktwirtschaft, denn über die Hälfte der Befragten gibt an, dass es in Deutschland nicht 
(21,51%) oder eher nicht (33,53%) sozial gerecht zugeht. Etwa ein Fünftel der Befragten ist entweder 
unentschlossen oder macht keine Angaben. Hingegen glauben lediglich ein Viertel (19,73% eher und 
4,15% voll) an die soziale Gerechtigkeit in Deutschland. Das ist auch im sächsischen Vergleich überra-
schend, denn bei einer Umfrage im Jahre 2021 gaben hier über die Hälfte der Befragten an, dass es in 
Deutschland eher gerecht zugehe.39 Dabei gibt es in Zwickau kaum Unterschiede zwischen den Ge-
schlechtern und über die Altersklassen. Allerdings ist die Kritik bei den Absolvent*innen der Realschule 
(27,48% nicht, 29,01% eher nicht), der Polytechnischen Oberschule der DDR (10. Klasse) (22,56% bzw. 
41,03%) und der Hauptschule (41,67% bzw. 33,33%) deutlich höher als bei den Abiturient*innen. Auch 
bezüglich der Einkommensgruppen zeigt sich dieses Muster. Personen aus Haushalten mit einem Net-
tomonatseinkommen von weniger als 4.000 Euro halten die Verteilung von Einkommen und Vermögen 
in Deutschland überproportional für ungerecht, wohingegen Personen aus Haushalten mit einem Ein-
kommen von mehr als 5.000 Euro unterproportional von einer Ungerechtigkeit ausgehen.  

  

 
39 Sachsen-Monitor (2021/22), S. 17. 
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Abbildung 28: Zustimmung zur Aussage: „Deutschland ist ein Land, in dem es wirtschaftlich und so-
zial eher gerecht zugeht.“ 

 

 

Bezüglich der Partei-Anhänger*innenschaft ergibt sich eine klare Rangfolge in der Beurteilung der so-
zialen Gerechtigkeit in Deutschland. Zuerst halten die Anhänger*innen der AfD (50% nicht, 30% eher 
nicht) Deutschland für gerecht, gefolgt von den Anhänger*innen von DIE LINKE (26,32% bzw. 49,12%), 
der Nicht-Wähler*innen (26,67% bzw. 35,00%), den Anhänger*innen der CDU (10,00% bzw. 35,38%), 
der FDP (3,33% bzw. 33,33%), der SPD (4,92% bzw. 27,87%) und Die Grünen (5,56% bzw. 24,07%). Das 
Gefühl, in einer ungerechten Gesellschaft zu leben, ist daher sowohl bei Wähler*innen rechts der Mitte 
als auch bei Wähler*innen links der Mitte sowie Nichtwähler*innen besonders ausgeprägt. 

Dieses Bild mag zum einen durch die in den letzten Jahren zunehmend geführte Diskussion über eine 
wachsende Einkommensungleichheit in Deutschland begründet sein, denn empirische Hinweise auf 
eine zunehmende Ungleichheit gibt es nicht. Der Gini-Koeffizient – das Maß für die soziale Ungleichheit 
– hat sich so in Ostdeutschland von 2011 bis 2019 nur minimal erhöht (von 0,258 auf 0,266). Die soziale 
Ungleichheit ist hier zudem deutlich geringer als in Westdeutschland, wo sich die Werte im gleichen 
Zeitraum auch nur mäßig, von 0,289 auf 0,300, erhöht haben.40 Zum anderen ist es nachvollziehbar, 
dass Personen aus den unteren Einkommensklassen die Verteilung tendenziell für ungerecht halten, 
während solche, die überdurchschnittlich viel haben, dies eher als gerecht empfinden. 

 

Frage: 
„Inwieweit stimmen Sie der folgenden politischen Aussage zu? – 
Als ‚Ostdeutsche‘ bzw. ‚Ostdeutscher‘ fühle ich mich häufig als 
‚Bürger/in zweiter Klasse‘.“ 

 

 

Das Gefühl wirtschaftlicher und sozialer Ungerechtigkeit mag auch mit einer konkreten Identifizierung 
als ostdeutsche(r) „Wendeverlierer*in“ zusammenhängen. Wendeverlierer*innen sind Personen, die 
in der aktuellen Situation eine klare Beziehung zur „Wende“ und damit zu ihrer Zugehörigkeit zur 
Gruppe der „Ostdeutschen“ ziehen und daraus dann negative Bewertungen ableiten.41 So geben über 
40% der Befragten in Zwickau an, sich häufig als „Ostdeutsche“ oder als „Ostdeutscher“ und damit oft 
als „Bürger*innen zweiter Klasse“ zu fühlen. Weitere knapp 15% sind bei der Frage unentschlossen 
und gut 5% machen keine Angaben, vermutlich weil sie z.T. keine Ostdeutschen sind. Im Umkehr-

 
40 WSI (o.D.). 
41 Rippl et al. (2016), S. 3. 
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schluss hat nur etwa ein Drittel der Befragten in Zwickau eindeutig keine Probleme mit seiner ostdeut-
schen Identität. Sachsenweit sahen sich im Jahre 2021 sogar über die Hälfte der Menschen als „Bür-
ger*innen zweiter Klasse“.42 

 

Abbildung 29: Zustimmung zur Aussage: „Als ‚Ostdeutsche' bzw. ‚Ostdeutscher' fühle ich mich häu-
fig als Bürger*in zweiter Klasse." 

 

 

Auch bei dieser Frage ergeben sich wieder Unterschiede zwischen den Altersgruppen, nach Bildungs-
stand und nach Parteipräferenzen, während nach Geschlecht und Einkommensgruppen keine klaren 
Muster erkennbar sind. So stimmen der o.g. These nur 22,39% bzw. 13,43% der Jüngeren (18- bis 29-
Jährigen) eher bzw. voll zu. Bei den Vollzeitbeschäftigten, also der mittleren Altersklasse sind die Zah-
len ähnlich, unter den Rentner*innen und Pensionären liegt die Zustimmung aber bei 29,55% bzw. 
24,24%, also zusammen deutlich über 50%. Während Abiturient*innen nur mit 24,12% bzw. 10,55% 
zustimmen, sind es unter den Absolvent*innen der Polytechnischen Oberschule der DDR hingegen 
28,72% bzw. 24,10%. Als „zweitklassige Bürger*innen“ fühlen sich damit tendenziell eher die Älteren 
und schlechter ausgebildeten. Allerdings sind die Unterschiede nicht so signifikant wie bei anderen 
Themen. 

Bezüglich der Parteipräferenz ergibt sich wieder ein Muster zwischen AfD-Anhänger*innen auf der ei-
nen Seite sowie Anhänger*innen der FDP sowie Die Grünen auf der anderen Seite. Als „Bürger*innen 
zweiter Klasse“ empfinden sich von den AfD-Sympathisant*innen 29,11% eher und 35,44% voll, also 
etwa zwei Drittel. Etwa im Durchschnitt liegen die Anhänger*innen der CDU, von DIE LINKE, der Freien 
Wähler sowie der SPD, auch die Nicht-Wähler*innen. Unter den Anhänger*innen der FDP sehen sich 
hingegen nur 12,95 eher bzw. 3,23% voll als „Bürger*innen zweiter Klasse“, unter denen der Partei Die 
Grünen sogar nur 14,81% eher, aber 0,00% voll. Wie aus anderen Umfragen in Ostdeutschland bekannt 
ist, ist die Eigenwahrnehmung des Wendeverlierers nur teilweise mit der tatsächlichen eigenen wirt-
schaftlichen Situation verbunden, sondern hängt insbesondere von einem wirtschaftlichen Vergleich 
der eigenen Gruppe mit anderen zusammen. Somit bildet sich ein generelles Gefühl der „Minderwer-
tigkeit“ als Ostdeutscher ab.43  

  

 
42 Sachsen-Monitor (2021/22), S. 15. 
43 Rippl et al. (2016), S. 23. 
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Frage: 
„Inwieweit stimmen Sie der folgenden politischen Aussage zu? – Im Sozialismus 
als Übergangsgesellschaft zum Kommunismus werden alle Formen der Ausbeu-
tung und Unterdrückung der werktätigen Massen abgeschafft.“ 

 

 

Diese Aussage stammt aus dem Parteiprogramm der MLPD, der Marxistisch-Leninistischen Partei 
Deutschlands, und kann entweder als Unterstützung des „realexistierenden Sozialismus der DDR“ oder 
sogar als Bekenntnis zum Kommunismus betrachtet werden. Immerhin mehr als 11% der Befragten 
stimmen dieser These eher oder voll zu. Weitere 15% sind sich unschlüssig, knapp ein Drittel macht 
keine Angaben. Demnach widersprechen nur etwa 40% der Befragten dieser kommunistischen Aus-
sage explizit.  

 

Abbildung 30: Zustimmung zur Aussage: "Im Sozialismus als Übergangsgesellschaft zum Kommu-
nismus werden alle Formen der Ausbeutung und Unterdrückung der werktätigen Massen abge-
schafft." 

 

 

Bei der Zustimmung zu dieser extremistischen These übertreffen Männer leicht die Frauen, zudem die 
Rentner*innen und Pensionär*innen mit 10,94% bzw. 7,03% deutlich die jüngeren Altersgruppen. Ab-
solvent*innen der Polytechnischen Oberschule der DDR (10. Kl.) stimmen ihr mit 7,25% bzw. 8,29% 
eher zu als Abiturient*innen, von denen aber auch immer noch mit knapp 10% Zustimmung signalisie-
ren. Innerhalb der Einkommensgruppen zeigt sich hingegen kein klares Muster. Nicht überraschend ist 
wiederum das Ergebnis nach politischer Parteipräferenz. Während der These 17,86% und 12,50% der 
Anhänger*innen von DIE LINKE und 11,67% sowie 10,00% der Nicht-Wähler eher bzw. voll zustimmen, 
sind es nur 7,69% bzw. 3,85% der Anhänger*innen der AfD. Diese liegen damit auf dem Niveau der 
SPD-Anhänger*innen. Kaum Zustimmung findet die These bei den Anhänger*innen der CDU, der FDP, 
Die Grünen sowie der Freien Wähler. Linksextremist*innen finden sich damit klar unter den Anhä-
nger*innen von DIE LINKE, aber auch bei den Nicht-Wähler*innen. Folgerichtig wird z.B. auch die 
„Kommunistische Plattform“ innerhalb der Partei DIE LINKE vom Verfassungsschutz als linksextrem 
eingestuft.44 

 

Annäherung von extremer Rechten und extremer Linken in der Außenpolitik 

Bereits vor mehreren Jahren konnte die Auflösung der eindimensionalen Rechts-Links-Ordnung ange-
sichts komplexer Probleme konstatiert werden, auf die besonders ausgeprägt in Ostdeutschland mit 

 
44 BMIH (2022), S. 155. 
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einer zunehmenden Distanz zum politischen System reagiert wird.45 Insbesondere bei außenpoliti-
schen Fragen wie der Partnerschaft mit Russland nach dem Beginn des Angriffskrieges gegen die Uk-
raine und der NATO-Mitgliedschaft Deutschlands finden extreme Rechte und extreme Linke klare Be-
rührungspunkte.  

 

Frage: 
„Inwieweit stimmen Sie der folgenden politischen Aussage zu? –
Die Europäische Union bringt Deutschland viel mehr Vorteile als 
Nachteile.“ 

 

 

Die Befragten in Zwickau zeigen sich gegenüber der Europäischen Union durchgehend eher skeptisch. 
Knapp ein Drittel der Befragten (13,51% bzw. 16,37%) stimmt der Aussage, dass die EU mehr Vorteile 
als Nachteile bringt nicht oder eher nicht zu. Weitere 12,76% der Befragten machten keine Angaben 
und knapp ein Viertel (22,97%) ist unentschlossen. Lediglich 19,82% bzw. 14,56% stimmen der Aussage 
eher oder voll zu. Damit hat die EU nur gut ein Drittel der Befragten in Zwickau überzeugen können.  

 

Abbildung 31: Zustimmung zur Aussage: "Die Europäische Union bringt Deutschland viel mehr Vor-
teile als Nachteile." 

 

 

Untersucht man einzelne Gruppen von Befragten, fallen wieder ähnliche Muster auf. Die Jüngeren (18- 
bis 29-Jährigen) sehen die Europäische Union positiver. 9,09% bzw. 27,27% von ihnen glauben eher 
bzw. voll, dass die EU mehr Vorteile als Nachteile bringt, während es unter den Rentner*innen und 
Pensionär*innen lediglich 20,77% bzw. 6,92% sind. Unter den Abiturient*innen sehen sogar über die 
Hälfte (27,64% bzw. 25.13%) eher oder voll mehr Vorteile, unter den Realschüler*innen jedoch nur gut 
ein Viertel (21.88% bzw. 6,25%) und unter den Absolvent*innen der Polytechnischen Hochschule der 
DDR sogar nur gut ein Fünftel (16,58% bzw. 7,77%). Auch nach Parteisympathie ergibt sich wieder ein 
typisches Muster. Während bei den Anhänger*innen der meisten Parteien die Zustimmung zur EU zwi-
schen 40% und 45% schwankt, sehen nur gut 10% der AfD-Anhänger*innen (3,85% bzw. 7,69%) mehr 
Vorteile als Nachteile. Bei den Anhänger*innen der SPD sind es hingegen etwa zwei Drittel (30,51% 
bzw. 33,90%) und bei denen der Partei Die Grünen sogar über drei Viertel (39,29% bzw. 37,50%). Unter 
den Nicht-Wähler*innen sieht hingegen nur etwa jeder 20. mehr Vorteile (4,84% bzw. 1,61%). Inner-
halb der Einkommensgruppen ist feststellbar, dass die Zustimmung zur EU mit dem Nettohaushalts-
einkommen kontinuierlich von ca. einem Fünftel (bis 1.000 Euro: 14,81% bzw. 5,56%) auf drei Viertel 

 
45 Rippl et al. (2016), S. 2. 
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(6.000 Euro und mehr: 34,15% bzw. 41,46%) steigt. Es sind demnach tendenziell eher die jungen, bes-
ser ausgebildeten und wohlhabenderen Befragten, die in der EU mehr Vorteile als Nachteile sehen. 

 

Frage: 
„Inwieweit stimmen Sie der folgenden politischen Aussage zu? – 
Deutschland sollte Russland trotz des Ukraine-Krieges dauerhaft 
als strategischen Partner sehen.“ 

 

 

Deutlich über ein Drittel der Befragten in Zwickau sieht Russland auch nach dem Beginn des Angriffs-
krieges auf die Ukraine noch eher oder voll als „strategischen Partner“ (23,62% bzw. 14,80%), lediglich 
knapp ein Drittel (16,44% bzw. 13,30%) sieht dies (eher) nicht. Etwa ein weiteres Drittel der Befragten 
ist unentschlossen oder macht keine Angaben. Während aber etwa 40% der Jüngeren (18- bis 29-Jäh-
rigen) Russland nicht oder eher nicht (25,37% bzw. 14,93%) als Partner sehen, sind es unter den Rent-
ner*innen und Pensionär*innen lediglich ein Viertel (14,73% bzw. 10,85%). Diejenigen, die die DDR 
noch selber miterlebt haben, stehen einer Kooperation mit Russland damit tendenziell positiver ge-
genüber. Bezüglich des Ausbildungsstandes sehen Abiturient*innen zu gut zwei Fünfteln (21,39% bzw. 
20,40%) keine oder eher keine Partnerschaft, jedoch nur ein Fünftel der Absolvent*innen der Real-
schule (10,85% bzw. 10,85%). Bezüglich der Einkommensgruppen gibt es hier kein klares Muster. 

 

Abbildung 32: Zustimmung zur Aussage: "Deutschland sollte Russland trotz des Ukraine-Krieges 
dauerhaft als strategischen Partner sehen.” 

 

 

Bei dieser Frage zeigt sich allerdings erstmalig auch die politische Nähe zwischen rechtem und linkem 
politischen Lager. Der These einer weiteren Kooperation mit Russland stimmen über 60% der AfD-
Anhänger*innen (26,58% eher und 36,71% voll) zu, allerdings auch deutlich über 50% der Anhä-
nger*innen von DIE LINKE (27,59% bzw. 24,14%). Gefolgt werden diese beiden Gruppen von den Nicht-
Wähler*innen (18,33% bzw. 21,67%). Alle drei Gruppen stehen damit den etablierten politischen Par-
teien gegenüber. Am anderen Ende des Spektrums stehen die Anhänger*innen der Partei Die Grünen 
und v.a. der FDP. Von ihnen stimmen lediglich 12,73% eher und 1,82% voll bzw. 3,45% eher und 6,90% 
voll der These einer strategischen Partnerschaft zu. 
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Frage: 
„Inwieweit stimmen Sie der folgenden politischen Aussage zu? – 
Deutschland sollte schnellstens aus der NATO austreten.“ 

 

 

Bezüglich der Mitgliedschaft Deutschlands in der NATO ist ein Großteil der Befragten aus Zwickau klar 
gegen einen Austritt (49,70% nicht, bzw. 16,97% eher nicht). Kapp ein Viertel der Befragten macht 
allerdings keine Angaben oder ist unentschlossen. Lediglich eine kleine Minderheit von unter 10% tritt 
eher (4,95%) oder voll (4,80%) für einen sofortigen Austritt ein. Dieses klare Ergebnis kann mit Sicher-
heit auf die auch in Deutschland empfundene Bedrohung durch Russland nach Beginn des Angriffskrie-
ges gegen die Ukraine erklärt werden. 

Junge Befragte (18- bis 29-Jährige) sind dabei bezüglich eines Austritts skeptischer (nur 7,46% bzw. 
1,49%) als Rentner*innen und Pensionär*innen (6,15% bzw. 8,46%). Bezüglich des höchsten schuli-
schen Abschlusses fällt auf, dass die Absolvent*innen der Polytechnischen Oberschule der DDR (10. 
Kl.) überproportional für einen Austritt (4,64% bzw. 7,22%) plädieren. In der DDR aufgewachsene Men-
schen sehen die NATO demnach deutlich negativer als Junge. Bezüglich der Einkommensklassen ist ein 
leichtes Muster – geringeres Einkommen = weniger Zustimmung zur NATO, höheres Einkommen = hö-
here Zustimmung zur NATO – zu sehen. 

 

Abbildung 33: Zustimmung zur Aussage: „Deutschland sollte schnellstens aus der NATO austreten.“ 

 

 

Auch bei dieser Frage sind sich die Anhänger*innen von Parteien im deutlich rechten wie linken Spekt-
rum wieder sehr ähnlich. Über ein Viertel der AfD-Anhänger*innen (11,69% und 14,29%) stimmen der 
Forderung nach einem sofortigen NATO-Austritt eher oder voll zu. Ähnlich ist das Ergebnis unter den 
Anhänger*innen von DIE LINKE, von denen 10,34% eher und 10,34% voll einen sofortigen Austritt for-
dern. Auch die Nicht-Wähler*innen stimmen zu 8,06% eher bzw. zu 4,84% voll für einen sofortigen 
Austritt. Auf der anderen Seite unterstützen nur 3,33% der FDP-Wähler*innen eher bzw. 1,64% der 
SPD-Wähler*innen (jeweils 1 Person!) und 0,00% der Wähler*innen der Partei Die Grünen einen Aus-
tritt aus der NATO. Bei der CDU wünschen sich etwa 5% einen sofortigen Austritt, bei den Freien Wäh-
lern etwa 6%. AfD- und DIE LINKE-Anhänger*innen sowie Nicht-Wähler*innen sind sich bezüglich die-
ser Fragestellung demnach eher einig. 

 

 „Wokeness“ zwischen Befreiung und Extremismus 

Auch die „Wokeness-Bewegung“, die sich als in hohem Maß politisch wach und engagiert gegen (ins-
besondere rassistische, sexistische, soziale) Diskriminierung betrachtet, kann im gewissen Sinne als 
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extrem eingestuft werden. So schreibt z.B. Mathias Oppermann, Mitarbeiter der Konrad-Adenauer-
Stiftung, unter dem Titel „Der Guerillakrieg der Wokeness“: „Wer Kulturkämpfe für aus der Zeit gefal-
len hält, irrt. Auch in den gegenwärtig geführten identitätspolitischen Debatten geht es längst nicht 
mehr um den sachlichen Austausch von Argumenten, sondern um die Verbannung unliebsamer Per-
spektiven aus dem politischen Diskurs. Die Gefahren der dabei entstehenden Dynamiken für den demo-
kratischen Zusammenhalt werden jedoch systematisch unterschätzt und kleingeredet.“46 Der Extremis-
mus-Forscher Rudolf van Hüllen formuliert es sogar noch deutlicher: „Der Rechtsextremismus will eine 
ethnisch-tribalistische, exkludierende Ordnung, der traditionelle Linksextremismus verspricht dagegen 
universale Gleichheit und Inklusion. Dieses Bild vom Linksextremismus stimmt nicht mehr. Die traditio-
nelle Egalitätslinke ist im eigenen Lager mit einem schnell wachsenden gefährlichen Feind konfrontiert: 
den aus den USA einwandernden Identitätslinken, deren Konzept der „Wokeness“ sich der bedingungs-
losen Separation und Privilegierung von immer neuen „Opfergruppen“ verschrieben hat.“47 Es ist dem-
nach zu fragen, in wie weit die Denkansätze der Wokeness-Bewegung in Zwickau von ihren Gegnern 
als extrem wahrgenommen werden.  

 

Frage: 
„Staatliche Stellen sollen gegenderte Sprache verwenden.“ 

 

 

Am offensichtlichsten wird die zunehmende Bedeutung der Wokeness-Bewegung anhand der Verän-
derungen der Sprache im öffentlichen Raum. „Gendern“ ist für die einen Notwendigkeit zur Schaffung 
von Gleichberechtigung. Auf der anderen Seite heißt es aber z.B. in der Frankfurter Allgemeinen Zei-
tung: „Kritiker empfinden Gendern nach eigenem Bekunden oft als Akt der Belehrung. Sie erleben die 
sprachlichen Erziehungsbemühungen als Bevormundung durch moralisch übergriffige Sprachgouver-
nanten. Die volkserzieherische Intention („Sprache prägt das Denken“) des Genderns ist für Kritiker mit 
dem Ideal des mündigen Bürgers nicht zu vereinbaren.“48 In Zwickau überwiegt diese Kritik am Gendern 
ganz deutlich. Der These „Staatliche Stellen sollen gegenderte Sprache verwenden.“ widersprechen 
über zwei Drittel der Befragten (57,54% bzw. 13,46%). Hingegen unterstützen nur knapp 10% der Be-
fragten das „Gendern“ durch staatliche Stellen (6,36% eher und 3,25% voll). Gut 10% sind unentschlos-
sen, weitere 9% machen keine Angaben. 

 

Abbildung 34: Zustimmung zur Aussage: „Staatliche Stellen sollen gegenderte Sprache verwenden.“ 

 

 

 
46 Konrad Adenauer Stiftung (2022), S. 44. 
47 Hüllen (2021), S. 46. 
48 Payr (2023). 
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Bezüglich der Geschlechter gibt es bei dieser Frage nur kleine Unterschiede. Während Männer gegen-
derte Sprache nur zu 4,11% eher und zu 3,16% voll von staatlichen Stellen wünschen, sind es 7,94% 
bzw. 3,53% der Frauen. Allerdings lehnen ca. 73% der Männer und ca. 69% der Frauen das Gendern 
ab. Klare Unterschiede zeigen sich zwischen den Altersgruppen. Während die Jüngeren (18- bis 29- 
Jährigen) gegenderte Sprache von staatlichen Stellen zu etwa 16% (10,45% eher und 5,97% voll) wün-
schen, sind es nur gut 8% der Vollbeschäftigten und sogar nur gut 5% der Rentner*innen und Pensio-
när*innen. Bezüglich des Schulabschlusses zeigt sich, dass Abiturient*innen gegenderte Sprache durch 
staatliche Stellen zu gut 15% (9,55% eher und 5,03% voll) wünschen, aber auch zu ca. 72% ablehnen. 
Bei den Absolvent*innen niedriger Schulabschlüsse ist die Zustimmung zum Gendern hingegen deut-
lich geringer. Absolvent*innen der Realschule wünschen sich dies z.B. nur zu 3,01% eher und 3,76% 
voll. Die Ablehnung liegt jedoch zwischen 70% und 80%. Bezüglich der Einkommensgruppen zeigt sich, 
dass überproportional viele Menschen mit einem Nettohaushaltseinkommen von über 5.000 Euro ge-
genderte Sprache von staatlichen Stellen wünschen, z.B. in der Gruppe über 6.000 Euro 6,98% eher 
und 9,30% voll. 

Untersucht man die Stellung zum Gendern nach Parteinähe, ergibt sich, dass v.a. die Anhänger*innen 
der CDU kaum am Gendern interessiert sind (2,27% eher und 0,76% voll). Hingegen sprechen sich über 
7% der AfD-Wähler*innen für gegenderte Sprache durch staatliche Stellen aus. Allerdings lehnen sie 
ca. 77% bzw. 83% der Anhänger*innen dieser Parteien auch klar ab. Durchschnittlich sind die Ergeb-
nisse für die Anhänger*innen von DIE LINKE (5,36% bzw. 5,36%) und der FDP (6,45% bzw. 3,23%), leicht 
überproportional für die der SPD (10,00% bzw. 5,00%). Lediglich die Anhänger*innen von Die Grünen 
sprechen sich zu ca. 30% (14,55% bzw. 14,55%) für das Nutzen der gegenderten Sprache durch staat-
liche Stellen aus. Aber auch knapp die Hälfte von ihnen (27,27% bzw. eher 20,00%) lehnt dies ab.  

 

Frage: 
„Inwieweit stimmen Sie der folgenden politischen Aussage zu? – Die öffentlich-
rechtlichen Medien in Deutschland berichten korrekt und zuverlässig über innen- 
und außenpolitische Themen.“ 

 

 

Da die öffentlich-rechtlichen Medien immer mehr zu einer gegenderten Sprache übergehen, kann dies 
unter Umständen auch Auswirkungen auf die Wahrnehmung der Inhalte haben. Wie die Umfrage in 
Zwickau zeigt, ist jedoch knapp die Hälfte der Befragten zu 21,29% nicht und 22,94% eher nicht davon 
überzeugt, dass die öffentlich-rechtlichen Medien korrekt und zuverlässig über innen- und außenpoli-
tische Themen berichten. Weitere knapp 19% sind unentschlossen. Lediglich 30% der Befragten 
(25,64% eher und 5,70% voll) glauben an eine korrekte und zuverlässige Berichterstattung.  
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Abbildung 35: Zustimmung zur Aussage: „Die öffentlich-rechtlichen Medien in Deutschland berich-
ten korrekt und zuverlässig über innen- und außenpolitische Themen.“ 

 

 

Dabei sind die Unterschiede zwischen den Geschlechtern und den Altersgruppen gering, lediglich die 
Rentner*innen und Pensionär*innen glauben etwas überproportional an eine zuverlässige Berichter-
stattung. Bezüglich der Schulabschlüsse fallen nur die Absolvent*innen der Realschule auf, die lediglich 
zu 16,28% bzw. 1,55% (eher) an eine korrekte Berichterstattung glauben. Bezüglich des Einkommens 
gibt es ein klares Muster: je geringer das Einkommen, desto geringer der Glaube an eine korrekte Be-
richterstattung und vice versa (z.B. Gruppe bis 1.000 Euro: 8,16% bzw. 6,12%, versus Gruppe über 
6.000 Euro: 44,19% bzw. 9,30%). 

Bezüglich der Parteinähe der Befragten ergibt sich ein neues Links + Rechts versus Mitte Muster: Nur 
2,56% der AfD-Anhänger*innen glauben eher an eine korrekte Berichterstattung, ca. 90% (58,97% und 
30,77%) aber (eher) nicht. Mit allerdings weitem Abstand folgen die Anhänger*innen von DIE LINKE 
(23,73% bzw. 1,69%) sowie die Freien Wähler (24,24% bzw. 0,00%). Durchschnittlich ist die Zustim-
mung der CDU-Anhänger*innen (28,24% bzw. 3,05%), etwas überproportional hingegen die der FDP-
Anhänger*innen (32,26% bzw. 6,45%). Ganz überwiegend glauben hingegen die Wähler*innen der SPD 
und der Partei Die Grünen an die korrekte Berichterstattung im öffentlich-rechtlichen Rundfunk (SPD: 
eher 52,54% bzw. voll 18,64%; Die Grünen: eher 55,56% bzw. voll 22,22%).  

 

3.4 Zivilgesellschaftliches Engagement  
 

Frage: 
„Wie häufig engagieren Sie sich ehrenamtlich (z.B. in Vereinen, 
Bürger*inneninitiativen etc.)?“ 

 

 

Deutschlandweit engagierten sich im Jahre 2019 knapp 40% der Personen ab 14 Jahren ehrenamtlich. 
Zwischen Männern und Frauen gab es keine Unterschiede. Am stärksten engagiert waren die 30- bis 
49-Jährigen.49 Diese Situation beschreiben auch die Ergebnisse der Umfrage in Zwickau. Hier gaben 
12,05% der Befragten an, sich häufig ehrenamtlich zu engagieren, 9,19% und 16,72% bewerteten die 
Häufigkeit ihres Engagements immerhin mit positiv-mittleren Werten (2 und 3 auf einer Skala von 5). 
Das macht knapp 40% der Befragten aus, entspricht also in etwa dem bundesdeutschen Durchschnitt.  

 

 
49 BMFSFJ (2019). 
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Abbildung 36: Häufigkeit des ehrenamtlichen Engagements 

(Skala: 1 [häufig] bis 5 [nie]) 

 

 

In Zwickau ist das Engagement bei den Jüngeren (18- bis 29-Jährigen) etwas deutlicher ausgeprägt als 
im Durchschnitt (1: 15,38%, 2: 13,85%). Auch der Bildungsabschluss spielt eine Rolle. Befragte mit Abi-
tur oder Fachabitur engagieren sich mehr als andere (1: 14,07% bzw. 22,00%, 2: 12,06% bzw. 18,00%). 
Nach Wähler*innenverhalten gibt es kaum Unterschiede, lediglich die Anhänger*innen von DIE LINKE 
sind überproportional häufig engagiert (1: 18,97%, 2: 8,62%). Innerhalb der Gruppen unterschiedlicher 
Nettomonatseinkommen lässt sich feststellen, dass die Häufigkeit des Engagements mit steigendem 
Einkommen bis 6.000 Euro kontinuierlich zunimmt, die absoluten Zahlen in den höheren Einkommens-
gruppen sind aber nicht mehr signifikant. Das ehrenamtliche Engagement in Zwickau kann demnach 
als durchschnittlich bezeichnet werden. 

 

Frage: 
„Wenn Sie in irgendeiner Form in der Zwickauer Zivilgesellschaft 
engagiert sind, wo tun Sie das dann?“ 

 

 

In Zwickau dominiert unter den engagierten Bürger*innen eindeutig das Vereinsleben. 31,81% der Be-
fragten, die sich ehrenamtlich engagieren, tun das in einem Verein. Weitere 8,45% sind in einer Kirche 
sowie 6,73% in einer Gewerkschaft aktiv. Bürger*inneninitiativen und Organisationen der Geflüchte-
tenhilfe / Integrationshilfe spielen hingegen nur eine geringe Rolle (3,30% bzw. 1,72%). Völlig unat-
traktiv scheint zudem (lokal-)politisches Engagement. Gerade einmal 7 Befragte (1,0%) gaben an, in 
einer politischen Partei aktiv zu sein, 10 (1,43%) in einer anderen politischen Organisation, obwohl die 
Befragten überwiegend davon ausgehen, dass politische Parteien für eine funktionierende Demokratie 
wichtig sind. Es stellt sich daher die Frage, warum – gerade politisches – Engagement so unattraktiv 
ist. 

 

Frage: 
„Wenn Sie nicht in irgendeiner Form in der Zwickauer Zivilgesell-
schaft engagiert sind, warum sind Sie das nicht?“ 

 

 

Die Hinderungsgründe für ehrenamtliches Engagement sind zumeist praktischer Natur. Für 21,35% der 
Befragten bedeutet ehrenamtliches Engagement einen zu hohen Zeitaufwand, 7,59% halten sich für 
zu alt oder zu krank dafür, 3,01% fürchten den zu hohen Kostenaufwand eines ehrenamtlichen Enga-
gements und 1,29% die hohe Verantwortung. Weitere 6,30% glauben, dass es für sie keine „passende 
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Organisation“ gäbe und 3,01% interessieren sich schlichtweg nicht für politische und gesellschaftliche 
Fragen.  

 

3.5 Politische Partizipation 
 

Frage: 
„Welche Möglichkeiten der politischen Beteiligung der Stadt Zwickau 
sind Ihnen bekannt und wie stehen Sie zu deren Nutzung?“ 

 

 

Nur ein geringer Anteil der Befragten hat in Zwickau schon einmal ein Instrument der politischen Be-
teiligung genutzt. Dabei stechen Petitionen mit 33,86% Bekanntheit und Nutzung hervor, gefolgt von 
Onlinebeteiligungen mit 22,92% sowie Einwohner*innenversammlungen (16,82%) und schriftlichen 
Anfragen (16,59%). Alle anderen Instrumente der politischen Beteiligung wurden nur von einem ver-
schwindend kleinen Anteil der Befragten genutzt. Allerdings sind die Instrumente einem überwiegen-
den Teil der Zwickauer Befragten bekannt. Am unbekanntesten sind die Senior*innenvertretung und 
der Jugendbeirat, gefolgt von Bürger*innenforen und Onlinebeteiligungen. Hier besteht offensichtlich 
Kommunikationsbedarf. 

 

Tabelle 7: Möglichkeiten der politischen Beteiligung 

Instrument Kenne ich, 
genutzt 

Kenne ich, 
nicht genutzt 

Kenne ich 
nicht 

Petitionen 33,86% 43,26% 22,88% 
Einwohner*innenversammlungen 16,82% 67,75% 15,43% 
Bürger*innensprechstunde der Oberbürgermeisterin 
und der Bürger*innenmeister*innen 

5,77% 76,76% 17,74% 

Stadtteilspaziergänge mit der Oberbürgermeisterin 3,69% 67,54% 28,77% 
Bürger*innensprechstunde im Stadtrat 2,81% 69,06% 28,13% 
Bürger*innenforen 5,02% 55,26% 39,72% 
Onlinebeteiligungen 22,92% 41,44% 35,64% 
Schriftliche Anfragen 16,59% 56,49% 26,92% 
Jugendbeirat 1,42% 57,28% 41,30% 
Senior*innenvertretung 1,11% 52,61% 46,28% 

 

Dabei werden Petitionen v.a. von der mittleren Altersgruppe genutzt, durchgehend durch alle Bil-
dungsklassen und Parteien, allerdings eher von den höheren Einkommensschichten. Einwohner*in-
nenversammlungen sind eher etwas für die Älteren in der Zwickauer Gesellschaft. Die Bürger*innen-
sprechstunde der Oberbürgermeisterin und der Bürger*innenmeister*innen nutzen v.a. Anhänger*in-
nen der AfD sowie von Die Grünen, die Stadtteilspaziergänge Anhänger*innen der CDU sowie der Grü-
nen. Die Bürger*innensprechstunde im Stadtrat und Bürger*innenforen werden vorrangig von älteren 
Menschen genutzt, Onlinebeteiligungen hingegen von jüngeren und mittleren Altersklassen mit höhe-
rem Bildungsabschluss. Hier stechen v.a. die Anhänger*innen von Die Grünen mit 34,62% Nutzern her-
vor. Bei den schriftlichen Anfragen sind es eher die Anhänger*innen von AfD und Die Grünen. Der 
Jugendbeirat wird verständlicherweise eher von den Jüngeren, die Senior*innenvertretung hingegen 
von den Älteren genutzt. 
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Frage: 
„Welche Möglichkeiten der politischen Beteiligung der Stadt Zwickau 
könnten Sie sich vorstellen zu nutzen?“ 

 

 

Etwa 40% der Befragten können sich vorstellen sich über Onlinebeteiligungen, Petitionen oder Ein-
wohner*innenversammlungen in die Lokalpolitik der Stadt Zwickau einzubringen. Dabei stehen v.a. 
die Onlinebeteiligungen mit knapp 42% an erster Stelle. Aber auch schriftliche Anfragen (29,02%), Bür-
ger*innensprechstunde der Oberbürger*innenmeisterin / der Bürger*innenmeister*innen (23,13%) 
oder die Stadtteilspaziergänge mit der Oberbürgermeisterin (20,40%) finden noch ausreichenden An-
klang. Bürger*innensprechstunden im Stadtrat und Bürger*innenforen sind jedoch nur noch für eine 
kleine Gruppe der Befragten vorstellbar. Die Senior*innenvertretung und der Jugendbeirat sind dage-
gen wohl nur für eine zu kleine Gruppe von Befragten relevant. 

 

Abbildung 37: Möglichkeiten der politischen Beteiligung 

 

 

Untersucht man die unterschiedlichen demografischen und politischen Angaben der Befragten, erge-
ben sich die bereits bekannten Unterschiede: So können sich Jüngere (18 bis 29-Jährige), besser Aus-
gebildete (v.a. mit (Fach-)Abitur) und Menschen mit höherem Einkommen eher vorstellen, diese Ele-
mente der politischen Beteiligung zu nutzen. Auch die Wähler*innen politischer Parteien sind – quer 
durch alle Richtungen – eher dazu bereit als Nichtwähler. Lediglich Einwohner*innenversammlungen 
sind eher etwas für Ältere. Die Bürger*innensprechstunde der Oberbürger*innenmeisterin und der 
Büger*innenmeister*innen sind v.a. für die Wähler*innen der Partei Die Grünen (44,64%) attraktiv, 
würden hingegen von CDU-, AfD- und SPD-Wähler*innen nur zu etwa 20% genutzt. Auch an Stadt-
teilspaziergänge mit der Oberbürger*innenmeisterin würden 48,21% der Wähler*innen von Die Grü-
nen, jedoch nur 13,75% der Wähler*innen der AfD teilnehmen. Auch bei anderen Formen der Beteili-
gung zeigt sich, dass die Wähler*innen von Die Grünen hier am ehesten aktiv wären, während die 
Wähler*innen der AfD und die Nichtwähler*innen das Schlusslicht bilden. 
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Frage: 
„Auf welcher politischen Ebene wünschen Sie sich mehr politische 
Bürger*innenbeteiligung?“ 

 

 

Insgesamt wünschen sich die Befragten aus Zwickau auf allen politischen Ebenen deutlich mehr Bür-
ger*innenbeteiligung. Auf der Ebene der Stadt Zwickau und des Freistaates Sachsen wünschen sich 
sogar zwei Drittel der Befragten (66,31% bzw. 64,64%) deutlich mehr politische Beteiligung, auf der 
Ebene der Bundesrepublik Deutschland sind es immerhin noch 62,02% und auf EU-Ebene 43,39%. Da-
mit ist das Bedürfnis nach mehr Beteiligung der einzelnen Bürger auf fast allen Ebenen sehr hoch, le-
diglich auf EU-Ebene nimmt das Bedürfnis nach weiterer Beteiligung sichtbar ab.  

 

Abbildung 38: Wünsche nach politischer Bürger*innenbeteiligung 

 

 

Im Gegensatz zu den konkreten Instrumenten der politischen Beteiligung zeigt sich beim Wunsch nach 
mehr Bürger*innenbeteiligung eine große Einigkeit über alle Alters-, Ausbildungs- und Einkommens-
klassen. Auffällig ist lediglich, dass sich in der Zwickauer Kommunalpolitik, im Freistaat Sachsen und in 
der Bundesrepublik Deutschland etwa drei Viertel der Wähler*innen der AfD und DIE LINKE mehr Be-
teiligung wünschen, während das Niveau bei allen anderen Parteien darunterliegt. Erst auf EU-Ebene 
gleichen sich diese Zahlen wieder an. 
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4. Die Lebenszufriedenheit der Bürger*innen Zwickaus 
4.1 Allgemeine Lebenszufriedenheit und persönliche wirtschaftliche Situation 
 

Allgemeine Lebenszufriedenheit 

Frage: 
„Wenn Sie Ihr Leben allgemein einschätzen,  
wie zufrieden sind Sie gegenwärtig damit?“ 

 

 
Die allgemeine Lebenszufriedenheit der Zwickauer*innen wird grundsätzlich positiv bewertet. Von 601 
auf diese Frage antwortenden Personen gaben auf einer Skala von 1 (sehr zufrieden) bis 5 (sehr unzu-
frieden) immer hin 12,62% an, sehr zufrieden mit ihrem Leben zu sein, gefolgt von 45,69%, die auf 
dieser Skala ihrer Lebenszufriedenheit eine 2 gaben. Übertragen auf Schulnoten kann man somit sa-
gen, dass knapp 60% der Befragten in Zwickau ihr Leben mit einer 1 (sehr gut) oder 2 (gut) bewerten. 
Knapp ein Drittel wählte allerdings nur einen mittleren Wert: 30,15% der Zwickauer Befragten gaben 
ihrer Lebenszufriedenheit eine 3 (befriedigend). Als „ausreichend“ (4) bezeichneten 8,00% der Befrag-
ten und als „mangelhaft / sehr unzufrieden“ 3,54% ihr Leben in Zwickau. Das bedeutet, dass über 10% 
der Befragten mit ihrem Leben nicht wirklich zufrieden sind. Extrapoliert man die Ergebnisse der Um-
frage auf die gesamte Bevölkerung, würde das eine Gruppe von etwa 8.500 unzufriedenen Menschen 
ausmachen, was nicht unterschätzt werden sollte. 

 

Abbildung 39: Lebenszufriedenheit auf einer Skala von 1 bis 5 (in %) 

 

 

Bezüglich des Geschlechtes stellen sich die Unterschiede als nicht gravierend dar. Während männliche 
Befragte im Vergleich zu den weiblichen ihrer Lebenszufriedenheit eher eine 2 oder 4 gaben, überwo-
gen die weiblichen Befragten eher leicht bei 1, 3 und 5. Die Unterschiede sind aber nicht signifikant. 
Von den zwei diversen Personen bewertete eine ihr Leben mit einer 1, die andere mit einer 5. 
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Der Familienstand hat hingegen einen eindeutigen Einfluss auf die Lebenszufriedenheit der Befragten 
in Zwickau. So bewerteten 16,52% der verheirateten oder in einer eingetragenen Lebenspartnerschaft 
Lebenden mit einer 1 (sehr zufrieden) sowie 47,54% mit einer 2 („gut“). Ähnlich sind die Zahlen für „in 
Partnerschaft“ lebende Befragte: 10,62% bzw. 53,10%. Beide Gruppen bewerten ihr Leben demnach 
zu über 60% mit sehr zufrieden oder „gut“. Eine 3 („befriedigend“) geben ihrem Leben weitere 25,51% 
bzw. 27,43%. Dieser Gruppe stehen Singles, Geschiedene oder verwitwete Personen diametral gegen-
über. So gaben z.B. nur 5,83% der Singles an, sehr zufrieden mit ihrem Leben zu sein, während immer-
hin 42,72% ihr Leben mit 2 („gut“) bewerteten. Das sind zusammen unter 50%. Unter den Verwitweten 
waren es nur 4,35% und 39,13% (also zusammen unter 45%) und unter den Geschiedenen sogar nur 
2,44% bzw. 31,71% (zusammen unter 35%).  

Betrachtet man die Lebenszufriedenheit in Abhängigkeit vom Schulabschluss zeigen sich insbesondere 
im mittleren Bereich zwei gegenläufige Richtungen. (In den Randbereichen sind die absoluten Zahlen 
so klein, dass diese als statistisch nicht aussagekräftig betrachtet werden müssen.) So lässt sich fest-
stellen, dass die Befragten mit höheren Bildungsabschlüssen ihr Leben tendenziell besser (hier mit 2 – 
gut) bewerten als solche mit niedrigeren Schulabschlüssen. Parallel steigt der Anteil unter den Befrag-
ten, die ihr Leben nur mittelmäßig (hier mit 3 – befriedigend) bewerten in der gleichen Richtung.  

 

Abbildung 40: Lebenszufriedenheit nach Schulabschluss (2 – gut versus 3 – befriedigend, in %) 

 

 

Die Lebenszufriedenheit nach Berufsabschlüssen zeigt ein ähnliches Bild, wobei hier die Gruppen 
„Sonstiger beruflicher Abschluss“ und „(noch) keine abgeschlossene Berufsausbildung“ aufgrund zu 
kleiner absoluter Zahlen weggelassen werden müssen. So sind zwar 17,17% der Befragten mit Hoch-
schul-/Universitätsabschluss oder Promotion sehr zufrieden, aber nur 10,40% der Befragten mit abge-
schlossener Berufsausbildung. Mit einer 2 bewertet erstere Gruppe zu 59,60% ihr Leben, aber nur zu 
42,20% in letzterer. Hingegen bewerten nur 19,19% der Befragten mit Hochschul-/Universitätsab-
schluss oder Promotion mit einer 3, jedoch 35,55% der Befragten mit abgeschlossener Berufsausbil-
dung.  
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Bezüglich der Stellung im Beruf ist insbesondere ein Vergleich der Vollzeitbeschäftigen mit den Rent-
ner*innen und Pensionär*innen interessant und aussagekräftig. So bewerten die Vollzeitbeschäftigten 
ihr Leben deutlich besser als Rentner*innen und Pensionär*innen. Während unter den Befragten der 
ersten Gruppe immerhin 13,27% ihr Leben mit einer 1 bewerteten, waren es in der zweiten nur 9,45%. 
Ebenso gaben 50,74% der Vollzeitbeschäftigten ihrem Leben in Zwickau eine 2, während es unter den 
Rentner*innen und Pensionär*innen nur 40,16% waren. Hingegen gaben die Befragten der ersten 
Gruppe zu 26,25% ihrem Leben eine 3, jedoch 40,16% der zweiten Gruppe. Damit bewerten in beiden 
Gruppen zwar ca. 90% der Befragten ihr Leben sehr gut bis durchschnittlich, unter den Älteren halten 
sich gute bis mittlere Bewertungen aber die Waage, während unter den Vollzeitbeschäftigten die 
Mehrheit ihr Leben mit 1 oder 2 bewertet. Die Rentner*innen und Pensionär*innen in Zwickau müssen 
daher als deutlich weniger zufrieden betrachtet werden als die Vollzeitbeschäftigten.  

 

Tabelle 8: Lebenszufriedenheit nach Stellung im Beruf 

Vollzeitbeschäftigte versus Rentner*innen und Pensionär*innen (auf einer Skala von 1 bis 5, in %) 

Stellung im Beruf 

1 
(sehr 

zufrieden) 
(in %) 

2 
(„gut”) 
(in %) 

3 
(„befrie- 
digend) 
(in %) 

4 
(„ausrei- 
chend“) 

(in %) 

5 
(sehr unzu- 

frieden) 
(in %) 

Erwerbstätig in Vollzeit 
(auch beurlaubt) 13,27% 50,74% 26,25% 6,49% 3,24% 

Rentner*in oder Pensio-
när*in 

9,45% 40,16% 40,16% 7,87% 2,36% 

 

Geld macht vielleicht nicht glücklich, die Befragten in Zwickau aber tendenziell zufriedener. So ist ein 
deutlicher Anstieg der Befragten durch die Einkommensgruppen hindurch zu sehen, die ihr Leben mit 
1 - „sehr zufrieden“ bewerten, nämlich von 7,02% in der Gruppe unter 1.000 Euro bis hin zu 36,59% in 
der Gruppe über 6.000 Euro. In der Gruppe mit der Lebensbewertung 2 („gut“) ist diese Tendenz je-
doch schon nicht mehr so ausgeprägt, hier kann man nur noch einen Anstieg bis zur Gruppe der Ein-
kommen zwischen 3.000 und 4.000 Euro sehen (58,93%), dann fällt die Zufriedenheit jedoch bis zur 
Gruppe über 6.000 Euro wieder auf 54,55% ab. Die Bewertung 3 („befriedigend“) liegt in den Einkom-
mensgruppen zwischen Null und 6.000 Euro zwischen 23,40% und 38,60%, bei dem Einkommen über 
6.000 Euro jedoch lediglich bei 7,32%. Bewertungen der Lebenszufriedenheit mit 4 („ausreichend“) 
und 5 (sehr unzufrieden) sind insgesamt eher wenig vorhanden, lediglich in den Einkommensgruppen 
bis 2.000 Euro liegen sie bei 19,30% und 11,97% (4) bzw. 14,04% und 5,13% (5). In den Gruppen zwi-
schen 3.000 und 6.000 Euro hat sogar niemand der Befragten sich als sehr unzufrieden bezeichnet.  

Zusammenfassend kann man demnach sagen, dass die Zwickauer bei besserem Schulabschluss, höhe-
rer Berufsausbildung und höherem Einkommen zufriedener sind. Zudem sind Vollzeiterwerbstätige zu-
friedener als Rentner*innen und Pensionär*innen. 
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Abbildung 41: Lebenszufriedenheit nach Nettoeinkommensgruppen der Haushalte 

(auf einer Skala von 1 bis 5, in %) 

 

 

Um den Zusammenhang von Zufriedenheit und Wahlverhalten zu analysieren, wird auf die Betrach-
tung von politischen Parteien, die nicht im sächsischen Landtag oder im Bundestag vertreten sind, ver-
zichtet, da sie auch in der Umfrage nur von sehr kleinen Personengruppen angegeben wurden. Es wer-
den daher nur sechs Parteien untersucht: AfD, CDU, DIE LINKE, FDP, Die Grünen und die SPD. Hinzu 
kommen die Gruppen, die in der Umfrage angegeben haben, dass sie ihren Wahlzettel ungültig ma-
chen würden oder nicht wählen würden. Wie gezeigt werden kann, ist die Lebenszufriedenheit über 
alle Parteien hin häufig ähnlich verteilt, es gibt nur wenige Ausreißer. 

Als sehr zufrieden mit ihrem Leben (1) bezeichnen sich von den aktiven Wähler*innen zwischen 10% 
und 14%. Lediglich von den Wähler*innen der Partei Die Grünen sind sogar über 20% sehr zufrieden 
mit ihrem Leben, gefolgt von Personen (18,75%), die angaben, bei einer Wahl ihren Stimmzettel un-
gültig zu machen. Einen deutlichen Ausreißer nach unten stellen hier hingegen die Nichtwähler*innen 
mit 5,08% dar. Als „gut“ (2) bewerten i.d.R. 52,54% (DIE LINKE) bis 60,38% (Die Grünen) der Befragten 
ihr Leben in Zwickau. Ausreißer sind lediglich die Wähler*innen der AfD (32,47%) sowie die „Wahls-
keptiker*innen“ mit unter 45%. In der Bewertungsgruppe 3 („befriedigend“) stechen hingegen v.a. die 
Nichtwähler*innen mit 42,37% heraus, in der Gruppe 4 („ausreichend“) die Wähler*innen von AfD, 
DIE LINKE sowie die „Wahlskeptiker*innen“. Als sehr unzufrieden bezeichnen sich lediglich 12,99% der 
AfD-Wähler*innen, ansonsten ist diese Kategorie unbedeutend.  

Zusammenfassend lässt sich demnach sagen, dass insbesondere die Wähler*innen der Parteien CDU, 
FDP, Die Grünen und SPD ihre Lebenssituation zu etwa 60% bis 80% mit 1 oder 2 bewerten, wobei v.a. 
die Wähler*innen der Partei Die Grünen noch einmal besonders hervorstechen. Unzufrieden sind ins-
besondere die Wähler*innen von AfD (4 und 5: 25,98%), mit größerem Abstand gefolgt von den Wäh-
ler*innen der Partei DIE LINKE (4: 10,17%) und denen der FDP (4 und 5: 10,0%). Dazwischen liegen die 
Nichtwähler*innen (4 und 5: 15,25%). Unzufriedenheit unter den Befragten in Zwickau korreliert dem-
nach tendenziell mit dem Wählen der AfD sowie dem Nicht-Wählen. Eine Korrelation zwischen unzu-
friedenheit und dem Wählen der Partei DIE LINKE ist hingegen nicht so ausgeprägt. 
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Tabelle 9: Lebenszufriedenheit nach Wahlverhalten 

(auf einer Skala von 1 bis 5, in %) 

Wähler*innen der … 

1 
(sehr 

zufrieden) 
(in %) 

2 
(„gut”) 

 
(in %) 

3 
(„befrie- 
digend) 
(in %) 

4 
(„ausrei- 
chend“) 

(in %) 

5 
(sehr unzu- 

frieden) 
(in %) 

Partei … 

AfD 11,69% 32,47% 29,87% 12,99% 12,99% 

CDU 13,53% 54,89% 24,81% 3,76% 3,01% 

FDP 10,00% 60,00% 20,00% 6,67% 3,33% 

Die Grünen 20,75% 60,38% 16,98% 1,89% 0,00% 

SPD 13,79% 60,34% 22,41% 3,45% 0,00% 

DIE LINKE 11,86% 52,54% 25,42% 10,17% 0,00% 

„Wahl- 
skeptiker 
*innen“ 

„Ich mache meinen 
Stimmzettel ungültig“ 

18,75% 43,75% 21,88% 15,63% 0,00% 

„Ich würde NICHT 
wählen” 

5,08% 37,29% 42,37% 10,17% 5,08% 

 

Ein konkretes Muster ergibt sich auch bei der Analyse der Lebenszufriedenheit nach Teilgebieten der 
Stadt. Als sehr zufrieden (1) bezeichnen sich lediglich 7,14% der Befragten aus Teilgebiet 2, was sich 
auf 16,24% in Teilgebiet 5 steigert. Auch bei einer Bewertung mit 2 („gut“) schneidet Teilgebiet 2 mit 
35,71% vergleichsweise am schlechtesten ab, Spitzenreiter ist Teilgebiet 1 (Innenstadt) mit 52,29%.  

Bei der mittleren Bewertung (3 – „befriedigend“) ist jedoch Teilgebiet 2 mit 39,29% an der ersten 
Stelle, hier weist Teilgebiet 5 mit 23,86% die geringste Quote auf. Mit 14,29% führt Teilgebiet 2 auch 
die Bewertung 4 („ausreichend“) an, an hinterster Stelle ist hier Teilgebiet 1 (Innenstadt) mit 4,59%. 
Als sehr unzufrieden (5) bezeichnen sich hier lediglich 0,92% der Befragten, in den anderen Teilgebie-
ten liegt die Quote hingegen bei ca. 3,5% bis 4,5%. Es ist demnach auch in Bezug auf die Lebenszufrie-
denheit zu sehen, dass die besten Bewertungen aus der Innenstadt (TG 1) sowie dem südlichen Teil-
gebiet 5 kommen, die schlechtesten aber aus Teilgebiet 2, das schon als das „ärmste“ Teilgebiet der 
Stadt definiert werden konnte. Dies ist in Abbildung 14 noch einmal durch einen Vergleich der kumu-
lierten Bewertungen mit 1 und 2 dargestellt.  

 

Abbildung 42: Lebenszufriedenheit nach Teilgebieten 

(Bewertungen 1 und 2 zusammengefasst) 
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Die wirtschaftliche Situation in Zwickau 

Frage: 
„Wie beurteilen Sie die gegenwärtige wirtschaftliche 
Situation … 

a) in der Stadt Zwickau allgemein? 
b) von Ihnen selbst?“ 

 

 
Im Sachsen-Monitor 2021/22 hatten 64% der sächsischen Bevölkerung die wirtschaftliche Lage im Frei-
staat als „sehr gut“ oder „eher gut“ eingeschätzt, während der Rest „eher schlecht“ oder „schlecht“ 
angab.50 Im Jahre 2022 bezeichnen hingegen die Befragten in Zwickau die derzeitige Lage in der Stadt 
nur zu 21,48% als „sehr gut“ oder „gut“, immerhin weitere 42,38% als neutral. Das scheint – auch wenn 
man die unterschiedlichen Skalen der Umfragen in Betracht zieht – auf eine deutlich schlechtere Ein-
schätzung in der Stadt Zwickau im Jahre 2022 hinzuweisen. Gründe dafür können hier – aufgrund des 
Fehlens von Vergleichsdaten für Zwickau aus dem Vorjahr – nicht angegeben werden.  

Bei der Untersuchung der Bewertung der gegenwärtigen wirtschaftlichen Situation in Zwickau im Ver-
gleich zur Bewertung der persönlichen wirtschaftlichen Situation ist jedoch auffällig, dass die Befragten 
ihre persönliche Lage deutlich besser einschätzen als die in der Stadt. So halten nur 1,02% der Befrag-
ten die wirtschaftliche Situation in Zwickau für sehr gut, ihre eigene Situation bewerten aber 7,16% 
ebenso. Auch bei der Bewertung „gut“ überwiegt die Einschätzung der persönlichen Situation mit 
38,89% die der Stadt mit 20,46%. Erst ab der Bewertung „neutral“ überwiegt entsprechend die Bewer-
tung der Stadt im Vergleich zur Person. So bewerten über 35% der Befragten die derzeitige wirtschaft-
liche Situation in Zwickau als „schlecht“ oder „sehr schlecht“, während nur gut 20% ihre eigene wirt-
schaftliche Situation so einschätzen.  

 

Abbildung 43: Bewertung der wirtschaftlichen Situation in Zwickau und der eigenen Person (in %) 

 

 

Interessant ist hier aber auch ein Vergleich von Gruppen der Befragten. So gaben z.B. ca. 9% der Er-
werbstätigen (in Voll- und in Teilzeit) an, dass ihre persönliche wirtschaftliche Situation „sehr gut“ sei, 
aber nur ca. 1,5% der Rentner*innen und Pensionär*innen. Mit „gut“ bewerten immerhin mehr als 
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44% der Vollzeitbeschäftigten und knapp 47% der Teilzeitbeschäftigten ihre persönliche wirtschaftli-
che Situation, unter den Rentner*innen und Pensionär*innen sind es hingegen nur knapp 33%. Als 
„schlecht“ und „sehr schlecht“ bezeichnen hingegen ca. 24% der Rentner*innen und Pensionär*innen 
ihre eigene wirtschaftliche Lage, deutlich über 30% der Teilzeitbeschäftigten teilen diese Auffassung, 
während nur ca. 14% der Vollzeitbeschäftigung ihre Lage als so schlecht bezeichnen. Vollzeitbeschäf-
tigung scheint daher als Garant für eine gute wirtschaftliche Situation, was nicht verwundert, während 
es offensichtlich bei den Teilzeitbeschäftigten auf weitere Kriterien (z.B. Einkommen des Partners / der 
Partnerin) anzukommen scheint. Die Rentner*innen und Pensionär*innen sind hingegen durchgehend 
eher unzufriedener.  

Bezüglich der Haushaltseinkommen sind die Ergebnisse nicht überraschend. Während innerhalb der 
Einkommensgruppe bis 1.000 Euro niemand seine wirtschaftliche Lage als sehr gut bezeichnet, be-
trachtet sie über die Hälfte als schlecht (32,08% schlecht und 18,87% sehr schlecht). Mit zunehmen-
dem Haushaltseinkommen steigen die guten Bewertungen dann und die schlechten nehmen parallel 
ab. Ab einem Haushaltseinkommen von 4.000 bis 5.000 Euro überwiegt die positive Bewertung. In 
dieser Gruppe bezeichnen 14,58% ihre wirtschaftliche Lage als sehr gut und 51,04% als gut. In der 
Gruppe über 6.000 Euro ist dies sogar die überwiegende Mehrheit (37,21% bzw. 48,84%).  

Die Untersuchung der Beurteilung der eigenen wirtschaftlichen Lage kommt bezüglich des Wahlver-
haltens zu ähnlichen Ergebnissen wie die der Lebenszufriedenheit. Insbesondere die Wähler*innen 
von Die Grünen bezeichnen zu 26,79% ihre wirtschaftliche Situation als sehr gut und zu 48,21% als gut, 
d.h. etwa drei Viertel der Wähler*innen dieser Partei sind mit ihrer wirtschaftlichen Situation zufrie-
den. Das wird gefolgt von den Wähler*innenn der FDP, die ihre wirtschaftliche Situation zu 3,33% als 
sehr gut und 63,33% als gut bezeichnen. In der Mitte liegen die Wähler*innen von CDU (6,06% bzw. 
48,48%) und SPD (8,20% bzw. 42,62%). Die wirtschaftlichen „Verlierer*innen“ wählen hingegen eher 
DIE LINKE und AfD: Von den Wähler*innen der Partei DIE LINKE bezeichnen nur etwa ein Drittel ihre 
wirtschaftliche Lage als positiv (7,02% bzw. 28,07%), während sie überproportional viele negativ be-
werten (21,0% schlecht und 8,77% sehr schlecht). Bei den Wähler*innen der AfD ist dieses noch deut-
licher ablesbar: Nur 1,27% bezeichnen ihre wirtschaftliche Situation als sehr gut bzw. 30,38% als gut, 
jedoch 21,52% als schlecht und 11,39% sogar als sehr schlecht.  

 

4.2 Einschätzung der persönlichen Zukunft und konkrete Sorgen 
 

Die Einschätzung der persönlichen Zukunft 

Frage: 
„Wie schätzen Sie Ihre persönliche Zukunft 
allgemein ein?“ 

 

 

Die Einschätzung der persönlichen Zukunft der Befragten in Zwickau ist allerdings nicht so optimistisch 
wie die Bewertung der derzeitigen Zufriedenheit. Während etwa 13% ihre persönliche Zufriedenheit 
mit „sehr zufrieden“ (1) und 46% mit „gut“ (2) angaben, weicht v.a. die Bewertung „gut“ (2) deutlich 
bei der Bewertung der persönlichen Zukunft ab. So schätzen zwar 14,72% der Befragten ihre persönli-
che Zukunft als sehr gut (1) ein, allerdings nur 36,29% mit „gut“ (2). Das bedeutet, dass insgesamt ca. 
10% der Befragten, die mit ihrem derzeitigen Leben zufrieden sind, dies nicht mehr in der Zukunft 
erwarten. Allerdings sehen immer noch etwa die Hälfte der Befragten ihre Zukunft positiv, während 
knapp ein Drittel neutral (3) ist und nur etwas über einem Fünftel (eher) pessimistisch (4 + 5). Damit 
sind die Zwickauer Befragten aber deutlich pessimistischer als es der Sachsen-Monitor 2021/22 für den 
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sächsischen Durchschnitt ermittelte. Diesem zufolge blickt „die sächsische Bevölkerung (…) mit großer 
Mehrheit optimistisch in die Zukunft (73%)“.51 Der Grund dafür mag im Erhebungszeitraum liegen. Die 
Daten für den Sachsen Monitor wurden von November 2021 bis März 2022 aufgenommen, die Daten 
der Bürger*innenbefragung in Zwickau hingegen im Sommer 2022, als der Ukraine-Krieg, die Energie-
krise und die zunehmende Inflation in Deutschland deutlicher sichtbar wurden.  

 
Abbildung 44: Einschätzung der persönlichen Zukunft 

(von „optimistisch“ bis „pessimistisch“ auf einer Skala von 1 bis 5, in %) 

 

 

Nach Geschlecht sind Optimismus bzw. Pessimismus unter den Zwickauer Befragten in etwa ausgegli-
chen verteilt. Verheiratete oder in Partnerschalt lebende Befragte sehen die Zukunft positiver als ge-
schiedene oder verwitwete Befragte, Singles sind tendenziell eher neutral. Bezüglich des höchsten er-
reichten Schulabschlusses ergibt sich nur ein grobes Muster: Insgesamt schauen (Fach-)Abiturienten 
positiver in die Zukunft als Absolventen der Polytechnischen Oberschule der DDR (die zumindest ca. 
50 Jahre alt sein müssen). Die Abweichungen vom Durchschnitt sind aber nicht groß. Untersucht man 
hingegen den Bezug zum Berufsabschluss, wird das Ergebnis deutlicher. So sehen etwa drei Viertel der 
Befragten mit Hochschul-/Universitätsabschluss oder Promotion ihre Zukunft positiv (25,00% (1) und 
49,00% (2)). Bei den Absolventen einer Fachhochschule oder Berufsakademie sind es noch eine deut-
liche Mehrheit (14,00% (1), 43,00% (2)). Befragte mit einer abgeschlossenen Berufsausbildung sind 
hingegen schon überwiegend neutral oder pessimistisch (33,33% (3), 16,96% (4), 9,06% (5)). Diejeni-
gen, die sich noch in der Ausbildung befinden, sehen hingegen mehrheitlich sehr positiv in die Zukunft 
(27,59% (1), 27,59% (2)). Die Ergebnisse der Untersuchung gemäß der Stellung im Beruf bringt ganz 
ähnliche Ergebnisse. Während Vollzeitbeschäftige, Schüler*innen und Studierende sowie Auszubilden-
de eher positiv in die Zukunft blicken, ist der Pessimismus bei geringfügig Beschäftigten, Arbeitslosen 
und Rentner*innen oder Pensionär*innen stärker ausgeprägt. Grob kann man daher sagen, dass die 
formell besser (ausge-)gebildeten sowie die jüngeren Befragten eher optimistisch gestimmt sind als 
die formell schlechter (ausge-)bildeten und älteren Befragten. Diese Ergebnisse sind mit denen des 
Sachsen-Monitors 2021/22 in etwa vergleichbar. Auch dieser erbrachte, dass die Jungen die Zukunft 
eher positiv sehen, während in den Altersgruppen über 60 Jahren der Optimismus eher zurückgegan-
gen ist. Auch stellt der Sachsen-Monitor 2021/22 fest, dass das formale Bildungsniveau bei der Ein-
schätzung der Zukunft eine Rolle spielt. So würden Hochschulabsolvent*innen optimistischer in die 
Zukunft blicken als Hauptschulabsolvent*innen.52 

 
51 Sachsen-Monitor (2021/22), S. 9. 
52 Sachsen-Monitor (2021/22), S. 9. 
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Ein plausibles Bild ergibt sich bei der Untersuchung des Optimismus bzw. Pessimismus auch nach Ein-
kommensgruppen. Grob gesprochen, sehen die Wohlhabenderen ihre Zukunft deutlich positiver als 
die relativ ärmeren. So blicken Personen in Haushalten mit einem monatlichen Nettoeinkommen von 
über 4.000 Euro mehrheitlich (sehr) optimistisch in die Zukunft [von der Gruppe 4.000 – 5.000 Euro: 
8.93% (1), 47,32% (2) bis zur Gruppe über 6.000 Euro: 41,46% (1), 39,02% (2)]. Hingegen ist der Pessi-
mismus bei den Personen mit einem Nettohaushaltseinkommen unter 2.000 Euro deutlich stärker aus-
geprägt. Das gilt insbesondere für Personen aus den Haushalten, die ein Nettoeinkommen von unter 
1.000 Euro angaben und fast zur Hälfte eher pessimistisch eingestellt sind (25,93% (4), 20,37% (5)).  

Sehr aufschlussreich ist zudem eine Aufschlüsselung der Ergebnisse nach dem Wahlverhalten. Viel Op-
timismus sieht man v.a. bei den Wähler*innen der Partei Die Grünen, von denen ca. 80% positiv in die 
Zukunft schauen (1: 29,63%, 2: 53,70%), gefolgt von den Wähler*innen der FDP, die immerhin noch 
mit über 65% optimistisch sind (1: 36,67%, 2: 30,00%). Auch Wähler*inne der SPD blicken noch zu etwa 
60% positiv in die Zukunft (1: 15,52%, 2: 44,83%). Durchschnittlich sind die Ergebnisse hingegen für die 
Wähler*innen der CDU sowie derjenigen, die angegeben haben, bei Wahlen ihren Stimmzettel ungül-
tig zu machen. Selbst Wähler*innen der Partei DIE LINKE blicken noch ausgeglichen in die Zukunft. 
Ausgesprochenen Pessimismus findet man hingegen nur bei den Wähler*innen der AfD (4: 22,08%, 5: 
20,78%) sowie bei den Nichtwähler*innen (4: 18,33 5: 13,33%). Pessimismus und Wählen der AfD bzw. 
Nichtwählen stehen damit in einem Zusammenhang, während Optimismus deutlich eher mit der Wahl 
einer Partei der linken Mitte (FDP, Die Grünen, SPD) korreliert. 

 

Tabelle 10: Zukunftserwartungen nach Wahlverhalten 

(auf einer Skala von 1 bis 5, in %) 

Wähler*innen der … 
1 

(optimistisch) 
(in %) 

2 
 

(in %) 

3 
 

 (in %) 

4 
 

 (in %) 

5 
(pessimistisch) 

(in %) 

Partei … 

AfD 10,39% 22,08% 24,68% 22,08% 20,78% 

CDU 14,06% 39,06% 30,47% 9,38% 7,03% 

FDP 36,67% 30,00% 23,33% 10,00% 0,00% 

Die Grünen 29,63% 53,70% 12,96% 3,70% 0,00% 

SPD 15,52% 44,83% 31,03% 8,62% 0,00% 

DIE LINKE 6,90% 41,38% 36,21% 8,62% 6,90% 

„Wahl- 
skeptiker“ 

„Ich mache meinen 
Stimmzettel ungültig“ 

12,50% 40,63% 21,88% 18,75% 6,25% 

„Ich würde NICHT 
wählen” 5,00% 26,67% 36,67% 18,33% 13,33% 

 

Die allgemeine Lebenszufriedenheit der Befragten und ihr Blick in die Zukunft unterscheiden sich ins-
gesamt auch nicht besonders stark. Von den 390 Befragten, die ihre Lebenszufriedenheit mit 1 oder 2 
bewertet hatten, blicken nur 23 (5,9%) pessimistisch (Bewertung 4 und 5) in die Zukunft. Von den 79 
Befragten, die ihre Lebenszufriedenheit nur mit einer 4 oder 5 bewerteten, schauen hingegen nur 9 
(11,39%) eher optimistisch (Bewertung 1 und2) nach vorne. Allgemeine Lebenszufriedenheit ist dem-
nach auch mit einem positiven Blick auf die Zukunft verbunden, Unzufriedenheit entsprechend mit 
mehr Pessimismus.  
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Worüber sich die Befragten (keine) Sorgen machen 

Frage: 
„Wegen welcher der unten genannten Dinge 
machen Sie sich mehr oder weniger Sorgen?“ 

 

 

Die Sorgen der Befragten betreffen überwiegend allgemeine gesellschaftliche Entwicklungen und we-
niger persönliche Umstände. So dominiert die Sorgen der Befragten eindeutig die These, dass die Ge-
gensätze zwischen Arm und Reich in Deutschland zunehmen. Hier haben 55,33% der Befragten sehr 
große Sorgen und 32,56% immerhin noch eher große Sorgen. Das sind immerhin mehr als vier Fünftel 
aller Befragten. Das entspricht in etwa auch den Ergebnissen des Sachsen-Monitors 2021/22, bei dem 
sich 86% der Befragten ähnlich äußerten.53 Gefolgt wird diese Sorge in Zwickau von der, dass der ge-
sellschaftliche Zusammenhalt verloren geht. Hier machen sich 39,62% der Befragten sehr große Sorgen 
und 43,83% eher große Sorgen. Es scheint, dass diese in Deutschland seit längerer Zeit diskutierte De-
batte auch in der Bevölkerung Zwickaus hohe Bedeutung besitzt.  

 

Tabelle 11: Konkrete Sorgen der Befragten 

 

sehr große 
sorgen 

eher große 
Sorgen 

eher geringe 
Sorgen 

keine  
Sorgen 

keine An-
gaben 

Dass die Gegensätze zwischen Arm und 
Reich zunehmen. 

55,33% 32,56% 8,65% 2,02% 1,44% 

Dass der gesellschaftliche Zusammenhalt 
verloren geht. 

39,62% 43,83% 12,34% 2,61% 1,60% 

Dass es den kommenden Generationen in 
Deutschland schlechter gehen wird als uns. 

27,95% 41,34% 21,69% 6,11% 2,91% 

Dass die Bildung der jungen Generation im-
mer schlechter wird. 

31,26% 37,92% 20,98% 6,37% 3,47% 

Dass Ihre Rente nicht zum Leben reichen 
wird. 

34,70% 32,65% 22,55% 7,91% 2,20% 

Dass Ausländerfeindlichkeit und Rassismus 
weiter zunehmen. 

23,44% 38,93% 22,43% 9,99% 5,21% 

Dass die deutsche Kultur und Eigenart verlo-
ren gehen. 

33,14% 25,29% 22,82% 16,86% 1,89% 

Dass Sie von Armut betroffen sein werden. 14,95% 27,87% 37,01% 18,29% 1,89% 

Dass in Deutschland bald Krieg herrschen 
wird. 

10,26% 23,99% 41,04% 19,65% 5,06% 

Dass Sie Ihren Arbeitsplatz verlieren wer-
den. 

5,30% 10,44% 25,26% 40,70% 18,31% 

Dass Sie Opfer eines Terroranschlages wer-
den. 

2,50% 8,66% 31,86% 48,60% 8,37% 

 

Es verwundert daher nicht, wenn sich die Befragten auch vermehrt Sorgen um den Lebensstandard 
der kommenden Generation machen. Dass es den kommenden Generationen in Deutschland schlech-
ter gehen wird als uns, macht so 27,95% sehr große und 41,43% eher große Sorgen. Auch die These, 

 
53 Sachsen-Monitor (2021/22), S. 29. 
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dass die Bildung der jungen Generation immer schlechter wird, macht 31,26% sehr große und 37,92% 
eher große Sorgen.  

Erst auf Platz 6 dieser Rangfolge steht die Sorge, dass Ausländer*innenfeindlichkeit und Rassismus 
weiter zunehmen. Darum machen sich 23,44% sehr große und 38,93% eher große Sorgen, allen ande-
ren voran v.a. die Wähler*innen der Partei Die Grünen (41,07% und 42,86%), gefolgt von den Wäh-
ler*innen der SPD, der Partei DIE LINKE und der CDU. Etwas geringer ist die Sorge der Befragten dar-
über, dass die deutsche Kultur und Eigenart verloren gehen könnte. Darüber machen sich 33,14% sehr 
große und 25,29% eher große Sorgen. Dabei fällt auf, dass über 80% der AfD-Wähler*innen (76,54% 
und 16,05%), über 60% der CDU-Wähler*innen (25,95% und 36,64%) aber auch über 50% der Wäh-
ler*innen von DIE LINKE (30,51% und 18,64%) hier eine sehr große Gefahr sehen, während es unter 
den Wähler*innen von Die Grünen nur noch knapp 15% sind. Interessanterweise werden beide Sorgen 
von mehr als der Hälfte der Befragten geteilt. 

Bei den persönlichen Sorgen dominiert, dass die Rente nicht zum Leben reichen wird. Darüber machen 
sich immerhin 34,70% sehr große und 32,65% eher große Sorgen. Dieses Thema betrifft offensichtlich 
besonders stark die Vollzeitbeschäftigten. Diese Sorge wird auch bei bundesweiten Umfragen immer 
wieder festgestellt, zuletzt bei einer Umfrage im Auftrag des Bundesverbandes deutscher Banken 
(BdB). Aus dieser geht hervor, dass 45% der 30- bis 59-Jährigen befürchten, dass sie im Ruhestand 
finanziell schlecht aufgestellt sind. Vor drei Jahren waren es noch 30%.54 

Dass man von Armut betroffen sein wird, ist hingegen nur für 14,95% eine sehr große und für 27,87% 
eine eher große Sorge. Hier machen sich die Vollzeitbeschäftigten hingegen unterproportional große 
Sorgen. Dass sie ihren Arbeitsplatz verlieren werden, macht zudem nur 5,30% sehr große und 10,44% 
eher große Sorgen. Dass sie Opfer eines Terroranschlages werden, fürchten sogar nur 2,50% sehr und 
8,66% eher. Auch die aktuelle außenpolitische Lage, macht den Befragten keine sehr großen Sorgen. 
Dass in Deutschland bald Krieg herrschen wird, befürchten 10,26% sehr und 23,99% eher, was die ak-
tuelle politische Lage in Europa deutlich widerspiegelt. Man kann daher deutlich feststellen, dass unter 
den Zwickauer Befragten persönliche Zufriedenheit und gesellschaftliche Sorgen deutlich auseinander-
gehen.   

 

 

 

  

 
54 FAZ (2023). 
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5. Vielfalt und Sicherheit in Zwickau 
5.1 Die Stadt Zwickau: schlechtes Image – gute Lebensqualität? 
 

Das Image der Stadt Zwickau 

Frage: 
„Wie ist Ihre Meinung zu den folgenden Fragen 
bzgl. des Images der Stadt Zwickau? Stimmen 
Sie den folgenden Aussagen zu?“ 

 

 

Der Aussage „Zwickau ist als weltoffene Stadt, in der Vielfalt gelebt wird, gut aufgestellt.“ stimmen 
über ein Drittel nicht (8,13%) oder eher nicht (28,30%) zu, 31,20% sind unentschlossen, nur gut ein 
Viertel der Befragten stimmen dieser Aussage hingegen eher (23,80%) bzw. voll (3,77%) zu. Die Bür-
ger*innen sehen demnach mehrheitlich bei „Weltoffenheit“ und „gelebter Vielfalt“ Defizite. Das in der 
Imagebroschüre der Stadt 2022 beschriebene „Umfeld dieser außerordentlich l(i)ebenswerten und so-
zialen Stadt“55 hat also durchaus auch diskussionswürdige Seiten. Lediglich Rentner*innen und Pensi-
onär*innensehen die Stadt zu etwa einem Drittel (30,37% und 5,19%) als weltoffen, unter den Wäh-
ler*innen sehen hingegen die Anhänger*innen der Partei Die Grünen (9,26% und 38,89%) die größten 
Defizite. 

Über 40% der Bevölkerung glauben zudem, dass „Das Image der Stadt Zwickau … immer noch unter 
rechtsextremistischen Vorfällen [leidet].“ 16,86% der Befragten stimmen dieser These voll zu, 26,69% 
immerhin eher, nur etwa 30% (11,44% voll und 20,67% eher) lehnen diese These ab. Auch hier weichen 
die Bewertungen je nach Wahlverhalten voneinander ab. Besonders stark wird diese These von den 
Wähler*innen der Partei Die Grünen (37,04% und 33,33%) sowie denen der SPD (18,33% und 46,67%) 
unterstützt, jedoch lediglich von 13% der AfD-Wähler*innen. Die Wähler*innen der CDU, der FDP und 
der Partei DIE LINKE sehen dies noch etwa zur Hälfte so. Allerdings halten viele Bürger*innen dieses 
Bild von Zwickau nicht für gerechtfertigt. Der These „Das Image der Stadt Zwickau als Stadt mit rechts-
extremen Problemen ist gerechtfertigt.“ wird nur noch von 9,46% der Befragten voll und 18,49% eher 
zugestimmt, hingegen lehnen über 40% diese These ab (19,65% voll und 23,44% eher nicht zustim-
mend). Aber fast 40% der Jüngeren zwischen 18 und 29 Jahren glauben daran, dass dieses Image Zwick-
aus gerechtfertigt ist. Im parteipolitischen Spektrum zeigt sich wieder das gleich Bild: Während Anhä-
nger*innen von Die Grünen dieses Negativimage zu etwa 60% für gerechtfertigt halten, sind es nur 
12,50% der AfD-Wähler*innen.  

Bei der Frage, ob „Ein Forschungs-, Dokumentations- und Bildungszentrum zu extremistisch motivierten 
Straftaten in Zwickau … das Image der Stadt verbessern [würde]“, sind die Zwickauer hingegen eher 
pessimistisch. Lediglich etwa ein Fünftel der Befragten (9,30% voll und 12,94% eher) – auch quer durch 
alle Altersklassen – stimmen dem zu, 23,55% und 17,88% halten klar bzw. eher für nicht imageför-
dernd. Allerdings sind ca. ein Viertel der Befragten (25,58%) unentschlossen und 10,67% machten 
keine Angaben. Eine knappe Mehrheit ergibt sich lediglich bei den Wähler*innen von Die Grünen da-
für. Die Anhänger*innen aller anderen Parteien sehen dies eher skeptisch. 

Die Bedeutung der Automobilindustrie für das Image der Stadt ist hingegen unbestritten. Der Aussage 
„Das Image der Stadt Zwickau lebt bis heute vom Bau des ‚Trabant‘ sowie der heutigen Automobilin-
dustrie.“ fand bei 30,71% der der Befragten volle und bei 45,56% immerhin noch „eher“ Zustimmung.  

 
55 Stadt Zwickau (2022), S. 3. 
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Die große Mehrheit der Zwickauer sieht demnach die regionale Automobilindustrie als identitätsstif-
tend. Dabei schwingt sicherlich auch ein gewisser Stolz auf den in der DDR gebauten „Trabant“ mit, 
jedoch auch die „heutige Automobilindustrie“ wird sehr positiv für das Image von Zwickau bewertet. 
So stimmt dieser Aussage zwar ein größerer Teil der Älteren zu, jedoch nicht überproportional. Partei-
politisch ist die Aussage eher Konsens. 

 

Fragen: 
„Wie gerne wohnen Sie in Zwickau?“ 
„Wie zufrieden oder unzufrieden sind Sie… 
… ganz allgemein mit dem Wohnviertel, in dem Sie leben? 
… mit der Entwicklung des Wohnviertels in den letzten 5 Jahren?“ 

 

 

Zwickau scheint eine Stadt zu sein, in der die Menschen gerne leben. Etwa drei Viertel der Befragten 
geben an, sehr gerne (30,69%) oder zumindest gerne (44,67%) in der Stadt zu wohnen. Egal, wie das 
Image der Stadt bewertet wird, sind die Zwickauer*innen demnach mit der Lebensqualität in Zwickau 
grundsätzlich sehr zufrieden. 

 

Abbildung 45: Wie gerne wohnen Sie in Zwickau? 

 

 

Allerdings ändert sich dieses Bild etwas, wenn man die Generationen konkreter untersucht. So leben 
nur 22,06% der Jüngeren (die Befragten zwischen 18 und 29) sehr gerne in Zwickau, während es 
34,38% der Älteren (der Befragten zwischen 60 und 70) sind. Während bei den Bewertungen „gerne“ 
und „neutral“ die Abweichungen für beide Gruppen vom Durchschnitt nicht signifikant sind, sagen im-
merhin 13,24% der jüngeren Befragten, dass sie „nicht gerne“ in Zwickau leben, während es nur 2,60% 
der 60 bis 70-Jährigen sind. Von den befragten Rentner*innen und Pensionär*innen leben hingegen 
etwa 80% sehr gerne (33,09%) bzw. gerne (47,79%) in der Stadt. Wie bereits die Demografie von 
Zwickau zeigte, kann man auch hier sehen, dass Zwickau eher eine Stadt für ältere und alte Menschen 
ist. Es verwundert daher auch nicht, wenn schon im Sachsen-Monitor 2021/22 in der Region 
Zwickau/Vogtland sachsenweit die wenigsten Befragten ihre Region als „attraktiv für junge Menschen“ 
bezeichneten.56 Hier wird bereits deutlich, dass es eine starke Notwendigkeit in der Stadt Zwickau gibt, 

 
56 Sachsen-Monitor (2021/22), S. 11. 
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attraktiver für junge Menschen zu werden, um den demografischen Wandel und damit das Schrump-
fen der Stadt zu stoppen.  

Ähnlich ist das Bild für die Zufriedenheit mit dem Wohnviertel und dessen Entwicklung in den letzten 
fünf Jahren. „[G]anz allgemein mit dem Wohnviertel, in dem Sie leben“, sind 24,78% der Befragten sehr 
zufrieden und 51,45% immerhin zufrieden. Drei Viertel der Befragten sagen also deutlich, dass sie ihr 
Wohnviertel grundsätzlich positiv bewerten. Allerdings sind mit der Entwicklung in den letzten fünf 
Jahren nur 10,07% sehr zufrieden und 32,85% zufrieden. Hingegen sagen 17,81% der Befragten, dass 
sie damit unzufrieden bzw. 8,91% sogar sehr unzufrieden sind. Das Niveau ist demnach wohl noch 
positiv, die Entwicklung aber eher negativ. Doch auch hier zeigt sich ein Unterschied zwischen den 
Generationen. Konkret sind die 18 bis 29-Jährigen nur zu 12,12% sehr zufrieden und zu 24,24% zufrie-
den mit der Entwicklung Ihres Wohnviertels in den letzten 5 Jahren, bei den 60 bis 70-Jährigen sind es 
aber 8,90% bzw. 38,22%. Die Jüngeren bewerten demnach die Entwicklung der letzten fünf Jahre nur 
zu einem Drittel positiv, während es fast die Hälfte der Älteren sind. 

 

Frage: 
„Wie zufrieden oder unzufrieden sind Sie mit 
den folgenden Angeboten der Stadt?“ 

 

 

Insgesamt wurden den Befragten 17 unterschiedliche Angebote der Stadt – angefangen bei Spielplät-
zen bis hin zu Wohnmöglichkeiten für Senioren, von Kindertagesstätten bis hin zu Verdienstmöglich-
keiten oder von Hausärzt*innen bis hin zur Krankenhausversorgung – zur Bewertung vorgelegt. Dabei 
zeigt sich ein differenziertes Bild.  

 

Abbildung 46: Zufriedenheit mit den Angeboten der Stadt (in %) 
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Die größte Zufriedenheit herrscht unter den Befragten über die Grünanlagen und Parks der Stadt. So 
gaben 10,10% von ihnen an, sehr zufrieden zu sein, 51,83% immerhin zufrieden. An zweiter Stelle steht 
die Krankenhausversorgung in der Stadt. 9,71% der Befragten sind damit sehr zufrieden und 41,47% 
zufrieden. Dann folgen die Kultureinrichtungen mit 5,19% bzw. 40,44%. Auch mit der Wohnraumsitu-
ation in Zwickau sind die Bürger*innen zu ca. 43% (sehr) zufrieden. Den ÖPNV, Sportmöglichkeiten, 
Spielplatzangebot, Wohnmöglichkeiten für Senior*innen und die Kindertagesstätten werden noch von 
gut einem Drittel der Befragten positiv bewertet. Die Versorgung mit Kindertagesstätten wird sogar 
von Personen in Drei- bis Vierpersonenhaushalten zu ca. 50% als (sehr) gut bewertet. Die Versorgung 
mit Schulen, Ausbildungs- und Studien- und Arbeitsplätzen wird recht neutral gesehen. Die Jugendfrei-
zeiteinrichtungen der Stadt werden hingegen nur von ca. 12% der Befragten (sehr) gut bewertet, wäh-
rend über ein Drittel sie negativ sieht. Auch die Verdienstmöglichkeiten in der Stadt werden nur von 
knapp einem Fünftel der Befragten positiv bewertet, über ein Drittel sieht sie hingegen als (sehr) 
schlecht an. Sehr schlecht ist hingegen die Versorgung mit Haus- und Fachärzt*innen. Etwa 60% bzw. 
65% der Befragten bewerten diese als (sehr) schlecht.  

 

Frage: 
„Wo gibt es Ihrer Meinung nach die größten 
Probleme in der Stadt Zwickau?“ 

 

 

Die größten Probleme in der Stadt Zwickau werden von den Befragten v.a. in ganz praktischen Dingen 
gesehen: dem Verkehr und der ärztlichen Versorgung. So wird der Straßenzustand von 63,20% der 
Befragten als das größte Problem bezeichnet, gefolgt von der ärztlichen Versorgung (62,20%) und den 
Baustellen sowie Umleitungen (59,20%). Erst auf Platz 4 dieser Rangliste erscheint das Verhalten von 
Menschen mit Migrationshintergrund, allerdings nur von einer Minderheit von 38,80% der Befragten 
angegeben. Danach werden die Sauberkeit von Straßen und Plätzen (35,95%) und Parkplätzen 
(30,81%) genannt. Für ca. 20% bis 25% der Befragten sind auch Sicherheit und Kriminalität, die Finanz-
situation der Stadt, Fremdenfeindlichkeit, die Freizeitangebote für Jugendliche, politischer Extremis-
mus, der ÖPNV, Armut und die Wohnkosten ein großes Problem. Von deutlich unter 20% der Befragten 
werden Wohnungslehrstand, Barrierefreiheit, Freizeitangebote für Familien, Schulen, Lärmbelästi-
gung, der Zustand der Sportanlagen, Freizeitangebote für Senior*innen, Arbeitsplätze, Kindertagestät-
ten und Horte, Umweltbelastung, die Nahversorgung mit Lebensmitteln und das Angebot an Ausbil-
dungsplätzen genannt.  

Dabei gibt es aber ein paar regionale Besonderheiten. So wird die ärztliche Versorgung in Teilgebiet 2 
deutlich überproportional (mit 73,26%) als großes Problem eingeschätzt. Hier muss der Ärzt*innen-
mangel demnach deutlich stärker ausgeprägt sein als in anderen Stadtteilen. Das Verhalten von Men-
schen mit Migrationshintergrund wird hier sogar von einer Mehrheit (54,65%) als großes Problem ge-
sehen, während dieses in allen anderen Teilgebieten der Stadt nur von einer Minderheit als solches 
betrachtet wird. Fast doppelt so viele Befragte nennen hier auch Sicherheit und Kriminalität als großes 
Problem (43,02%). Es wäre weiter nachzuforschen, welche konkreten Probleme hier bestehen. Auch 
das Thema Armut wird hier mit 36,05% deutlich häufiger als großes Problem genannt als in anderen 
Teilgebieten der Stadt. Damit zeigt sich Teilgebiet 2 als Brennpunkt mit vielen Problemen, die in ande-
ren Teilen der Stadt nicht so deutlich in Erscheinung treten. 

In Teilgebiet 1 – der Innenstadt – werden hingegen überproportional oft Parkplatzsorgen (38,60%) und 
Lärmbelästigung (24,56%) genannt, was sich durch die Art der Bebauung und die zentrale Lage inner-
halb der Stadt erklären lässt. Jedoch auch relativ viele Befragte beklagen hier politischen Extremismus 
(28,95%) und Fremdenfeindlichkeit (35,09%) als Problem. In den Teilgebieten 5 und 6 ist hingegen der 
Straßenzustand ein überproportionales Problem (71,87% bzw. 69,41%), in Teilgebiet 4 werden die Bau-
stellen und Umleitungen sehr häufig (70,87%) genannt. In Teilgebiet 6 – den beiden ländlichen Regio-
nen – nennen auch überproportional viele Befragte (38,82%) den ÖPNV als großes Problem.  
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Abbildung 47: Die größten Probleme in Zwickau 

 

 

5.2 Die Sicherheit in der Stadt und im konkreten Wohnviertel 
 

Frage: 
„Wie sicher fühlen Sie sich am TAG … 
… in Ihrer Wohnung / in Ihrem Haus? 
… in dem Stadtteil, in dem Sie wohnen? 
… in der Stadt insgesamt?“ 

 

 

Zwickau scheint grundsätzlich eine sehr sichere Stadt zu sein. So ist das Thema Sicherheit am Tag für 
die ganz überwiegende Mehrheit der Befragten kein Problem. Nahezu 100% der Befragten fühlen sich 
in ihren Wohnungen oder Häusern sicher oder sogar sehr sicher, immerhin etwa 90% geben das auch 
für ihr Stadtviertel an. In der Stadt im Allgemeinen fühlen sich auch drei Viertel recht sicher (12,78% 
sehr sicher, 62,41% sicher), jedoch ein Viertel nicht so sicher (20,7% unsicher und 4,11% sehr unsicher). 
Das gewohnte Umfeld, die eigene Wohnung und das Wohnviertel werden demnach als deutlich siche-
rer wahrgenommen als die Stadt im Allgemeinen. 
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Abbildung 48: Persönliche Sicherheit am Tag (in %) 

 

 

Dieses Bild ändert sich auch nicht, wenn man die Antworten der Befragten unterschiedlicher Ge-
schlechter oder Altersgruppen untersucht. Ein komplett anderes Bild ergibt sich aber für das Sicher-
heitsgefühl in der Nacht! Zwar fühlen sich nachts immer noch über 90% der Befragten in ihrer Woh-
nung oder ihrem Haus sicher oder sogar sehr sicher, im konkreten Stadtteil sind es aber nur noch etwa 
70% (19,13% bzw. 52,32%). In der Stadt allgemein fühlen sich sogar nur noch 3,93% der Befragten sehr 
sicher und 35,37% sicher. Das ist nur noch die Hälfte derjenigen, die sich am Tag hier sicher fühlten. 
Stattdessen geben fast zwei Drittel der Befragten an, sich in der Stadt unsicher (45,12%) oder sogar 
sehr unsicher (15,57%) zu fühlen.  

 

Abbildung 49: Persönliche Sicherheit in der Nacht (in %) 

 

 

Dabei ist zudem auffällig, dass die Angaben nach Geschlecht bezüglich des Hauses / der Wohnung 
kaum variieren, bezüglich des Stadtviertels auch nur um wenige Prozentpunkte. In der Stadt im Allge-
meinen fühlen sich Frauen jedoch deutlich unsicherer als Männer. So geben sie im Gegensatz zu Män-
nern an, sich zu 51,72% unsicher (versus 38,49%) und 18,39% sehr unsicher (versus 12,30%) zu fühlen. 

51,88%
45,81%

1,73% 0,58%

34,25%

55,35%

8,38%
2,02%

12,78%

62,41%

20,7%

4,11%

0

10

20

30

40

50

60

70

sehr sicher sicher unsicher sehr unsicher

Wohnung / Haus Stadtteil Stadt

43,69
48,19

6,97
1,16

19,13

52,32

23,62

4,933,93

35,37

45,12

15,57

0

10

20

30

40

50

60

sehr sicher sicher unsicher sehr unsicher

Haus / Wohnung Stadtteil Stadt



 
77 

 

Auch zwischen den Altersgruppen gibt es Unterschiede. So fühlen sich Rentner*innen und Pensio-
när*innen tendenziell in der Stadt etwas unsicherer als der Durchschnitt der Bevölkerung. Wie bereits 
deutlich wurde, sehen v.a. in Teilgebiet 2 überproportional viele Befragte das Verhalten von Menschen 
mit Migrationshintergrund als großes Problem. 

 

Frage: 
„Inwieweit fühlen Sie sich in Zwickau durch folgende Perso-
nen oder Personengruppen persönlich beeinträchtigt?“ 

 

 

Insgesamt fühlt sich nur in etwa ein knappes Drittel der Befragten durch bestimmte Personengruppen 
in der Stadt Zwickau „beeinträchtigt“. Dabei wurde nicht explizit gefragt, ob damit eine Bedrohung 
oder anderes gemeint ist. Die Frage zielte demnach eher darauf, ein gefühltes Stimmungsbild gegen-
über bestimmten Gruppen zu eruieren. Das Ergebnis ist daher auf den ersten Blick nicht überraschend. 
Während sich fast 42% der Befragten durch gewaltbereite Gruppen beeinträchtigt fühlen, kommt die-
ses Gefühl bezüglich bettelnden Menschen und v.a. Jugend- oder Erwachsenengruppen im öffentli-
chen Raum kaum vor. Relativ viele Befragte fühlen sich jedoch durch rechte Extremist*innen in der 
Stadt beeinträchtigt (34,06%). Alle anderen potenziellen Gruppen, Linksextremist*innen, Taschen-
dieb*innen, aggressive Auto- oder Fahrradfahrer*innen, alkoholisierte Personen, Personen mit Migra-
tionshintergrund, religiöse und andere Extremist*innen oder Corona-Demonstrierende, liegen in ihrer 
Bewertung in einem recht engen Mittelfeld, nämlich zwischen ca. 20% und 27% der Befragten. 

 

Abbildung 50: Beeinträchtigungsgefühl durch Personengruppen (in %) 

 

 

Betrachtet man die Unterschiede zwischen Männern und Frauen, kann man feststellen, dass Frauen 
sich bezüglich bestimmter Gruppen häufiger beeinträchtigt fühlen als Männer, z.B. gegenüber gewalt-
bereiten Gruppen (46,30% statt 36,36%), alkoholisierten Personen (32,11% statt 20,26%) sowie Ta-
schendieb*innen (30,75% statt 23,20%). Deutlich sind die Unterschiede zwischen den Anhänger*innen 
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der verschiedenen Parteien. Besonders stark ist das Gefühl der Beeinträchtigung bei den Anhänger*in-
nen der AfD ausgeprägt. Sie fühlen sich stark überproportional beeinträchtigt durch folgende Gruppen: 
zu 46,75% durch gewaltbereite Gruppen und sogar zu 60,76% durch Menschen mit Migrationshinter-
grund, aber auch zu 41,56% durch Taschendieb*innen, jeweils zu 39,74% durch Linksextremist*innen 
und religiöse Extremist*innen, zu 34,62% durch alkoholisierte Menschen, zu 29,11% durch aggressive 
Radfahrer*innen und zu 20,00% durch bettelnden Menschen. Auf der anderen Seite fühlen sie sich 
jedoch deutlich unterproportional beeinträchtigt durch aggressive Autofahrer*innen (21,79% - FDP-
Wähler*innen sogar nur zu 20,00%), während sich die Wähler*innen der Partei Die Grünen hier zu 
35,19% beeinträchtigt fühlen. Durch Corona-Demonstrierende fühlen sich die Wähler*innen der AfD 
nur zu 2,60% beeinträchtigt, die von Die Grünen jedoch zu 41,51%. Das gleiche Bild ergibt sich bzgl. 
Rechtsextremist*innen, von denen sich nur 22,08% der AfD-Wähler*innen, aber 53,70% der Die Grü-
nen-Wähler*innen beeinträchtigt fühlen. Die Frage nach der „Beeinträchtigung“ zeigt demnach – fast 
klischeehaft – wieder einen besonderen Unterschied zwischen den Anhänger*innen von AfD und Die 
Grünen. Die Wähler*innen der AfD haben offensichtlich deutlich häufiger das Gefühl von „Beeinträch-
tigung“ (Bedrohung, Unwohlsein oder wie auch immer interpretiert) durch andere Menschen als die 
Anhänger*innen aller anderen Gruppen. Sie fürchten zudem insbesondere Menschen mit Migrations-
hintergrund, jedoch nicht Rechtsextremist*innen oder Corona-Demonstrierende. Bei den Wählern der 
Partei Die Grünen – als anderem Extrem – liegt hingegen ein deutlich geringeres Beeinträchtigungsni-
veau vor, das dann auch eher auf Rechtsextremist*innen und Corona-Demonstrierende fokussiert.  

 

5.3 Das Zusammenleben mit Menschen mit Migrationshintergrund 
 

Die Opferberatungsstellen in Sachsen zählten im Jahr 2021 insgesamt 189 rechtsmotivierte, rassisti-
sche und antisemitische Angriffe, etwas weniger (-9%) als im Vorjahr (208). Von diesen Angriffen waren 
etwa 261 Menschen direkt betroffen. Seit Jahren liegt die Anzahl solcher Angriffe in Sachsen auf einem 
ähnlichen Niveau. In Zwickau wurden 2021 insgesamt 13 rassistisch motivierte Angriffe gezählt.57 Es 
gibt demnach auch in Zwickau ein reales Problem mit rassistisch motivierter Gewalt. Es stellt sich aber 
die Frage, wie tief in die Gesellschaft hinein dies begründende politische Ansichten reichen. Grund-
sätzlich lässt sich feststellen, dass es sich bei der Fremdenfeindlichkeit in Zwickau vorrangig um eine 
Projektion von Ängsten auf eine Fremdgruppe handelt. 

 

Frage: 
„Wie empfinden Sie das Verhältnis zu Ihren un-
mittelbaren Nachbarn insgesamt?“ 

 

 

Insgesamt sind die Zwickauer Befragten mit ihren nachbarschaftlichen Verhältnissen zufrieden. So ga-
ben 27,51% an, ein sehr gutes Verhältnis zu ihren unmittelbaren Nachbar*innen zu haben, 46,01% 
bezeichneten dieses als gut und immerhin noch 22,19% als zufriedenstellend. Damit liegt die Anzahl 
der Befragten, die mit ihren unmittelbaren Nachbar*innen Probleme hat, deutlich unter 5%. Dies ist 
über alle Teilgebiete der Stadt ähnlich verteilt. Leicht unterschiedlich ist das Ergebnis hingegen nach 
Wohnformen. So bezeichnen nur 22,76% der Mieter*innen das unmittelbare Verhältnis zu ihren Nach-
bar*innen als sehr gut und 45,01% als gut, hingegen 26,60% als zufriedenstellend und 4,60% als 
schlecht. Bei den Besitzer*innen eigener Häuser sehen hingegen 35,81% der Befragten das Verhältnis 
als sehr gut und 46,72% als gut. Mehr Abstand zu seinen unmittelbaren Nachbar*innen zu haben, 

 
57 RAA Sachsen (o.D.). 
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scheint demnach vorteilhaft zu sein. Zwar wurde hier nicht explizit nach Menschen mit Migrationshin-
tergrund gefragt, die Antworten lassen aber vermuten, dass es offensichtlich kaum konkrete Probleme 
innerhalb der engeren Nachbarschaften in der Stadt Zwickau gibt.  

 

Frage: 
„Haben Sie in irgendeiner Form regelmäßigen persönlichen 
Kontakt zu Mitbürger*innen mit Migrationshintergrund?“ 

 

 

Das nachbarschaftliche Verhältnis zwischen den einheimischen deutschsprachigen Bewohner*innen 
Zwickaus und Menschen mit Migrationshintergrund scheint jedoch eher durch eine Trennung gekenn-
zeichnet zu sein. Von den 646 Befragten mit erster Muttersprache Deutsch haben gerade einmal ein 
Viertel sehr häufig oder häufig Kontakt mit Menschen mit Migrationshintergrund. Etwa 60% haben 
lediglich hin und wieder oder selten Kontakt, etwa 15% sogar sehr selten. Damit ist der Kontakt zu 
Migrant*innen unter den Befragten in Zwickau vergleichbar mit der, die in der Nachbarstadt Chemnitz 
bei einer Umfrage 2016 ermittelt wurde. Hier hatten ca. 34% der Befragten sehr häufig oder häufig 
Kontakt mit Migrant*innen, 19% haben hin und wieder, jedoch knapp 47% selten oder nie.58 

 

Abbildung 51: Kontakt zu Mitbürger*innen mit Migrationshintergrund 

 

 

Interessanterweise variieren die Häufigkeiten der Kontakte zu Menschen mit Migrationshintergrund 
nicht nach dem Wählerverhalten. So haben lediglich 9,26% der befragten SPD-Wähler*innen sehr häu-
fig Kontakt zu Ausländer*innen, Wähler*innen der CDU und der Partei DIE LINKE jeweils zu 12,50%. 
Alle anderen Wählergruppen liegen dazwischen. Häufig haben insbesondere FDP- und AfD-Wähler*in-
nen (16,67% bzw. 16,46%) Kontakt zu Menschen mit Migrationshintergrund, gefolgt von Wähler*innen 
der Partei DIE LINKE (14,29%), der CDU (11,72%) und der Partei Die Grünen (11,54%). Der einzige Aus-
reißer ist die Gruppe der SPD-Wähler*innen mit 3,70%, was an der relativ kleinen Anzahl dieser Gruppe 
liegen mag. Sehr selten haben v.a. 22,78% der AfD-Wähler*innen und 20,37% der SPD-Wähler*innen 
Kontakt zu dieser Menschengruppe. Auch wenn man die Bildungsabschlüsse der Befragten betrachtet, 
gibt es keine signifikanten Unterschiede bei den Kontakten zu Menschen mit Migrationshintergrund. 
Bei der Betrachtung der Teilgebiete der Stadt kann man lediglich sehen, dass die Bewohner des Gebie-

 
58 Rippl et al. (2016), S. 11. 
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tes 1 (Innenstadt) deutlich mehr Kontakt zu Menschen mit Migrationshintergrund haben als der Durch-
schnitt. Hingegen haben in den Teilgebieten 2 und 5 mehr als die Hälfte der deutschsprachigen Be-
wohner selten oder sehr selten Kontakte mit Ausländer*innen. 

 

Frage: 
„Wie hoch schätzen Sie den prozentualen Auslän-
der*innen-Anteil in Zwickau ein?“ 

 

 

Für das Verhältnis der einheimischen deutschsprachigen Bevölkerung zu Menschen mit Migrationshin-
tergrund ist auch die Einschätzung ihres Anteils an der Gesamtbevölkerung relevant. Wie bereits in 
Kapitel 1 dargelegt, liegt der Anteil der ausländischen Bevölkerung in der Stadt Zwickau am 31.12.2021 
bei 6,61% (5.725 Personen), im Landkreis Zwickau sogar nur bei 4,16% (12.866 Personen), also in der 
Region Zwickau grob bei ca. 5%. Die Schätzungen der Zwickauer Befragten liegen aber deutlich dar-
über. 

 

Abbildung 52: Schätzung des prozentualen Anteils von Ausländer*innen in Zwickau 

 

 

Wie die Umfrage erbrachte, wird diese Zahl von etwa 40% der Zwickauer Befragten deutlich über-
schätzt. Während nur etwa 80% der Befragten überhaupt eine Antwort auf diese Frage geben konnten, 
lagen lediglich gut ein Drittel derselben im korrekten Bereich (11,37% für 0-5% und 26,175 für 5-10%) 
bezüglich des Standes vom Ende des Jahres 2021. Auch wenn man die ganze deutsche Bevölkerung 
fragt, wie hoch sie den Ausländeranteil schätzt, so wird deutlich, dass die Kenntnisse eher ungenau 
sind und eine Überschätzung zu beobachten ist.59 Betrachtet man die Häufigkeit des Kontaktes zu Aus-
länder*innen in Bezug auf die Schätzung ihrer Anzahl, finden sich kaum signifikante Unterschiede. Al-
lerdings variieren die Schätzungen stark nach dem Wahlverhalten. Insbesondere die Wähler von Die 
Grünen schätzen die Anzahl von Menschen mit Migrationshintergrund zu ca. 80% recht korrekt ein (0-
5%: 47,6%, 5-10%: 39,22%), auch die Mehrheit der Wähler von FDP und SPD liegen im richtigen Be-
reich. Bei den Wählern von CDU und DIE LINKE sind es hingegen nur noch ca. 40%, die eine Schätzung 
zwischen 0% und 10% abgeben, wobei um die 20% diese Frage nicht beantworten können. Die Wähler 
der AfD überschätzen die Anzahl der Ausländer*innen sogar zu etwa zwei Dritteln (10-20%: 16,46%, 
20-30%: 22,78%, über 30%: 29,11%), also deutlich überproportional.   

 
59 GESIS (2017), S. 2.  
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Frage: 
„Mit welcher Menschengruppe können Sie sich ein friedli-
ches Zusammenleben in Ihrem Stadtviertel vorstellen?“ 

 

 

Die Zwickauer Bevölkerung – Befragte mit Deutsch als erster Muttersprache – ist eindeutig nicht anti-
semitisch eingestellt, es gibt aber enorme Vorbehalte gegenüber Flüchtenden und Asylbewerber*in-
nen aus dem arabischen und nordafrikanischen Raum, aus Subsahara-Afrika sowie gegen Sinti und 
Roma. Ein friedliches Zusammenleben mit Flüchtenden und Asylbewerber*innen aus dem arabischen 
und nordafrikanischen Raum kann sich sogar eine knappe Mehrheit der Befragten nicht vorstellen 
(schlecht 28,20%, sehr schlecht 24,26%). Dies wird knapp gefolgt von Subsahara-Afrikaner*innen 
(schlecht 24,67%, sehr schlecht 22,19%). Aber auch mit der seit vielen Jahrhunderten einheimischen 
Gruppe der Sinti und Roma können sich 21,36% nur schlecht und sogar 23,01% sehr schlecht ein fried-
liches Zusammenleben vorstellen. Sachsenweit äußerten bei einer Umfrage 2021 etwa 35% der Be-
fragten ein Problem, wenn sich Sinti oder Roma in ihrer Gegend aufhalten würden.60 Hier mag eine 
„Fremdheit“ durch die Zuwanderung von Roma im Rahmen der EU-Osterweiterungen nach 2004 eine 
Rolle spielen. Ein friedliches Zusammenleben mit Zuwanderern aus Osteuropa, Ostasien, Südeuropa 
sowie Nord- und Mitteleuropa bezweifeln hingegen nur 8% bis 20%. Vorbehalte gegenüber Juden und 
Jüdinnen äußern nur etwa 8% der Befragten. 

 

Abbildung 53: Potenzielles friedliches Zusammenleben mit Fremden (in %) 

 

 

Neben dieser klaren „Rangfolge der Unbeliebtheit“ fremder Bevölkerungsgruppen, sind aber auch die 
unterschiedlichen Sichtweisen entsprechend Wahlverhalten, Schulabschluss und Regelmäßigkeit des 
Kontaktes zu Menschen mit Migrationshintergrund klar ausgeprägt. Bezüglich des Wahlverhaltens ste-
hen sich wieder AfD- und Die Grünen-Wähler*innen diametral gegenüber, während die Anhänger*in-
nen der anderen Parteien im Mittelfeld liegen. So können sich die Wähler*innen der AfD ein friedliches 

 
60 Sachsen-Monitor (2021/22), S. 47. 
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Zusammenleben mit Flüchtenden und Asylbewerber*innen aus dem arabischen / nordafrikanischen 
Raum zu 23,68% schlecht und zu 57,89% sogar sehr schlecht vorstellen. Das macht etwa 80% der Par-
teianhänger*innen aus. Unter den Wähler*innen von Die Grünen sind es aber auch noch 14,00% bzw. 
4,00%. People of Color (Flüchtende und Asylbewerber*innen aus Subsahara-Afrika) werden immerhin 
noch von 26,32% bzw. 56,58% der AfD-Wähler*innen abgelehnt, unter den Wähler*innen der Partei 
Die Grünen sind es nur noch 5,88% bzw. 1,96%, die sich ein friedliches Zusammenleben nur (sehr) 
schwer vorstellen können. Sinti und Roma werden von AfD-Wählerinnen zu ca. drei Vierteln und von 
Die Grünen-Wähler*innen immerhin noch zu 16% abgelehnt. Bei den anderen Personengruppen bleibt 
dieses Muster – auf niedrigerem Niveau – weiter bestehen. Ein friedliches Zusammenleben mit Juden 
und Jüdinnen, Geflüchteten aus der Ukraine, Zuwanderern aus Nord- und Westeuropa, Osteuropa und 
Südeuropa sowie aus Ostasien bezweifeln dabei nahezu null Prozent der Wähler*innen der Partei Die 
Grünen.  

Die Unterschiede im Parteienspektrum sind dabei durchaus komplex, zeigen aber auch ein klares Mus-
ter. Beispielsweise wird bei der Ablehnung von Flüchtenden und Asylbewerber*innen aus dem arabi-
schen Raum und Nordafrika kein klares „rechts-links“-Schema deutlich, wenn man die Bewertungen 
„schlecht“ und „sehr schlecht“ kumuliert. Der typische Gegensatz zwischen den Anhänger*innen der 
AfD sowie der Partei Die Grünen bleibt jedoch bestehen.  

 

Tabelle 12: Ablehnung von Flüchtenden und Asylbewerber*innen aus dem arabischen Raum und 
Nordafrika nach Parteianhängerschaft 

(Ranking: kumuliert „schlecht“ und „sehr schlecht“) 

 sehr gut gut  neutral schlecht sehr schlecht 

Die Grünen 32,00% 18,00% 32,00% 14,00% 4,00% 

SPD 9,62% 13,46% 40,38% 30,77% 5,77% 

DIE LINKE 7,41% 20,37% 29,63% 27,78% 14,81% 

CDU 1,67% 10,00% 42,50% 28,33% 17,50% 

FDP 6,90% 13,79% 24,14% 34,48% 20,69% 

AfD 1,32% 3,95% 13,16% 23,68% 57,89% 

 

Wie diese Sichtweisen zustande kommen, erklären vielleicht die Daten, die sich auf den höchsten schu-
lischen Abschluss und insbesondere die Häufigkeit der Kontakte mit Menschen mit Migrationshinter-
grund beziehen. So zeigt z.B. ein Vergleich der Ansichten von (Fach-)Abiturient*innenen mit Absol-
vent*innen der Realschule oder der Polytechnischen Oberschule der DDR sowie Hauptschüler*innen 
(die anderen Gruppen sind zu klein und die Aussagen daher statistisch nicht signifikant) eine deutlich 
stärkere Ablehnung der in der Frage genannten Personengruppen durch die Menschen mit geringerem 
formalen Bildungsabschluss. Ein friedliches Zusammenleben mit Flüchtenden und Asylbewerber*in-
nen aus dem arabischen / nordafrikanischen Raum können sich z.B. knapp 43% der Menschen mit 
Abitur als höchstem formellen Bildungsabschluss und 42% der mit Fachabitur (sehr) schlecht vorstel-
len, aber gut 62% der Menschen mit Realschulabschluss und gut 65% der mit Hauptschulabschluss. 
Tendenziell haben Menschen mit einem höheren Bildungsabschluss demnach weniger Vorurteile. Die 
Ablehnung gerade der drei in der o.g. Tabelle zuerst genannten Personengruppen zieht sich aber – 
wenn auch auf unterschiedlichem Niveau – durch alle Bildungsgruppen der Befragten in Zwickau. 
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Noch deutlicher wird der Unterschied, wenn man die Häufigkeit von Kontakten zu Menschen mit Mig-
rationshintergrund der Untersuchung zugrunde legt. Dabei lässt sich deutlich zeigen, dass Menschen, 
die (sehr) häufig Kontakt mit dieser Menschengruppe haben, viel weniger die Möglichkeit eines fried-
lichen Zusammenlebens in Zweifel ziehen. So glauben z.B. nur knapp 38% derjenigen mit sehr häufigen 
Kontakten, dass ein Zusammenleben mit Sinti und Roma nur (sehr) schlecht möglich ist, während dies 
knapp 59% derjenigen, die nie Kontakte zu Menschen mit Migrationshintergrund haben, angeben. Das 
gleiche Muster findet sich auch bezüglich Flüchtenden und Asylbewerber*innen aus dem arabischen / 
nordafrikanischen Raum (38,36% versus 76,19%) und bezüglich Subsahara-Afrikaner*innen (37,50% 
versus 72,29%). Insgesamt ist die Ablehnung dieser drei Gruppen unter den Befragten in Zwickau sehr 
hoch. Dabei wird aber deutlich, dass mehr Gebildete und insbesondere Menschen mit häufigeren Kon-
takten zu Zugewanderten weniger Ablehnung dieser Gruppen aufweisen.  

 

Frage: 
„Inwieweit stimmen Sie der folgenden politischen Aussage zu? – Die meisten Muslime 
und Musliminnen in Deutschland vertreten einen friedliebenden und toleranten Islam.“ 

 

 

Nicht nur in Zwickau, sondern europaweit haben viele Menschen die meisten Probleme mit muslimi-
schen Migrant*innen, also Flüchtenden und Asylbewerber*innen aus dem arabischen / nordafrikani-
schen Raum.61 In Sachsen meinten bei einer Umfrage im Jahre 2021 sogar 38% der Befragten, dass sie 
sich aufgrund der vielen Muslime manchmal wie ein Fremder im eigenen Land fühlen würden.62 Zwar 
glauben knapp 40% der Befragten in Zwickau, dass die meisten Muslime und Musliminnen in Deutsch-
land einen friedliebenden und toleranten Islam vertreten, aber etwa ein Viertel ist unentschlossen und 
knapp 15% macht keine Angaben. Es verbleiben zudem etwa ein Fünftel der Befragten, die dieser 
These nicht (6,80%) oder eher nicht (15,38%) zustimmen. 

 
Abbildung 54: Zustimmung zur Aussage: „Die meisten Muslime und Musliminnen in Deutschland 
vertreten einen friedliebenden und toleranten Islam.“ 

 

 

Bezüglich dieser Frage gibt es kaum Unterschiede nach dem Geschlecht oder der Altersgruppe der Be-
fragten, lediglich die Rentner*innen und Pensionär*innen stimmen der These etwas unterproportional 
zu. Bezüglich des Schulabschlusses kann man sehen, dass Abiturient*innen mit 37,88% eher und 
16,67% voll an einen friedliebenden Islam glauben, während es nur 22,39% eher und 8,21% voll der 

 
61 Pfeffer-Hoffmann / Ziegler (2017), S. 31. 
62 Sachsen-Monitor (2021/22), S. 47. 
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Realschulabsolvent*innen sind. Auch stimmen dieser These eher Menschen mit einem höheren Ein-
kommen zu als solche mit einem geringeren (z.B. Gruppe bis 1.000 Euro: 15,09% bzw. 7,55%; Gruppe 
über 6.000: 44,19% bzw. 20,93%). 

Eindeutig sind hingegen wieder die Unterschiede zwischen den Anhänger*innen der unterschiedlichen 
Parteien. So glauben unter den Anhänger*innen der AfD nur 7,59% eher und 5,06% voll an einen fried-
liebenden Islam, deutlich über die Hälfte jedoch explizit nicht. Durchschnittlich sind die Werte der An-
hänger*innen von CDU und Freien Wählern, überproportional die von DIE LINKE (29,31% bzw. 15,52%), 
der FDP (38,71% bzw. 19,35%) sowie der SPD (40,00% bzw. 18,33%) – nur noch bei weitem übertroffen 
von den Anhänger*innen der Partei Die Grünen mit 41,82% bzw. 40,00%. Auch hier zeigt sich wieder 
die komplett konträre Sichtweise der Realitäten in Deutschland durch die Anhänger*innen der AfD 
versus Die Grünen. 

 

Frage: 
„Stimmen Sie folgender Aussage zu? 
Zwickau ist durch zu viele Ausländer*innen in gefährlichem 
Maße überfremdet!“ 

 

 

Die Ergebnisse bezüglich des Gefühls einer „gefährlichen Überfremdung“ sind vergleichbar. Bewusst 
wurde bezüglich der Anzahl von Ausländer*innen in Zwickau eine sehr hart formulierte These aufge-
stellt, die sogar von einem „gefährlichem Maß der Überfremdung“ spricht und so eine deutliche Ab-
lehnung dieser Bevölkerungsgruppe impliziert. Abgelehnt wurde diese These lediglich von knapp der 
Hälfte der Befragten (jeweils 23,14% „stimme nicht zu“ und „stimme eher nicht zu“). Ebenso knapp die 
Hälfte der Befragten widerspricht hier aber nicht: 16,46% sind unentschlossen, 18,32% stimmen eher 
zu und 11,49% stimmen sogar voll zu. Mindestens 30% der Befragten halten Zwickau somit für „im 
gefährlichen Ausmaß überfremdet“. Das geht weit über die Wählerschaft eher rechter Parteien wie 
der AfD (21,85% des aktuellen Stadtrates) hinaus und deutet darauf hin, dass das Gefühl der Über-
fremdung bis weit in die Mitte der Zwickauer Gesellschaft gedrungen ist. Sachsenweit ergab eine Un-
tersuchung im Jahre 2021 sogar, dass 40% der Befragten die Bundesrepublik Deutschland für „in einem 
gefährlichen Maß überfremdet“ halten.63 

 

Abbildung 55: Zustimmung zur These: „Zwickau ist durch zu viele Ausländer*innen in gefährlichem 
Maße überfremdet!“ (in %) 

 

 
63 Sachsen-Monitor (2021/22), S. 46. 
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Dies bestätigt auch eine Untersuchung der Umfrageergebnisse nach dem Wähler*innenverhalten. Als 
Gegenpole sind hier wieder die Wähler*innen von AfD und Die Grünen zu sehen. Während über 70% 
der AfD-Wähler*innen der These von der „Überfremdung“ zustimmen (32,19% eher, 41,77% voll), sind 
es von den Wähler*innen der Partei Die Grünen genau 0%. Aber auch noch etwa ein Viertel der CDU-
Wähler*innen sowie Wähler*innen von DIE LINKE halten Zwickau für überfremdet (CDU: 20,31% eher, 
3,13% voll; DIE LINKE: 17,54% eher, 5,26% voll), bei den Wähler*innen von SPD und FDP sind es auch 
immer noch etwa 10%. Hier zeigt sich, dass eine mögliche „Überfremdung durch Ausländer*innen“ 
offensichtlich ein stark die Gesellschaft trennendes Thema ist. Wie gezeigt werden konnte, resultiert 
die Angst vor einer „Überfremdung“ jedoch zum großen Teil aus einer Überschätzung der Größe dieser 
Personengruppe, jedoch kaum aus negativen persönlichen Erfahrungen. 

Aus den Ergebnissen der Umfrage lässt sich zudem festhalten, dass die Angst vor „Überfremdung“ mit 
höherem Bildungsabschluss nachlässt. So widersprechen der These von der „gefährlichen Überfrem-
dung“ Zwickaus etwa 70% der Befragten mit allgemeiner Hochschulreife/Abitur (45,45% voll, 25,13% 
eher) und über die Hälfte der Befragten mit Fachhochschulreife/Fachabitur (21,57% voll, 35,29% eher). 
Absolvent*innen der Realschule tendieren aber eher zur Zustimmung (26,19% eher, 15,08% voll), wäh-
rend nur ca. 30% sie ablehnen. Bezüglich der Häufigkeit von Kontakten zu Ausländer*innen zeigt sich 
hingegen kein klares Bild bei der Zustimmung oder Ablehnung der These. Es lässt sich lediglich sagen, 
dass über 50% derjenigen deutschen Muttersprachler*innen, die häufig Kontakt zu Menschen mit Mig-
rationshintergrund haben, die These voll oder eher ablehnen, während es bei denen, die nie Kontakt 
haben, lediglich knapp ein Drittel sind. Das mag daran liegen, dass in der Umfrage nicht nach der Art 
des Kontaktes und den daraus resultierenden Erfahrungen gefragt wurde. 

 

Frage: 
„Inwieweit stimmen Sie der folgenden politischen Aussage zu? – Die Europäische Union 
muss ihre Grenzen besser gegen illegale Einwanderung schützen.“ 

 

 

Eine ganz überwiegende Mehrheit der Befragten in Zwickau (26,40% eher und 37,71% voll) spricht sich 
aber für einen besseren Schutz der EU-Außengrenze gegen illegale Einwanderung aus. Knapp 14% sind 
unentschlossen und gut 6% machen keine Angaben. Jedoch lediglich 6,64% und eher 9,35% der Be-
fragten halten das für falsch. 

 

Abbildung 56: Zustimmung zur Aussage: „Die Europäische Union muss ihre Grenzen besser gegen 
illegale Einwanderung schützen.“ 
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Während Frauen leicht weniger für einen besseren Grenzschutz eintreten als Männer, halten dies Jün-
gere (18 bis 29 Jährige) mit 20,31% bzw. 25,00% etwas unterdurchschnittlich, Rentner*inen und Pen-
sionär*innen hingegen mit 26,15% bzw. 45,38% etwas überdurchschnittlich für notwendig. Auch be-
züglich des Schulabschlusses ergibt sich wieder das bekannte Muster: Während nur 29,44% bzw. 
23,35% der Abiturient*innen eher bzw. voll für einen besseren Grenzschutz eintreten, sind es 25,91% 
bzw. 46,11% der Absolvent*innen der Polytechnischen Oberschule der DDR (10. Kl.), nur noch über-
troffen von den Hauptschüler*innen mit 26,09% bzw. 56,52%. Ein ähnliches Muster – wenn auch nicht 
ganz klar – ergibt sich bei den Einkommensgruppen. Bezüglich der Parteinähe ist das Bild hingegen 
wieder klar: AfD-Wähler*innen fordern zu 14,10% eher und zu 76,92% (zusammen also etwa 90%) 
einen besseren Grenzschutz. Aber auch etwa 70% der CDU-Anhänger*innen stimmen dem zu, wäh-
rend es bei den Anhänger*innen der Partei DIE LINKE, der SPD und der FDP jeweils knapp 60% sind. 
Nur die Wähler*innen der Partei Die Grünen befürworten lediglich zu gut einem Viertel (15,09% eher 
und 13,21% voll) einen besseren Grenzschutz. 

 

Frage: 
„Inwieweit stimmen Sie der folgenden politischen Aussage zu? – Die Überfremdung 
Deutschlands ist umgehend zu stoppen.“ 

 

 

Dieser recht eindeutigen Aufforderung an die Politik stimmen immerhin etwa 40% der Zwickauer Be-
fragten zu, konkret 19,79% eher und 20,54% voll. Während sich gut 16% unschlüssig sind und gut 8% 
keine Angaben machen, widersprechen nur gut ein Drittel der Befragten (16,67% bzw. 18,30%). 

 

Abbildung 57: Zustimmung zur Aussage: „Die Überfremdung Deutschlands ist umgehend zu stop-
pen.“ 

 

 

Auch bei dieser Frage treten wieder die bekannten Muster auf: Zum einen gibt es kaum Unterschiede 
nach dem Geschlecht, andererseits unterstützen die Jüngeren (18 bis 29 Jährigen) diese These nur mit 
12,12% eher bzw. 12,12% voll, während es bei den Rentner*innen und Pensionär*innen 24,03% bzw. 
32,56% sind. Menschen mit Abitur als höchstem formalen Bildungsabschluss wollen nur zu einem Fünf-
tel (13,07% eher und zu 8,54% voll) ein Ende der „Überfremdung“, während es unter den Absolvent*in-
nen der Hauptschule etwa zwei Drittel sind (jeweils 29,17% eher oder voll). Zwischen den Einkom-
mensgruppen gibt es hier allerdings kein eindeutiges Muster. 

Anders ist es wieder bezüglich der Parteinähe. Fast 90% der Anhänger*innen der AfD fordern (26,58% 
eher und sogar 62,03% voll) ein Stopp der „Überfremdung“. Auch eine Mehrheit der Freien Wähler 
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(35,29% bzw. 20,59%) befürwortet das. Bei den Anhänger*innen von CDU und DIE LINKE sind es nur 
noch etwa 40%, unter 20% liegt diese Forderung bei den Anhänger*innen der FDP (6,45% bzw. 9,68%) 
und der SPD (13,11% bzw. 4,92%). Bei den Anhängern von Die Grünen sind es lediglich – oder immerhin 
noch! – 7,55%, die diese Forderung unterstützen. 

Insgesamt lässt sich daher sagen, dass es in Zwickau eine starke Ablehnung der Zuwanderung und eine 
recht weit bis in die Mitte der Gesellschaft verbreitete Angst vor einer „gefährlichen Überfremdung“ 
durch Ausländer*innen gibt. Das ist umso bemerkenswerter, da der reale Anteil von Menschen mit 
Migrationshintergrund hier mit 6,61% in etwa nur die Hälfte vom Bundesdurchschnitt (12,7%64) aus-
macht. Dabei ist klar feststellbar, dass Menschen mit geringerer Bildung und höherem Alter der Mig-
ration deutlich kritischer gegenüberstehen als Gebildete und Jüngere. Auch haben Geringverdienende 
eher Probleme mit der Immigration als Besserverdienende. Um das zu erklären, darf nicht übersehen 
werden, für wen die Immigrant*innen Konkurrent*innen – auf dem Arbeitsmarkt, um bezahlbare 
Wohnungen oder Sozialleistungen – darstellen: i.d.R. die sog. „Somewheres“.  

Offensichtlich stimmt auch das Ergebnis der Studie von Schaub et al. (2021) für Zwickau: „The influx of 
refugees was pronounced, happened relatively quickly, and met the local population unprepared: they 
neither had influence over the wars and conditions that triggered the migration flows, nor over the 
decision of the German government to keep open the borders. Refugees arrived in areas where, despite 
low levels of immigration and ethnic diversity, anti-immigrant sentiments were widespread.” Man kann 
daher davon ausgehen, dass es sich auch in Zwickau bei vielen Befragten eher um eine Ablehnung der 
Migration und Migrationspolitik als solcher denn der Migrant*innen selber handelt. 

 

  

 
64 Bundeszentrale für politische Bildung (2022). 
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6. Stadtverwaltung, Kultur und Mobilität 
6.1 Die Bewertung der Zwickauer Kultur- und Freizeiteinrichtungen  
 

Frage: 
„(Wie häufig) Nutzen Sie die Kultur- und 
Freizeitangebote in der Stadt Zwickau?“ 

 

 

Die Nutzung der Kultur- und Freizeitangebote der Stadt Zwickau durch die Befragten ist nicht übermä-
ßig groß. Weniger als ein Drittel der Befragten gab an, diese Angebote sehr häufig oder häufig zu nut-
zen. Über 40% nutzen sie lediglich „hin und wieder“, knapp 30% hingen kaum oder nie. Dies erfordert 
eine detailliertere Untersuchung. 

 

Abbildung 58: Häufigkeit der Nutzung von Kultur- und Freizeitangeboten der Stadt 

 

 

Zunächst lässt sich feststellen, dass Vollzeitbeschäftigte das Kultur- und Freizeitangebot in der Stadt 
leicht überproportional nutzen, während nur knapp ein Fünftel der Rentner*innen und Pensionär*in-
nen diese (sehr) häufig nutzen. Bezüglich des Wahlverhaltens gibt es jedoch klare Unterschiede: Wäh-
ler*innen von Die Grünen führen die Rangfolge der (sehr) häufigen Nutzer*innen klar an (3,77% sehr 
häufig, 43,40% häufig), gefolgt von den Wähler*innen der Partei DIE LINKE (9,26% sehr häufig, 35,19% 
häufig) und der FDP (3,45% sehr häufig, 37,93% häufig). Weiter folgen die Wähler*innen von SPD und 
CDU. Das Schlusslicht bilden die Wähler*innen der AfD, die die Kultur- und Freizeiteinrichtungen in der 
Stadt nur mit 2,67% sehr häufig und 18,67% häufig nutzen. Während hier kein klares „rechts-links“-
Schema zu erkennen ist, wird jedoch erneut ein klarer Unterschied zwischen Wähler*innen der Partei 
Die Grünen und der AfD deutlich. Auch kann man klar sagen, dass Befragte aus Haushalten mit höheren 
Nettoeinkommen die Kultur- und Freizeiteinrichtungen in der Stadt häufiger nutzen als solche mit ge-
ringerem Einkommen. So gaben z.B. nur etwa 12% der Befragten mit einem Nettohaushaltseinkom-
men von unter 1.000 Euro an, diese Einrichtungen (sehr) häufig zu nutzen, während es in den Gruppen 
zwischen 2.000 und 5.000 Euro schon zwischen 31% und 39% sind. Nicht erstaunlich, gaben sogar 
knapp die Hälfte der Befragten aus Haushalten mit einem Nettoeinkommen von mehr als 6.000 Euro 
an, diese Einrichtungen (sehr) häufig zu nutzen. Bezüglich des höchsten Schulabschlusses gab es hier 
kein klares Muster. 
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Frage: 
„Welche Kultur- und Freizeiteinrichtungen in 
der Stadt Zwickau nutzen Sie regelmäßig?“ 

 

 

Bezüglich der unterschiedlichen Kultur- und Freizeiteinrichtungen in Zwickau gibt es jedoch große Un-
terschiede in der Beliebtheit sowie unterschiedliche Nutzungshäufigkeit nach Personengruppen. Ins-
gesamt sind die Zwickauer Museen keine Orte, die von der einheimischen Bevölkerung regelmäßig 
aufgesucht wird. Das Augus- Horch-Museum wird z.B. nur von 26,71% der Befragten regelmäßig be-
sucht, dabei kommt die Gruppe der Rentner*innen und Pensionär*innen hier etwas überproportional 
häufig als die Gruppe der 18 bis 29 Jährigen. Das Max-Pechstein-Museum wird sogar nur von 6,29% 
der Befragten regelmäßig besucht. Immerhin ist es für 11,59% der Rentner*innen und Pensionär*in-
nen attraktiv, jedoch nur für 1,47% der jungen Leute unter 30. Ebenso wird das Robert-Schumann-
Haus nur von 6,14% der Befragten regelmäßig besucht. Hier gibt es zudem kaum Unterschiede zwi-
schen Alt und Jung. Etwas attraktiver sind die Priesterhäuser, die immerhin von 12,29% der Befragten 
regelmäßig genutzt werden, insbesondere von der Gruppe der Rentner*innen und Pensionär*innen. 
Die Galerie am Domhof wird hingegen wieder nur von 5,0% der Befragten regelmäßig aufgesucht – 
quer durch alle Altersgruppen. Die Zwickauer Museen wenden sich daher offensichtlich eher an Tou-
risten und auswärtige Gäste. Lediglich das August-Horch-Museum kann einen relevanten Teil der 
Zwickauer Befragten mobilisieren.  

Anders verhält es sich mit Sporteinrichtungen in der Stadt. Die Schwimmbäder werden von 42,0% der 
Befragten regelmäßig genutzt, tendenziell eher von jüngeren Menschen und Familien als von älteren 
Menschen. Die Sport- und Freiflächen in der Stadt nutzen hingegen überproportional die Jüngeren 
zwischen 18 und 29 Jahren (47,06% versus Durchschnitt 32,86%). Auch die Kinos und Theater in der 
Stadt finden durchaus Zuspruch. Die Kinos werden v.a. von Vollzeitbeschäftigten und der jüngeren Ge-
neration der 18 bis 29 Jährigen genutzt (47,14% und 38,24% versus Durchschnitt 41,71%). Die Theater 
ziehen dagegen – auf niedrigerem Niveau – neben den Vollzeitbeschäftigten (18,57%) die Rentner*in-
nen und Pensionär*innen (15,22%) bei einem Durchschnitt von 17,43% an. Bezüglich der Jugendclubs 
ergab die Befragung keine befriedigenden Ergebnisse, da Jugendliche nicht explizit befragt wurden und 
diese Art der Einrichtung eher von Menschen unter 18 Jahren genutzt wird. 

Den größten Zuspruch finden in der Stadt Zwickau die Restaurants, Gaststätten, Bars und Kneipen. 
Darunter werden die Bars und Kneipen von 31,0% der Bevölkerung regelmäßig genutzt, die Diskothe-
ken jedoch nur von 8,57%, die Restaurants aber immerhin von 73% der Befragten. Die Kneipen der 
Stadt werden v.a. von Jüngeren zwischen 18 und 29 Jahren und von Vollzeitbeschäftigen besucht 
(beide knapp über 41%), während es nur knapp 8% der Rentner*innen und Pensionär*innen sind. Die 
Diskotheken finden v.a. bei den 18 bis 29 Jährigen Zuspruch (32,35%). Daran zeigt sich deutlich, dass 
Kneipen und Diskotheken eher ein Raum für jüngere Menschen sind. Die Restaurants der Stadt sind 
hingegen bei allen Altersgruppen sehr beliebt. Vollzeitbeschäftigte besuchen sie sogar zu etwa 78% 
regelmäßig, die Gruppe der Jüngeren immerhin noch zu 72% und die Rentner*innen und Pensionär*in-
nen mit knapp 66%. 

Weitere Kultureinrichtungen wie der Alte Gasometer e.V., die Stadthalle oder die Neue Welt werden 
auch von einem relevanten Teil der Bewohner*innen Zwickaus angenommen. Den Alten Gasometer 
besuchen 15,14% der Befragten regelmäßig, die Neue Welt 26,57% und die Stadthalle sogar 39,29%. 
Dabei ist feststellbar, dass der Alte Gasometer v.a. von Menschen im Berufsleben (Vollzeitbeschäftigte: 
18,57%) besucht wird (unter 18jährige waren nicht befragt, insofern sind insbesondere die Angebote 
der Jugendarbeit im Besuchsverhalten nicht erfasst), die Neue Welt und die Stadthalle hingegen eher 
bei Rentner*innen und Pensionär*innen (28,26% bzw. 44,93%) ankommt. Die Kunstplantage wird hin-
gegen nur von 4,29% der Befragten in Zwickau regelmäßig genutzt. 
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Frage: 
„Gibt es Ihrer Meinung nach ausreichend Kultur- 
und Freizeitangebote in der Stadt Zwickau?“ 

 

 

Aufgrund der relativ geringen Nutzungshäufigkeit durch die Befragten von Museen und anderen Kul-
tureinrichtungen in der Stadt Zwickau stellt sich daher die Frage, wie das Angebot durch die Befragten 
bewertet wird. Auf die Frage, ob das Kultur- und Freizeitangebot in der Stadt Zwickau ausreichend ist, 
antworteten nur 32,12% mit einem klaren Ja, während 37,66% mit vielleicht und 20,00% mit einem 
deutlichen Nein eine tendenzielle Unzufriedenheit ausdrückten. 

 

Abbildung 59: Gibt es ausreichend Kultur- und Freizeitangebote in Zwickau? 

 

 

Insbesondere die Jüngeren (18 – 29 Jährigen) bejahten diese Frage nur zu 17,65%, während sich 
23,53% für ein klares Nein entschieden. Lediglich die Rentner*innen und Pensionär*innen halten das 
Kultur- und Freizeitangebot in Zwickau zu 29,85% für ausreichend. Durch die Wählerschaft der „gro-
ßen“ Parteien (AfD – CDU – FDP – Die Grünen – SPD – DIE LINKE) gibt es in dieser Frage keine großen 
Unterschiede. Leicht überproportional zufrieden mit dem Angebot sind die Wähler*innen von SPD 
(40,98%) und CDU (38,64%), lediglich die Wähler*innen der FDP sind mit nur 20,00% zufrieden, wäh-
rend 33,33% das Angebot für nicht ausreichend halten. In dieser Frage sind sich die Wähler*innen von 
Die Grünen, AfD und der Partei DIE LINKE hingegen mit 30% bis 35% recht einig. 

 

Frage: 
„Was ist ihre Motivation für einen Besuch von Kultur- 
und Freizeiteinrichtungen in der Stadt Zwickau?“ 

 

 

Die Angaben zur Motivation für einen Besuch von unterschiedlichen Kultur- und Freizeiteinrichtungen 
in der Stadt Zwickau erklärt den unterschiedlichen Zuspruch zu den einzelnen Arten von Einrichtungen. 
Während Museen und Kultureinrichtungen eher spärlich besucht werden, sind es hingegen Sportein-
richtungen und Restaurants, die hohen Zuspruch finden. Das wird klar, wenn man sieht, dass etwa zwei 
Drittel der Befragten „Unterhaltung erleben“ wollen oder „Entspannung“ suchen. Für etwas über die 
Hälfte der Befragten ist der Besuch immer hin eine gemeinsame Aktivität und für knapp 40% noch ein 
Mittel zur Pflege gesellschaftlicher Kontakte. Hingegen betrachten nur knapp ein Drittel der Befragten 
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den Besuch von Kultur- und Freizeiteinrichtungen als Möglichkeit sich weiterzubilden oder Unbekann-
tes zu entdecken, sogar deutlich weniger als ein Fünftel nutzt diese Einrichtungen, um sich mit der 
Geschichte auseinanderzusetzen.  

  

Abbildung 60: Motivation zum Besuch von Kultur- und Freizeiteinrichtungen 

 

 

 

6.2 Die Stadtverwaltung und ihre Maßnahmen 

 

Frage: 
„Wie beurteilen Sie die Arbeit … 
… des Stadtrates? 
… der Stadtverwaltung? 
… der Polizei?“ 

 

 

Für Politik und Verwaltung der Stadt Zwickau ist es von besonderer Bedeutung zu wissen, wie ihre 
Leistungen von der Bevölkerung bewertet werden. Dabei ist festzustellen, dass die Arbeit der Polizei 
von den Befragten deutlich besser eingeschätzt wird als die der Stadtverwaltung oder des Stadtrates. 
Die Arbeit des Stadtrates wird sogar nur von weniger als 13% der Befragten als (sehr) positiv bewertet. 
Eine entsprechende positive Bewertung bekommt die Stadtverwaltung immerhin von etwa einem 
Fünftel der Befragten, die Polizei wird hingegen von über 40% der Befragten positiv eingeschätzt. Zwar 
bewerten etwa knapp die Hälfte der Befragten die Arbeit von Stadtrat und Stadtverwaltung neutral 
(46,76% bzw. 49,20%), die (sehr) negativen Bewertungen des Stadtrates übersteigen die positiven aber 
um ca. 10%. Dabei ist zu berücksichtigen, dass gerade bezüglich des Stadtrates knapp 18% der Befrag-
ten keine Angaben machten (oder machen konnten). 
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Abbildung 61: Beurteilung von Stadtrat, Stadtverwaltung und Polizei (in %) 

 

 

Diese Bewertungen ziehen sich auch durch alle Bevölkerungsschichten. So sind z.B. kaum Unterschiede 
in der Bewertung aller drei Institutionen durch Jüngere (18 – 29 Jährige), Vollzeitbeschäftigte oder 
Rentner*innen und Pensionär*innen feststellbar. Auch eine Untersuchung des Wahlverhaltens der Be-
fragten bringt kaum signifikante Unterschiede. So wird die Arbeit des Stadtrates zwar von überpropor-
tional vielen Wähler*innen von Die Grünen (19,64%), der SPD (18,33%) sowie der Partei DIE LINKE 
(16,95%) positiv bewertet, die Unterschiede zu den Wähler*innen anderer Parteien sind aber nicht 
signifikant. Lediglich die Wähler*innen der AfD bewerten alle drei Institutionen leicht überdurch-
schnittlich schlecht. (Stadtrat negativ 25,93% und sehr negativ 8,64%, Stadtverwaltung 23,75% bzw. 
8,75% und Polizei 13,75% bzw. 6,25%). Ihre Unzufriedenheit zieht sich damit durch fast alle Fragen der 
Untersuchung hindurch. 

 

Frage: 
„Halten Sie eine Bürger*innen-App mit allen wichtigen In-
formationen der Stadt und der Möglichkeit zur Erledigung 
von Anliegen bei der Stadtverwaltung für sinnreich?“ 

 

 

Eine Bürger*innen-App mit allen wichtigen Informationen der Stadt und der Möglichkeit zur Erledigung 
von Anliegen bei der Stadtverwaltung wird von einer klaren Mehrheit der Befragten gewünscht. So 
sprechen sich 52,34% der Befragten explizit dafür aus, 29,24% haben keine klare Meinung, jedoch nur 
18,42% sind dagegen. Unter den jüngeren Befragten (18 bis 29 Jährigen) wünschen sich sogar 64,71% 
diese App, lediglich 7,35% sprechen sich dagegen aus. Bei den Rentner*innen und Pensionär*innen ist 
es hingegen umgekehrt. Nur 34,09% wünschen die App, während 51,52% sie ablehnen. Offensichtlich 
ist die Fahrzeit zu den Ämtern in der Innenstadt dabei kein relevanter Faktor. So findet der Gedanke 
einer Bürger*innen-App im Teilgebiet 1 (Innenstadt) die höchste Zustimmung (60,18%), gefolgt vom 
citynahen Teilgebiet 4 im Westen der Stadt (58,42%). Die ländlichen Randgebiete (Teilgebiet 6) stehen 
hingegen mit 57,14% Zustimmung erst an dritter Stelle. Es scheint sich daher eher um eine Generatio-
nenfrage oder die Frage zu handeln, wie „technik-affin“ oder „handy-begeistert“ die Menschen sind, 
als um die Frage von Verkehrswegen. 
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Frage: 
„Wie beurteilen Sie die folgende (zeitlich gestaffelten) Stadtent-
wicklungsmaßnahme? - Neugestaltung des Stadtteiles 26/Eckers-
bach E5 (südlich der Sternenstraße) mit Forschungs- und Bildungs-
einrichtungen, modernem Wohnen (z.B. Smart City), Freizeit, 
Grünflächen, nichtstörendem Gewerbe.“ 

 

 

Die Neugestaltung des Stadtteiles 26/Eckersbach E5 wird von den Befragten deutlich positiv bewertet. 
Das betrifft sowohl den Durchschnitt der Befragten als auch die besonders betroffene Bevölkerung in 
Teilgebiet 2. Von allen Befragten bewerten 18,48% die Maßnahme als sehr positiv, 37,54% immerhin 
noch als positiv. Das ist eine klare Mehrheit. Negative Bewertungen liegen insgesamt unter 3%. Im 
besonders betroffenen Teilgebiet 2 ist die Bewertung sogar noch einmal überproportional positiv. 
24,42% der Befragten halten die Maßnahme für sehr positiv, 38,37% immerhin noch für positiv. Das 
sind deutlich über 60%, während die Ablehnung bei etwa 7% liegt. 

 

Frage: 
„Für wie dringend halten Sie die folgenden Stadtentwicklungsmaß-
nahmen? ……….“ 

 

 

Neugestaltung des Ostteils der Innenstadt (DDR-Wohnungsbau Katharinenstraße/Nicolaistraße) mit 
Wohnen, Kultur, Bildung, Freiräumen, Grünflächen, nicht störendem Gewerbe: Die Maßnahme wird 
von 10,43% der Befragten als sehr dringend und von 21,91% als dringend eingestuft, ca. 45% der Be-
fragten halten sie für weniger dringend, gut 8% sogar für unnötig. Auch im betroffenen Teilgebiet 1 
(Innenstadt) sind die Zahlen nicht grundlegend anders: 14,41% der Befragten bezeichnen sie als sehr 
dringend, 15,32% als dringend, knapp die Hälfte der Befragten hält die Maßnahme hingegen für weni-
ger oder nicht dringend, 6,31% sogar für unnötig. 

Verlängerung der Mitteltrasse S293 ab dem Kreisverkehr Werdau B175 in Richtung B93/BAB4: Diese 
Maßnahme wird hingegen von knapp 37% der Befragten als (sehr) dringend empfunden, während sie 
etwa ein Drittel als weniger oder nicht dringend betrachten, ca. 7,5% lehnen sie ab. Im besonders be-
troffenen Teilgebiet 4 der Stadt halten allerdings 17,17% der Befragten die Maßnahme für sehr drin-
gend und 22,22% für dringend. Das sind knapp 40% der Befragten, allerdings betrachten sie etwa 35% 
der Befragten auch als weniger oder nicht dringend, über 11% lehnen die Baumaßnahme ab. 

Rettung und Modernisierung des 04-Bades: Eine Rettung und Modernisierung des 04-Bades halten im 
Gegensatz dazu fast drei Viertel der Befragten für notwendig (41,01% sehr dringend, 29,72% dringend). 
Unter 20% der Befragten halten die Maßnahme für nicht dringend oder lehnen sie sogar ab. Die Art 
und Weiße wurde dabei allerdings nicht befragt, ebenso wenig die Zustimmungswerte zu ebenso denk-
baren Alternativen.  

Sanierung der Gleisanlagen der Straßenbahn zum Hauptbahnhof: Auch diese Baumaßnahme wird 
von einem überwiegenden Teil der Befragten für dringend gehalten (36,67% sehr dringend, 33,14% 
dringend). Unter 7% halten sie für nicht dringend oder sogar unnötig. Im betroffenen Teilgebiet 1 spre-
chen sich sogar ca. 70% der Befragten dafür aus, unter 1% hält die Maßnahme für unnötig. 

Schaffung einer Jugendherberge in Innenstadt-Nähe: Den Bau einer Jugendherberge in der Nähe der 
Innenstadt halten nur knapp 30% der befragten für (sehr) dringend, etwa 17% halten die Maßnahme 
hingegen für nicht dringend und über 11% lehnen sie sogar ab. Im Betroffenen Teilgebiet 1 ist die 
Ablehnung sogar noch weiter ausgeprägt. 
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Frage: 
„Wie würden Sie folgende weitere städtische Maßnahmen bewerten? 
(1) Einführung eines 365€-Jahres-Tickets für den Zwickauer ÖPNV.“ 

 

 

Die Meinung zu einem 365€-Ticket für den ÖPNV in Zwickau war im Sommer 2022 klar positiv. Über 
die Hälfte der Befragten bewerteten die Maßnahme als sehr positiv (27,47%) oder positiv (27,92%). 
Nur weniger als 9% der Befragten sprachen sich dagegen aus. Im Teilgebiet 6 der Stadt, den ländlichen 
Räumen im Norden und Süden, war die Beurteilung dabei vergleichbar. Interessanterweise lehnen 
Rentner*innen und Pensionär*innen der 365€-Ticket aber etwas mehr ab als Vollzeitbeschäftigte. Be-
züglich des Wahlverhaltens gibt es zwar Unterschiede, doch überwiegt bei den Anhängern aller Par-
teien die Zustimmung. Nicht überraschend ist die Zustimmung der Wähler der Partei Die Grünen sehr 
hoch (44,46% sehr positiv, 26,79% positiv), aber auch die Wähler*innen der CDU, die das Schlusslicht 
bilden, stimmen noch mit über 50% zu (22,56% sehr positiv, 27,82% positiv). Mit der Einführung eines 
deutschlandweiten ÖPNV-Tickets zum 1. Mai 2023 könnte sich diese Fragestellung für die Stadt 
Zwickau jedoch erledigt haben. 

 

Frage: 
„Wie würden Sie folgende weitere städtische Maßnahmen bewerten? 
(2) Durchführung einer wiederkehrenden Bürger*innenbefragung.“ 

 

 

Bezüglich der Bürger*innenbefragung ist die Zustimmung der Befragten noch deutlicher. Bei etwa zwei 
Drittel der Befragten fand der Gedanke einer wiederkehrenden Bürger*innenbefragen deutliche Zu-
stimmung – und das über alle Parteigrenzen hinweg. Sehr positiv bewerten 28,59% und positiv 37,93% 
der Befragten diesen Gedanken, lediglich knapp 3% lehnen eine wiederkehrende Bürger*innenbefra-
gung ab.  
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Abbildung 62: Bewertung einer wiederkehrenden Bürger*innenbefragung 

 

 

Über die Altersgruppen gibt es keine signifikanten Unterschiede, über das Wahlverhalten nur geringe: 
Während deutlich über 80% der FDP-Wähler*innen eine wiederkehrende Befragung sehr positiv 
(41,94%) oder positiv (41,94%) sehen, stimmen am anderen Ende immerhin auch noch über 70% der 
AfD-Wähler*innen dieser Idee zu. 30,38% sehen die wiederkehrende Befragung sehr positiv, 39,24% 
immerhin noch positiv. Unterdurchschnittliche Bewertungen kommen lediglich aus dem Umfeld der 
Nichtwähler*innen. Wer wählen geht – und an einer Umfrage auch noch teilnimmt – will demnach 
auch gerne durch eine regelmäßig wiederkehrende Umfrage nach seiner / ihrer Meinung befragt wer-
den. 

 

6.3 Die Mobilität in Zwickau 
 

Frage: 
„Welches Verkehrsmittel benutzen Sie überwiegend 
für folgende Wege?“ 

 

 

Für die Befragten in Zwickau ist das Auto ihr bevorzugtes Verkehrsmittel. Gut die Hälfte der Befragten 
nutzt es, um zur Arbeit, in die Ausbildung oder zum Studium zu kommen. Auch für Freizeitaktivitäten 
wird es von einem überwiegenden Teil der Befragten benutzt. Selbst für Besuche in der Innenstadt 
nutzen noch über ein Drittel der Befragten den Pkw. Dabei machen Hybrid- oder E-Autos in Zwickau 
nur einen geringen Teil der Pkws aus. Überraschenderweise wird aber auch der ÖPNV von den Zwick-
auer Befragten nur recht wenig genutzt. Gerade einmal gut 8% nutzen ihn, um in die Innenstadt zu 
kommen, obwohl hier Parkplätze ein überproportional großes Problem sind. In Großstädten wie Berlin 
und München sind es hingegen etwa zwei Drittel der Bevölkerung, die den ÖPNV regelmäßig nutzen.65 
Car-Sharing und sonstige Verkehrsmittel spielen in Zwickau offenbarkeine Rolle. 

 

 

 

 

 
65 ADAC (2017). 
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Abbildung 63: Nutzung von Verkehrsmitteln zu verschiedenen Zielen 

 

 

Bezüglich der Mobilität in den unterschiedlichen Teilgebieten lässt sich sagen, dass v.a. in Teilgebiet 1 
überproportional viele Menschen auch zu Fuß gehen, sowohl zur Arbeit (11,55%), in der Freizeit 
(22,5%) als auch um in die Innenstadt zu kommen (68,57%). Dies erklärt sich aus der zentralen Lage 
des Teilgebietes. Hingegen nutzen besonders viele Befragte aus Teilgebiet 5 und 6 den Pkw, zur Arbeit 
58,60% bzw. 54,55%, in der Freizeit 60,77% bzw. 55,26% und um in die Innenstadt zu kommen 47,87% 
bzw. 50,00%. Demnach lässt sich bereits an dieser Stelle sagen, dass der ÖPNV in Zwickau nicht beson-
ders attraktiv ist. Insbesondere Menschen in den weiter außerhalb liegenden Teilgebieten 5 und 6 sind 
daher deutlich mehr auf den Pkw angewiesen. 

 

Frage: 
„Wenn Sie den Öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) nicht 
oder nur selten nutzen: Was sind die wesentlichen Gründe da-
für?“ 

 

 

Bereits vor mehreren Jahren erbrachte eine Studie des ADAC, was die zentralen Hindernisse für den 
Umstieg auf den ÖPNV in Deutschland sind. An erster Stelle ergab sich, dass viele Menschen einfach 
„lieber mit dem Auto fahren“ (65%), der ÖPNV 62% zu teuer war, und 60% gaben an, er sei ungeeignet, 
um Sachen zu transportieren.66 Auch die Befragten in Zwickau gaben an erster Stelle an, der ÖPNV sei 
ihnen zu teuer. Dann folgen aber strukturelle Probleme. Für 34,48% der Befragten sind die Anbindun-
gen ungünstig oder schlecht, für 27,01% fahren die Busse und Bahnen zu selten. Dass die Haltestellen 
zu weit weg liegen, Busse und Bahnen zu voll oder unpünktlich sind, ist hingegen nur für eine Minder-
heit ein Grund. 

 

 
66 ADAC (2017). 
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Abbildung 64: Gründe für die Nicht-Nutzung des ÖPNV (in %) 

 

 

Das Bus- und Bahnnetz in Zwickau muss daher in Zukunft deutlich attraktiver werden, um mehr Men-
schen zum Umsteigen auf den ÖPNV zu motivieren. Das zentrale Argument, der ÖPNV sei zu teuer wird 
auch in der Zukunft nicht behoben werden. Seit August 2022 kostet in Zwickau ein Monatsticket (Zone 
1, Normaltarif) 64,70 Euro. Mit der Einführung des deutschlandweiten ÖPNV-Tickets zu 49,00 Euro im 
Frühjahr 2023 verringert sich dieser Preis um etwa ein Viertel. Zwar ist die Einsatzmöglichkeit diese 
Tickets jetzt vielfältiger, es muss sich dennoch zeigen, ob sie für Berufspendler von Interesse sind und 
deshalb zu neuen Abbos führen. 

 

Frage: 
„Inwieweit stimmen Sie den folgenden 
verkehrspolitischen Aussagen zu?“ 

 

 

Die Infrastruktur für Elektromobilität in Zwickau ist sehr gut: Dieser Aussage stimmen lediglich 1,31% 
der Befragten voll und 8,18% eher zu, 16,93% stimmen hingegen nicht und 22,34% eher nicht zu. Über 
die Teilgebiete der Stadt lassen sich keine gravierenden Unterschiede feststellen, über das Wahlver-
halten ergibt sich kein klares Muster. Es ist demnach davon auszugehen, dass die Infrastruktur für 
Elektromobilität in Zwickau als ausbaufähig einzustufen ist. 

Die Einführung weiterer Tempolimits in Zwickau wäre sehr wünschenswert: Weitere Tempolimits 
wünschen sich 29,41% der Befragten nicht und 23,09% eher nicht. Lediglich 16,18% stimmen der Aus-
sage eher und 10,74% voll zu. Eine klare Mehrheit lehnt zusätzliche Tempolimits demnach ab. Lediglich 
im Teilgebiet 1 (Innenstadt) findet die Forderung von 18,75% der Befragten eher und von 20,54% voll 
Zuspruch. Auch unter den Wähler*innen der Partei Die Grünen stimmen der Aussage 20,00% und 
21,82% eher bzw. voll zu. 

Die Fahrradwege in Zwickau müssen weiter ausgebaut werden: Den Ausbau der Fahrradwege in 
Zwickau halten etwa zwei Drittel der Befragten für notwendig. Der entsprechenden Aussage stimmten 
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22,77% eher und sogar 44,82% voll zu! Lediglich knapp 17% unterstützen diese Forderung (eher) nicht. 
Insbesondere in den Teilgebieten 1, 3 und 5 wird die Forderung von ca. 70% der Befragten (eher und 
voll) unterstützt. Auch die Wähler*innen der unterschiedlichen Parteien haben hier keinen großen 
Streitpunkt. 

Rund um den Hauptmarkt soll eine autofreie Zone geschaffen werden: Etwa die Hälfte der Befragten 
unterstützt diese Forderung (22,13% eher und 28,97% voll), lediglich etwa 30% stimmt (eher) nicht zu, 
dabei ist es egal, aus welchem Teilgebiet der Stadt die Befragten kommen. Allerdings wird die Forde-
rung nur von ca. einem Drittel der AfD-Wähler*innen, aber von ca. drei Viertel der Wähler*innen der 
Partei Die Grünen unterstützt. Die Anhänger*innen der anderen Parteien liegen – wie üblich – dazwi-
schen, sind aber auch mehrheitlich dafür.  
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7. Zusammenfassung der Ergebnisse 
 

Die Befragten 

Von den Befragten waren 355 (52,3%) weiblich, 322 (47,4%) männlich und 2 (0,3%) divers. Der Anteil 
der Teilnehmenden nichtdeutscher Muttersprache ist deutlich geringer als ihr Anteil innerhalb der Be-
völkerung. Bei den Befragten zeigte sich ein überwiegender Anteil mit einem mittleren Bildungsab-
schluss. Die Verteilung des Nettoeinkommens der Haushalte folgt in Zwickau etwa einer „Gauß-Kurve“ 
der Normalverteilung zwischen unter 1.000 Euro und über 6.000 Euro. Dabei ergibt sich ein Bild, das 
v.a. Teilgebiet 2 als mit überproportional viel „armen“ und gleichzeitig mit unterproportional wenig 
„reichen“ Haushalten innerhalb des Stadtgebietes ausweist. Die Befragten in Zwickau informieren sich 
– entsprechend der Altersstruktur der Stichprobe – „klassisch“. Die häufigste Informationsquelle ist 
mit über 70% das öffentlich-rechtliche Fernsehen.  

 

Die politischen Einstellungen der Zwickauer Bürger*innen 

Das Interesse an Politik unter den Befragten in Zwickau ist nicht übermäßig, aber recht ausgewogen. 
Dabei ist allerdings feststellbar, dass das Interesse an bundesdeutscher Politik deutlich höher ist als an 
der Politik im Freistaat Sachsen oder der Stadt Zwickau, der Welt oder in Europa. Betrachtet man die 
persönliche politische Verortung der Befragten, ergibt sich eine Gauß-Kurve. Allerdings gibt es einen 
kleinen Unterschied zwischen der linken und der rechten Hälfte der Verteilung. Während sich über 
10% der Befragten als „links“ (0-2) einstufen, sind es nur etwa 4%, die sich „rechts“ nennen würden 
(8-10). Mit knapp 13% für die AfD und gut 9% für DIE LINKE wählen über ein Fünftel der Bevölkerung 
Parteien deutlich rechts bzw. links der Mitte. Es lässt sich feststellen, dass die AfD die Partei der Men-
schen mit beruflicher Ausbildung ist, während die FDP und insbesondere Die Grünen die Parteien der 
Akademiker sind. Große Unterschiede bestehen v.a. zwischen den Wähler*innen der Partei Die Grünen 
und der AfD. Sie stellen auch in Zwickau die beiden Gegenpole eines breiten gesellschaftlichen Spekt-
rums dar. Insgesamt ist das Vertrauen in die politischen Gremien und ordnungsrechtlichen Institutio-
nen auf allen Ebenen in Zwickau nicht besonders ausgeprägt. Allerdings werden ordnungsrechtliche 
Institutionen wie Polizei und Gerichte deutlich besser eingeschätzt als politische Parteien oder sonstige 
politische Institutionen.  

 

Extremismus 

Die Untersuchung zeigt unter den Befragten viel Skepsis gegenüber der herrschenden demokratischen 
Ordnung. Dabei gibt es eine Gruppe von etwa jedem Fünften unter den Zwickauer Befragten, die deut-
lich für autoritäre Strukturen eintritt und ein weiteres Fünftel, das sich zumindest nicht deutlich dage-
gen ausspricht. Man muss davon ausgehen, dass die „Reichsbürger*innen-Bewegung“ auch in Zwickau 
in Form einer kleinen Gruppe angekommen ist. Auch zu Aussagen der QAnon-Bewegung äußert sich 
eine kleine Minderheit von knapp 6% der Befragten positiv. Über die Hälfte der Befragten gibt zudem 
an, dass es in Deutschland nicht sozial gerecht zugehe. Das Gefühl wirtschaftlicher und sozialer Unge-
rechtigkeit mag auch mit einer konkreten Identifizierung als Ostdeutsche(r) zusammenhängen. Deut-
lich über 10% der Befragten stimmen auch kommunistischen Aussagen zu. Deutlich über ein Drittel 
der Befragten in Zwickau sieht Russland auch nach dem Beginn des Angriffskrieges auf die Ukraine 
noch eher oder voll als „strategischen Partner“. Bei dieser Frage zeigt sich erstmalig auch die politische 
Nähe der eher zum rechten bzw. linken Rand gehörigen Parteianhänger*innen.  
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Zivilgesellschaft und politische Partizipation 

In Zwickau gaben etwa 12% der Befragten an, sich häufig ehrenamtlich zu engagieren. Hier dominiert 
unter den engagierten Bürger*innen eindeutig das Vereinsleben. Die Hinderungsgründe für ehrenamt-
liches Engagement sind zumeist praktischer Natur. Für viele Befragte bedeutet ehrenamtliches Enga-
gement einen zu hohen Zeitaufwand, andere halten sich für zu alt oder zu krank dafür oder fürchten 
den zu hohen Kostenaufwand. Etwa 40% der Befragten können sich aber vorstellen sich über Online-
beteiligungen, Petitionen oder Einwohner*innenversammlungen in die Lokalpolitik der Stadt Zwickau 
einzubringen. Insgesamt wünschen sich die Befragten aus Zwickau auf allen politischen Ebenen deut-
lich mehr Beteiligung. 

 

Lebenszufriedenheit 

Die allgemeine Lebenszufriedenheit in Zwickau ist grundsätzlich als positiv zu bewerten. Zusammen-
fassend kann man sagen, dass die Zwickauer bei besserem Schulabschluss, höherer Berufsausbildung 
und höherem Einkommen zufriedener sind. Die Lebenszufriedenheit ist über alle Parteien hinweg ähn-
lich verteilt. Ausreißer sind lediglich die Wähler*innen der AfD. Des Weiteren sind die Bewohner des 
Teilgebietes 2 der Stadt mit ihrem Leben relativ unzufrieden. Bei der Bewertung der gegenwärtigen 
wirtschaftlichen Situation in Zwickau im Vergleich zur Bewertung der persönlichen wirtschaftlichen 
Situation ist auffällig, dass die Befragten ihre persönliche Lage deutlich besser einschätzen als die in 
der Stadt. Insbesondere die Wähler von Die Grünen bezeichnen zu drei Viertel ihre wirtschaftliche Si-
tuation als sehr gut oder gut. Die wirtschaftlichen „Verlierer*innen“ wählen hingegen eher DIE LINKE 
und AfD. Die Einschätzung der persönlichen Zukunft der Befragten in Zwickau ist allerdings nicht so 
optimistisch wie die Bewertung der derzeitigen Zufriedenheit. Die Sorgen der Befragten betreffen 
überwiegend allgemeine gesellschaftliche Entwicklungen und weniger persönliche Umstände. So do-
minieren die Sorgen der Befragten eindeutig die These, dass die Gegensätze zwischen Arm und Reich 
in Deutschland zunehmen. Erst auf Platz 6 dieser Rangfolge steht die Sorge, dass Ausländerfeindlich-
keit und Rassismus weiter zunehmen. Bei den persönlichen Sorgen dominiert, dass die Rente nicht 
zum Leben reichen wird. 

 

Vielfalt und Sicherheit 

Über ein Drittel der Befragten hält die Stadt Zwickau nicht unbedingt für „vielfältig“. Über 40% der 
Bevölkerung glauben zudem, dass das Image der Stadt immer noch unter rechtsextremistischen Vor-
fällen leidet. Bei der Frage, ob ein Forschungs-, Dokumentations- und Bildungszentrum zu extremis-
tisch motivierten Straftaten in Zwickau das Image der Stadt verbessern würde, sind die Zwickauer hin-
gegen eher pessimistisch. Zwickau scheint jedoch eine Stadt zu sein, in der die Menschen gerne leben. 
Allerdings leben nur gut 20% der Jüngeren sehr gerne in Zwickau, während es gut ein Drittel der Älteren 
sind. Ähnlich ist das Bild für die Zufriedenheit mit dem Wohnviertel und dessen Entwicklung in den 
letzten fünf Jahren. Die größte Zufriedenheit herrscht unter den Befragten über die Grünanlagen und 
Parks der Stadt. Dann folgen die Kultureinrichtungen. Die größten Probleme in der Stadt Zwickau wer-
den von den Befragten v.a. in ganz praktischen Dingen gesehen: dem Verkehr und der ärztlichen Ver-
sorgung. Zwickau scheint grundsätzlich eine sehr sichere Stadt zu sein. So ist das Thema Sicherheit am 
Tag für die ganz überwiegende Mehrheit der Befragten kein Problem. Ein komplett anderes Bild ergibt 
sich aber für das Sicherheitsgefühl in der Nacht! In der Stadt allgemein fühlen sich nachts nur noch ca. 
40% halbwegs sicher. Insgesamt fühlt sich nur in etwa ein knappes Drittel der Befragten durch be-
stimmte Personengruppen in der Stadt Zwickau „beeinträchtigt“. Besonders stark ist das Gefühl der 
Beeinträchtigung bei den Anhänger*innen der AfD ausgeprägt. 
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Menschen mit Migrationshintergrund 

Das nachbarschaftliche Verhältnis zwischen deutschsprachigen Bewohner*innen Zwickaus und Men-
schen mit Migrationshintergrund scheint eher durch eine Trennung gekennzeichnet zu sein. Von den 
Befragten mit erster Muttersprache Deutsch haben gerade einmal ein Viertel sehr häufig oder häufig 
Kontakt mit Menschen mit Migrationshintergrund. Wie die Umfrage erbrachte, wird die Zahl von Men-
schen mit Migrationshintergrund von etwa 40% der Zwickauer Befragten deutlich überschätzt. Die ein-
heimische Zwickauer Bevölkerung ist zwar eindeutig nicht antisemitisch eingestellt, es gibt aber 
enorme Vorbehalte gegenüber Flüchtenden und Asylbewerber*innen aus dem arabischen und nord-
afrikanischen Raum, aus Subsahara-Afrika sowie gegen Sinti und Roma. Dabei zeigt sich deutlich, dass 
Menschen, die häufig Kontakt mit dieser Menschengruppe haben, viel weniger die Möglichkeit eines 
friedlichen Zusammenlebens in Zweifel ziehen. Die meisten Probleme haben die Zwickauer mit musli-
mischen Migrant*innen. Zwar glauben knapp 40% der Befragten in Zwickau, dass die meisten Muslime 
und Musliminnen in Deutschland einen friedliebenden und toleranten Islam vertreten, etwa ein Fünf-
tel bezweifelt dies aber. So ist das Gefühl der Überfremdung bis weit in die Mitte der Zwickauer Ge-
sellschaft vorgedrungen ist. Der These „Die Überfremdung Deutschlands ist umgehend zu stoppen!“ 
stimmen immerhin etwas 40% der Zwickauer Befragten zu. Insgesamt lässt sich daher sagen, dass es 
in Zwickau eine starke Ablehnung der Zuwanderung und eine recht weit bis in die Mitte der Gesell-
schaft verbreitete Angst vor einer „gefährlichen Überfremdung“ durch Ausländer*innen gibt.  

 

Stadtverwaltung und Kultureinrichtungen 

Die Nutzung der Kultur- und Freizeitangebote der Stadt Zwickau durch die Befragten ist nicht übermä-
ßig groß. Weniger als ein Drittel der Befragten gab an, diese Angebote sehr häufig oder häufig zu nut-
zen. Bezüglich der unterschiedlichen Kultur- und Freizeiteinrichtungen in Zwickau gibt es jedoch große 
Unterschiede in der Beliebtheit sowie unterschiedliche Nutzungshäufigkeit nach Personengruppen. 
Insgesamt sind die Zwickauer Museen keine Orte, die von der einheimischen Bevölkerung regelmäßig 
aufgesucht werden. Lediglich das August-Horch-Museum kann einen relevanten Teil der Zwickauer 
Befragten mobilisieren. Den größten Zuspruch finden in der Stadt Zwickau allerdings die Restaurants, 
Gaststätten, Bars und Kneipen. Warum wird klar, wenn man sieht, dass etwa zwei Drittel der Befragten 
„Unterhaltung erleben“ wollen oder „Entspannung“ suchen. Des Weiteren ist festzustellen, dass die 
Arbeit der Polizei von den Befragten deutlich besser eingeschätzt wird als die der Stadtverwaltung oder 
des Stadtrates. 

Zu den konkreten Fragen der Stadtverwaltung wurden folgende Antworten gegeben: 

 Eine Bürger*innen-App wird von einer klaren Mehrheit der Befragten gewünscht. 
 Die Neugestaltung des Stadtteiles 26/Eckersbach E5 wird deutlich positiv bewertet. 
 Die Neugestaltung des Ostteils der Innenstadt (DDR-Wohnungsbau Katharinenstraße / 

Nicolaistraße) mit Wohnen, Kultur, Bildung, Freiräumen, Grünflächen, nicht störendem Ge-
werbe wird von gut 10% der Befragten als sehr dringend und von 22% als dringend eingestuft. 

 Die Verlängerung der Mitteltrasse S293 ab dem Kreisverkehr Werdau B175 in Richtung 
B93/BAB4 wird von knapp 37% der Befragten als (sehr) dringend empfunden. 

 Die Sanierung der Gleisanlagen der Straßenbahn zum Hauptbahnhof wird von einem überwie-
genden Teil der Befragten für dringend gehalten. 

 Den Bau einer Jugendherberge in der Nähe der Innenstadt halten nur knapp 30% der Befragten 
für (sehr) dringend. 

 Bei etwa zwei Drittel der Befragten fand der Gedanke einer wiederkehrenden Bürger*innen-
befragen deutliche Zustimmung – und das über alle Parteigrenzen hinweg. 
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Mobilität 

Für die Befragten in Zwickau ist das Auto ihr bevorzugtes Verkehrsmittel. Gut die Hälfte der Befragten 
nutzt es, um zur Arbeit, in die Ausbildung oder zum Studium zu kommen. Die Befragten in Zwickau 
gaben an erster Stelle an, der ÖPNV sei ihnen zu teuer. Für gut ein Drittel der Befragten sind zudem 
die Anbindungen ungünstig oder schlecht. Das Bus- und Bahnnetz in Zwickau muss daher in Zukunft 
deutlich attraktiver werden, um mehr Menschen zum Umsteigen auf den ÖPNV zu motivieren. Des 
Weiteren sagen die Befragten: 

 Die Infrastruktur für Elektromobilität in Zwickau halten lediglich knapp 10% der Befragten für 
gut.  

 Weitere Tempolimits wünschen sich über die Hälfte der Befragten explizit nicht, nur etwa 11% 
wünschen sie ausdrücklich.  

 Den Ausbau der Fahrradwege in Zwickau halten etwa zwei Drittel der Befragten für notwendig. 
 Etwa die Hälfte der Befragten unterstützt die Forderung, rund um den Hauptmarkt eine auto-

freie Zone zu schaffen.  

 

Fazit 

Wie in dieser Auswertung der Umfrage aus dem Sommer 2022 dargestellt wurde, konnten v.a. große 
Unterschiede zwischen den Wähler*innen der Partei Die Grünen und der AfD herausgearbeitet wer-
den, die an das Konzept der „Anywheres“ und „Somewheres“ von David Goodhart erinnern. Wie an-
hand des Beispiels Zwickau gezeigt werden kann, handelt es sich dabei aber nur um die Enden im ge-
sellschaftlichen Spektrum.  Auch in Zwickau ist das Thema „Migration“ entscheidend für die politische 
Ausrichtung, die Zufriedenheit und das Zusammenleben der Menschen. Wie bereits Goodhart schrieb, 
schufen die herrschenden „Anywheres“ „eine viel offenere Wirtschaft und förderten die Massenein-
wanderung, während [sie] das Unbehagen über die schnellen ethnischen Veränderungen im ganzen 
Land ignorierten oder als fremdenfeindlich abstempelten.“67 Dies kommt auch in den Meinungen der 
sich konträr gegenüberstehenden Gruppen deutlich zum Ausdruck. So führt gegenseitiges Unverständ-
nis auch in Zwickau zu einer gefühlt gespaltenen Gesellschaft, für die es ansonsten nur wenige reale 
Hinweise gibt. Man muss daher auch in Zwickau Goodhart folgen: „Die Aufgabe der Politik besteht für 
die nächste Generation darin, einen neuen Ausgleich zwischen diesen beiden Werteblöcken zu fin-
den.“68 

 
67 Goodhart (2017). 
68 Goodhart (2017). 
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